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Beginn der Sitzung: 10.02 Uhr. 

Präsident Dipl.-Ing. Hasiba: Hohes Haus! 
Ich eröffne die 42. Sitzung des Steiermärkischen 

Landtages in der laufenden XIII. Gesetzgebungs­
periode. 

Ich begrüße alle Erschienenen, im besonderen die 
Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung mit 
Frau Landeshauptmann Klasnie an der Spitze. 

Entschuldigt ist Präsident Dipl.-Ing. Vesko. 
Wir kommen zur Aktuellen Stunde mit dem Thema: 

„Jugendbeschäftigung". 
Zur Begründung erteile ich Herrn Abgeordneten 

•Genriarö das Wort. 
Die Redezeit beträgt zehn Minuten, und ich bitte 

Sie, sich daran zu halten. 

Abg. Gennaro (10.03 Uhr): Keine Bange, der 
Metaller hat sich noch immer an die Zeit gehalten. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die sozialdemokratische Partei hat die „Aktu­
elle Stunde" zur Jugendbeschäftigung im Steier­
märkischen Landtag beantragt, weil durch zahlreiche 
Maßnahmen - mit durchaus nicht zu unterschätzen­
dem finanziellen Aufwand - (vom Arbeitsmarktservice 
183 Millionen und vom Land 130 Millionen Schilling) 
für Jugendliche am steirischen Arbeitsmarkt letztlich 
eine Situation eingetreten ist, die, verkürzt dargestellt, 
mit „katastrophal" beschrieben werden kann. Knapp 
20 Prozent aller mit Ende September 1998 beim AMS 
als arbeitssuchend gemeldeten Jugendlichen befinden 
sich in der Altersgruppe der 15- bis 25jährigen, insge­
samt also 5530 Personen. Knapp 40 Prozent aller beim 
AMS vorgemerkten Arbeitssuchenden besitzen eine 
Qualifikation, die über den Pflichtschulabschluß nicht 
hinausreicht. Der steirische Lehrstellenmarkt zeigt 
eine noch angespanntere Situation: Den 1448 lehr­
stellensuchenden Jugendlichen stehen lediglich 229 
gemeldete offene Lehrstellen zur Verfügung. Das 
heißt für die Steiermark im Klartext, sechs Jugendliche 
bewerben sich um einen Lehrplatz, Wir sind in der 
Steiermark nach wie vor das Schlußlicht. Es gibt 
Bezirke, wo der Lehrstellenandrang noch weit höher 
ist: Hartberg eins zu sieben, Judenburg eins zu zehn, 
Leibnitz eins zu 15, also 15 Jugendliche auf einen 
Lehrplatz. Skizziert man den unrealistischen Fall, 
dann bleiben, wenn man jetzt die offenen Lehrstellen 
umrechnet, 1219 sofpft auf der Straße, Die Zahl der 
Jugendlichen, die sich bis heute um einen Lehrplatz 
beworben haben, dafür oft 80 bis 100 Bewerbungen 
absenden, kaum Antworten von der Wirtschaft be­
kommen: und Wartezeiten bis zu einem Jahr in Kauf 
nehmen müssen, nimmt ständig zu. Man muß sich ein­
mal in die Situation eines Jugendlichen versetzen, was 
das gesellschaftspolitisch für ihn bedeutet, wenn in 
unserem System weder eine Einstiegs- nödh eine Aus-
bildungs- und daher auch keine Zukunftsperspektive 
gebötenwerden kann..Wir"wissen, daß diese Situation 

der Mährboden für Jugendkriminalität und Radikalis­
mus ist. In den steirischen Berufsschulen würde man 
ein derartiges miserables Ergebnis, wenn man den 
Fächgegenstand „Politische Bildung" herrnmmt, mit 
der Note „Nicht genügend" bewerten. In der heutigen 
„Aktuellen Stunde" zur Jugendbeschäftigung bestehe 
ich aber darauf, uns für kurze Zeit noch einmal das 
Jahr 1997 in Erinnerung zu rufen: Das von den steiri­
schen Wirtschaftskammerfunktionäreri anhaltende 
Gejammere über die rigiden Ausbildungsvorschriften 
führte im vergangenen Jahr zum wohl besten Schmäh 
der Dachdeckerlehrlinge, und wir haben das hier 
schon einmal diskutiert,: wo die Unternehmer immer 
bekräftigt haben, daß das die Dinge sind, warum sie 
keine Lehrlinge aufnehmen und daß es angeblich 
fällige Lehrlingsreformen gibt. Obwohl sich nach 
genauer Prüfung . der Schutzvorschriften selbstver­
ständlich herausgestellt hat, daß ein Dachdecker­
lehrling sehr wohl auf das Dach steigen darf — nur 
geeignet gesichert sein muß -, einigte man sich im 
Jahr 1997 auf ein sogenanntes. „ Lehrlingspaket "v 
Diese Einigung hat ein Kostensenkungsprogramm 
beinhaltet, wo einerseits ausdrücklich die Interessen­
vertretung der Arbeitnehmer ihre Zusagen einge­
halten hat und wonach die Wirtschaft bekräftigt hat, 
wenn dieses Paket über die Bühne ist, auch aus­
reichend Lehrplätze zur Verfügung zu stellen. Aus 
heutiger Sicht sage ich, dieses Lehrlingspaket hat zur 
Gänze versägt und wurde seitens der Wirtschaft 
unverschämt ausgenutzt. Die Vorleistungen sind wohl 
von einer Seite erbracht, aber die Zusagen der Wirt­
schaft nicht eingehalten worden. Allen Wirtschafts­
politikern, den sogenannten „Marktverfechtern", 
müßte man sagen,, der Markt hat wieder einmal ver­
sagt. Die Wirtschaft hat ihr Wort nicht gehalten, und 

„ daher sind wir jetzt vor der Situation, daß der Staat und 
das Land eingreifen müssen. Diese von mir prognosti­
zierte Entwicklung führte letztlich auch zur Ein­
setzung eines Auffangnetzes für Jugendliche, dem 
sogenannten „Nationalen Aktionsplan für Beschäfti­
gung". Als sozialdemokratischer Ländespolitiker und 
Gewerkschafter begrüße und unterstütze ich aus­
drücklich die Initiative unseres Bundeskanzlers, das 
Modell des „Auffangnetzes für Jugendliche" zu instal­
lieren. Es wäre mir aber auch lieber gewesen, daß wir 
diese insgesamt 1,8 Milliarden Schilling, die diese 
Situation umfaßt, nicht aus Steuermitteln verwenden 
hätten müssen. In allen Buhdesländern hat die sozial­
partnerschaftliche Landesprojektgruppe unter dem 
Vorsitz der Landeshauptleute, die einberufen wurde, 
getagt. Ich muß hier von dieser Stelle a.us Ihnen, Frau 
Landeshauptmann, sehr wohl einen Vorwurf machen. 
Nachdem Sie die Vorsitzende dieses Ausschusses sein 
sollten, haben Sie es leider Gottes in vier Monaten der 
Beratungen nicht einmal /der Mühe wert gefunden, 
Ihre Kompetenz wahrzunehmen und zu diesem Aus­
schuß zu gehen. Ich danke aber den Sozialpartnern 
und indirekt auch meinem Kollegen Mag. Hochegger, 
der hier entscheidend für die Wirtschaft in sozial-
partnerschaftlicher Art bewirkt hat, daß wir in der 
Steiermark ein Programm zusammenstellen konnten, 
das wirklich auf die Bedürfnisse der Wirtschaft Rück­
sicht nimmt: 169,2 Millionen SchillingBühdesbudget-
mittel für insgesamt 752 steirische Jugendliche. Davon 
wurden 282 Ausbildungsplätze und 470 Stiftunds- ' 
platze ̂ vereinbart;. die ab 15. November 1998 den 
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Projektträgern zur Verfügung stehen. Wenn man be­
denkt, und das möchte ich herausstreichen, um es in 
Erinnerung zu rufen, daß der Wirtschaftskammer­
präsident Mühlbacher eigentlich zehn Monate hin­
durch 15 Lehrlinge in Fohnsdorf verhindert hat, hat 
diese Landesprojektgruppe in vier Monaten ein Er­
gebnis zusammengebracht mit 752 Ausbildungs­
plätzen. Das kann man als sicherlich sehr beachtlich 
und fortschrittlich bezeichnen. (Beifall bei der SPÖ.j 
Trotz dieser Einigung, meine Damen und Herren, 
dieser Landesprojektgruppe stehe ich nicht an, auch 
hier Kritik zu äußern, Kritik bezüglich des Nationalen 
Aktionsplanes für Lehrstellensuchende. Zum einen 
erfolgte die Verteilung der Förderungsmittel unab­
hängig von der Zahl der • Lehrstellensuchenden und 
von Daten des Jahres 1997, was zur Folge hat, daß 
auch andere Bundesländer Mittel erhalten, die kaum 
Lehrstellensuchende haben. Unsere Forderung war 
daher und wird weiterhin sein, die NAP-Mittel, die 
nicht ausgeschöpft werden können in den Buhdes­
ländern, in die Steiermark zu transferieren, weil wir 
einen Bedarf haben. Zum zweiten sind die vorge­
sehenen Mittel strikt der einzelnen Maßnahme zuge­
ordnet und können daher nicht transferiert werden. 
Zum dritten gibt es das Problem, daß nur die Schul­
abgänger 1998/99 davon betroffen sind. Diese von mir 
skizzierten drei Schwachpunkte müssen aus steiri-
scher Sicht sofort klargestellt und korrigiert werden. 
Meine Damen und Herren! Auf Grund der von mir 
vorhin zitierten aktuellen Daten zum steirischen Lehr­
stellenmarkt wird ersichtlich, daß wir trotz dieses Auf­
fangnetzes für 752 Jugendliche nicht in der Lage sind, 
unsere Lehrstellenprobleme restlos zu lösen. Ich 
möchte hier auch einbringen, daß ich, Gott sei Dank, 
an der Spitze meiner Befürwortung für die Unter-
Stützung allen danken möchte, die sich auch für die 
Initiative „Job 2000" unseres Landeshauptmannes 
Dr. Schachner und unseres Landesfinanzreferenten 
Ressel klargestellt haben, hier Geld' in die Hand zu 
nehmen. Endlich ist dieses Gießkannenprinzip, Herr 
Landesrat Paierl, damit passe, weil wir auf Grund die­
ser Zahlen und Mittel nachweisen können, die in die 
Steiermark geflossen sind, daß das einen Mitnahme­
effekt gehabt hat und eigentlich den Lehrlingen nichts 
gebracht hat. 36.500 Betriebe haben wir in der Steier­
mark, die die Möglichkeit hätten, Lehrlinge auszu­
bilden, aber 5900 bilden nur aus. Ich sage das deshalb, 
weil alle sich von dieser Ausbildung distanzieren und 
daher zu Recht immer wieder von uns diese Forderung 
eingebracht wird, weil Herr Präsident Mühlbacher 
immer gesagt hat: „zu Tode subventionieren" und „zu 
Tode jammern", das muß aufhören. Hören wir auf 
mit dem „Zu-Tode-Subventionieren". Geben wir das 
Geld in die Projekte, wie es vorgesehen ist, damit 
wir auch, so wie Vorarlberg oder Niederösterreich, 
einen Zuwachs an Lehrlingen haben und nicht einen 
5prozentigen Rückgang. (Beifall bei der SPÖ.) Ich 
glaube auch, daß wir daran arbeiten müssen, daß wir 
die Richtlinien der steirischen Wirtschaftsförderung zu 
adaptieren haben. Mit moderaten Zu- und Abschlägen 
muß es uns gelingen, die Betriebe, die Lehrlinge aus­
bilden, bei der Förderung zu berücksichtigen, und 
daher immer wieder von uns der steirische Lastenaus­
gleich gefordert wird. Ich komme schon zum Schluß, 
denn die Uhr blinkt schon, und fasse kürz zusammen: 
Der bundesweite Jugend-NAP reicht in der Steier­

mark nicht aus. Darüber hinaus besitzt er die von mir 
aufgezeigten und skizzierten Schwächen und Mängel. 
Den steirischen Jugendlichen muß eine Einstiegs- und 
Zukunftsperspektive geboten werden. Hier ist das 
Land aufgerufen, Maßnahmen zu ergreifen. Das Mo­
dell „Job 2000" ist für mich eine geeignete Grundlage 
und gegenüber dem bisherigen Förderungswahnsinn 
nach dem Gießkannenprinzip die einzige Alternative. 
Ein herzliches Glückauf! (Beifall bei der SPÖ. -
10.13 Uhr.) 

Präsident: Ich bedanke mich für die hervorragende 
Zeitdisziplin beim Herrn Abgeordneten. Meine 
Damen und Herren, ich begrüße jetzt die 28 Damen 
und Herren der •Katholischen Frauenbewegung aus 
Langenwang.mit Obfrau Christine Froihofer. (Allge­
meiner Beifall.) 

Und ich begrüße die 28 Schüler und Schülerinnen 
der Hauptschule Hausmanristätten unter der Leitung 
von Herrn Hauptschuloberlehrer Ekkehardt Raab sehr 
herzlich. (Allgemeiner Beifall.) 

Und nun erteile ich der Frau Landesrätin Dr. Rieder 
das Wort zur Abgabe einer Stellungnahme. Ihre Rede^ 
zeit, Frau Landesrätin, beträgt fünf Minuten. 

Landesrätin Dr. Rieder (10.14 Uhr): Hohes Haus! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, daß wir in der Steiermark einfach ein 
Jugendbeschäftigungsprogramm brauchen. Die Zahl 
der Lehrstellensuchenden -̂  der Herr Abgeordnete 
Gennaro hat es schon erwähnt - beläuft sich auf 5500. 
Das sind Jugendliche im Alter von 15 bis 25 Jahren, 
die beim AMS vorgemerkt sind und einfach in die 
Richtlinien des Jugend-NAP nicht passen. Parallel 
dazu die Zahlen der Lehrstellen. Immerhin und weiter­
hin rückläufig, massiv rückläufig. Die Wirtschafts­
kammer hat mit Ende September die Zahlen mit 6136 
bekanntgegeben. Das entspricht einem Minus von 
5,4 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Österreichweit 
im Durchschnitt gibt es 3,2 Interessenten auf einen 
Lehrplatz in der Steiermark, man höre und staune, 
sind es 6,3. Wir sind also das Schlußlicht. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Arbeit und Ausbildung 
ist zweifelsohne das wichtigste Thema, das unsere 
steirische Jugend interessiert. Ich bitte auch zu beden­
ken, daß Jugendarbeitslosigkeit, und damit verbunden 
eine mangelnde Integration in die Gesellschaft, ein 
Nährboden - ich möchte sagen ein gefährlicher 
Nährboden - für Radikalismus und Jugendkriminalität 
sind. Alle Studien und Statistiken weisen darauf hin 
und zeigen, daß gerade dort, wo es eben zu wenig 
Lehrstellen, zu wenig Arbeit für Jugendliche gibt, 
Jugendgewalt besonders Platz greift. Daß das genau 
in diesen Gebieten ist,, läßt sich eindeutig festlegen. 
Meine Damen und Herren, warum wir dieses Jugend­
beschäftigungsprogramm brauchen, glaube ich, habe 
ich mit diesen kurzen Worten eindeutig skizziert. 
Ich möchte Ihnen aber jetzt auch sagen, wie wir 
dieses Jugendbeschäftigungsprogramm „Job 2000" 
umsetzen möchten. Zielgruppe, das sind jene 5500 
Jugendlichen im Alter von 15 bis 25 Jahren, die beim 
AMS vorgemerkt sind und nicht unter die Richtlinien 
des Jugend-NAP fallen. Bevorzugt werden wir weib-

: liehe Jugendliche behandeln und ebenso bevorzugt 
jene Jugendlichen, die aus psychischen, physischen 
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und auch sozialen Komponenten sich besonders 
schwer tun. (gefördert werden Projekte von beste­
henden Trägern, die bereits in der aktiven Arbeits-
marktpölitik in Erscheinung treten wie das BFI, das 
WIFI, J ugend am Werk und auch das LFI zum Beispiel. 
Dazu kommen Träger, die im Sozialbereich tätig 
sind wie die Volkshilfe oder die Caritas, und natürlich 
auch kommunale Träger. Wir haben uns vorgestellt, 
daß zehn Interessenten pro Projekt sich anmelden 
müssen, und pro nachweislich zusätzlich geschaffe­
nem Arbeitsplatz in den Bereichen Qualifizierung 
und Beschäftigung, und damit meine ich zum Bei­
spiel Lehrlingsstiftungen, Arbeitskräfteüberlassung 
für Jugendliche, Beschäftigungsgesellschaften, Akti­
vierungsprojekte, Lehrausbildungsprojekte und so 
weiter, werden aus Landesmitteln durchschnittlich 
100.000 Schilling zur Verfügung -gestellt.' Bevorzugt 
natürlich Projekte, die der nachweislichen Integration 
am Ärbeitsmarkt dienlich sind, und natürlich auch 
solche Ausbildungen, die für den Sozialbereich Gel­
tung haben. Natürlich können auch bestehende Pro­
jekte miteingebunden werden, sofern sie expandieren 
und die angeführten Kriterien erfüllen. Die Auswahl 
und die Abwicklung sollte und wird durch das Sozial­
ressort des Landes erfolgen in Abstimmung-mit dem 
Arbeitsmarktservice Steiermark. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Jugendbeschäftigungsprogramm „Job 2000" wird 
jungen Menschen in-der Steiermark eine neue positive 
Perspektive geben. Setzen wir es um! Ich danke Ihnen! 
(Beifall bei der SPÖ. -.10.18 Uhr.) 

Präsident: Ich bedanke mit ebenfalls und erteile 
das Wort dem Herrn Landesrat Ing. Ressel zu einer 
Stellungnahme; Redezeit ebenfalls bitte fünf Minuten. 

Landesrat Ing. Ressel (10.18 Uhr): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Ich glaube, der Herr Abgeordnete Gennaro hat in 
sehr eindringlicher Weise geschüdert, worum es bei 
diesem Vorhaben „Job 2000" geht. Diese 5500. 
arbeitslosen Jugendlichen zwischen 15 und 25 Jahren 
sind - wenn wir ganz ehrlich sind - die Schwachstelle 
unserer Gesellschaft. Hier haben wir zu handeln. 
Und warum haben wir als öffentliche Hand, als Politi­
ker zu handeln? Ich sage es Ihnen. Mir ist folgendes 
vor wenigen Tagen bei einer Betriebsversammlung 
widerfahren. Ein Großunternehmen in der Getränke­
industrie, der Betriebsrat hat berichtet, daß der Vor­
stand einhellig die Meinung dort verkündet hat, daß 
ihm - nämlich dem Vorstand - die Volkswirtschaft 
nichts angeht, Ja, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, wenn dem Vorstand eines österreichischen 
Großunternehmens die Volkswirtschaft nichts mehr 
angeht, dann geht ihm auch; das Volk, die^ Bevölke­
rung nichts ah. Und wenn ihm die Bevölkerung nichts 
angeht, dann kümmert er sich natürlich auch nicht um 
die soziale Komponente den Beschäftigung. Und ich 
sage Ihnen, meine Erfahrungen sind die, daß das keine 
Einzelhaltung ist, sondern daß das im Zeitalter des 
Kasinokapitalismus die derzeit geltende Einstellung in 
der Unternehmerschaft in Österreich ist, zumindest 
trifft das meiner Erfahrung nach für e inen Großteil zu. 
(Beifall bei der SPÖ.) Das bedeutet aber auch, daß wir 

uns von dieser Seite keine soziale Beschäftigungs­
komponente erwarten" können. Und ihr müßt euch ein­
mal vorstellen, was das bedeutet. Diese pessimistische, 
die geldoriehtierte Haltung führt letzten Endes dazu, 
daß über die Meinung der Vorstände das in den Be­
trieben wirkt. Und wenn man darin die Erwartungen 
der Menschen in diesem Land, in dieser Republik und 
in ganz Österreich abfragt, Herr Pürr, na dann fragen 
Sie einmal die Leute, was erwarten sie sich denn. Sie 
erwarten sich, daß die Arbeitslosigkeit steigt, sie er­
warten sich, daß die Arbeitslosigkeit größer wird, daß 
jene, die eine Arbeit haben, für jene, die keine haben, 
finanziell aufkommen, und sie erwarten sich, daß etwa 
ein Drittel in der Bevölkerung eine sichere Beschäfti­
gung hat, daß ein Drittel in der Bevölkerung etwa in 
einer prekären Beschäftigungslage ist, immer wieder 
in Konkurrenz zu anderen Arbeitnehmern, anderen 
Industrienationen steht und daß ein Drittel permanent 
in Gefahr ist. Das ist die Situation, mit der wir leben 
müssen. Da helfen unsere ganzen Sonntagsreden 
nicht, sondern das ist die Situation. Und wenn wir 
nicht in der Lage sind, den Jugendlichen Beschäfti­
gung zu beschaffen, dann nehmen wir j enen die 
Chance auf die Zukunft. Gennaro hat das ausge^ 
drückt. Und daher sage ich, daß wir, wenn wir bereit 
sind, davon gehe ich aus, Mittel für die Beschäftigung 
aufzuwenden, das nicht über die Wirtschaftsförderung 
machen können, weil - und ich wiederhole mich jetzt -
für die Wirtschaft die zusätzliche Beschäftigung kein 
Anliegen ist, sondern die Wirtschaft orientiert sich an 
der Gewinnmaximierung. (Abg. Purr: „Die Wirtschaft 
lebt von der Nichtbeschäftigung!") Herr Kollege Purr, 
sie orientiert sich an der Wirtschaftlichkeit und nicht 
an der Beschäftigung. Wer heute Beschäftigung will, 
muß in den Sozialbereich gehen, muß ökonomisch 
soziale Projekte finanzieren, um dort die Beschäfti­
gung zu erwirken. Ich glaube, es liegt auf der Hand. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Hohes Haus, was haben denn wir bei der letzten 
Aktion festgestellt? Ein Friseurmeister hat für die 

. Beschäftigung eines Friseurlehrlings pro Monat 
1000 Schilling bekommen. Jetzt frage ich Sie, sind 
dadurch die Haare in Österreich und in der Steiermark 
schneller gewachsen? Sind deshalb mehr Köpfe zu 
schneiden gewesen? Nein, selbstverständlich nicht. 
Kein einziger zusätzlicher Lehrling ist deshalb im 
Bereich der Friseure beschäftigt worden. (Abg. 
Schützenhöfef:, „Eine Pauschalbeurteilung!") Was hat 
man gemacht? Man hat aus dem Naheverhältnis einer 
politischen Partei zur Wirtschaft dieser Wirtschaft 
Geschenke gegeben. Das ist aber nicht unsere Ab­
sicht. Unsere Absicht ist es ja, Beschäftigung, Herr 
Klubobmann, zu schaffen. Sie haben es.selbst erlebt. 
(Abg. Purr: „Zuerst beschäftigen Sie, und dann sagen 
Sie es noch!") Sie sind mit dieser Kritik selbst konfron­
tiert worden. (Abg. Purr: „Wir brauchen nichts mehr 
beschließen!") Ich sage daher, gehen wir in den Be­
reich des Sozialen, denn dort sind nicht wenige dieser 
5500 arbeitssüchenden Jugendlichen ohnedies an­
hängig. Wenn sie behindert sind und wenn sie Sozial­
hilfe bekommen, werden sie heute vom Sozialressört 
betreut. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
geht nur über den Sozialbereich. Es geht nur über eine 
Komponente des Sozialstaates, und es geht letztlich 
ausschließlich darum, Beschäftigung zu schaffen und 
nicht Wirtschafthchkeit, denn die Wirtschaftlichkeit 
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entsteht ohnedies andauernd, indem unnötigerweise 
rationalisiert wird ohne Hinblick darauf, wie es der 
Volkswirtschaft und wie es letzten Endes der Bevölke­
rung geht. Danke! (Beifall bei der SPÖ.— 10.24 Uhr.) 

Präsident: Danke. Die Zeit war knapp, aber korrekt. 
Ich darf jetzt ein für allemal sagen, daß alle weiteren 
Damen und Herren, die in dieser Aktuellen Stunde das 
Wort ergreifen, eine Redezeit von jeweils fünf Minuten 
haben. Als erstem Redner erteile ich dem Herrn 
Landesrat Dipl.-Ing. Paierl das Wort. 

Landesrat Dipl.-Ing. Paierl (10.25 Uhr): Verehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! 

Wie immer von dieser Stelle: Ich glaube, Sie haben 
Anspruch auf Zahlen, Daten, Fakten und auf das, was 
tatsächlich passiert ist beziehungsweise was Sache ist.' 
Es gibt keinen einzigen Beschluß der Regierung in den 
letzten drei Jahren unter Waltraud Klasnic, der in die­
ser Sache, was die Jugendbeschäftigung, die Arbeits­
marktpolitik von Landesseite anlangt, nicht einstim­
mig gewesen wäre, einstimmige Beschlüsse nicht nur 
in der Regierung, sondern auch, und das haben Sie 
eigentlich beim Wort des Kollegen Gennaro durch­
gehört, er sitzt als Fraktionsführer im Wirtschaftsförde-
rungsbeirät und als Mitglied auch im Berufsschul­
beirat. Erstes Faktum: Die Jugendarbeitslosigkeit in 
der Steiermark ist nicht am höchsten aller Bundes­
länder. Ich darf Ihnen das zeigen, und Sie können das 
auch näher betrachten, wenn Sie wollen, wenn Sie 
tatsächlich Interesse an diesem Faktum haben: Grün 
ist die Steiermark, nur die Bundesländer - und das sind 
sozusagen die Zentralräume - Wien und Niederöster­
reich sind besser. Alle anderen Bundesländer sind bei 
den 15- bis 24jährigen über 20 Prozent. Die Aussage, 
die Steiermark ist am schlechtesten oder hat dies­
bezüglich die rote Laterne, ist unrichtig. Gegenteil: In 
der Entwicklung der letzten Jahre konnte im Bundes­
ländervergleich die Steiermark mehr . gegen die 
Jugendarbeitslosigkeit tun, und das insbesondere, und 
das unterscheidet mich grundsätzlich, und dazu be­
kenne ich mich auch und das möchte ich auch dar­
stellen, von der Ansicht des Kollegen Ressel, nur durch 
die intensiven Bemühungen der Wirtschaft bezie­
hungsweise auch die Bereitschaft der Wirtschaft und 
die Erkenntnis der Wirtschaft, daß die Mitarbei terund 
auch die jungen Mitarbeiter und die Ausbildung die­
ser Mitarbeiter ihr Kapital ist in dem strengen Wett­
bewerb, dem sich die steirischen Unternehmungen 
auszusetzen haben. Ich wehre mich ganz bewußt 
dagegen, daß hier altersklassenkämpferisches Mate­
rial ausgegraben Wird. (Abg. Gennaro: „Im Sinne der 
Jugendlichen bin ich gerne Klassenkämpfer!" - Beifall 
bei der SPÖ.) 

Zum zweiten: Wenn es hier Treißt, die Lehrverträge, 
und das ist jetzt das Kapitel der Lehrverträge, das ist 
das Kapitel der Lehrlinge, dann schauen Sie sich bitte 
diese Grafik an, die Lehrlinge im ersten Lehrjahr. Das 
ist das Jahr 1995, das Jahr 1996 und das Jahr 1997. Sie 
brauchen nur e inen Blick darauf zu werfen, dann 
werden Sie sehen, was aus der steirischen Wirtschaft 
im Arbeitsmarkt an Lehrbetrieben Gott sei Dank 
wiederum zurückgekehrt ist zur Lehrausbildung, Sie 
wissen das, paßt aber vielleicht da oder dort nicht in 
Ihr parteitaktisches Konzept, es ist aber so. 

Zum dritten: Die Steiermark hat diesbezüglich, was 
die wirtschaftspolitischen und arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen betrifft, Gott sei Dank immer in einer sehr 
guten Abstimmung mit dem sehr fortschrittlichen 
Arbeitsmarktservice in der Steiermark Programme ge­
macht, die gegriffen haben. Die Daten zeigen das, und 
Sie können das alles nachlesen. Sie sind ja selbst in 
den Gremien, in den Ausschüssen und in den Beiräten 
drinnen. Zur Kostehfrage: Es wurden in den letzten 
drei Jahren, von 1996 aufwärts bis zum heutigen Tag, 
insgesamt 7800 Jugendliche aus dem Wirtschafts­
ressort im Rahmen des Qualifizierungs- und Beschafft -
gungsprogrämms nicht im Rahmen der Wirtschafts­
förderung, ich wiederhole das, denn das ist ein großer 
Unterschied, im Rahmen des kooperativen und steiri­
schen Beschäftigungs- und Qualifizierungsprogramms 
gemeinsam mit dem AMS 7800 Jugendliche betreut 
beziehungsweise in Qualifizierungsmaßnahmen ein­
gebunden. Da ist zum Teil auch jene Maßnahme 
dabei, die mit „Plus ein Lehrplatz", „Schaffe Lehr­
plätze" österreichweit als Vorbild gewirkt hat und 
heute von der Stadt Graz unter Bürgermeister Stingl 
über Antragstellung der Wirtschaftsreferentin Mares 
Rossmann mit dem Finanzreferenten Sigi Nagl verab­
schiedet wurde - zwei Jahre nach uns. Ich komme 
schon zum Schluß: Der sfeirische Aktionsplan - der 
ST AP - ist bei der Frau Landeshauptmann am 
21. September mit dem AMS-Leiter vereinbart wor­
den. Es waren auch die Kammerpräsidenten dabei. 
Einige Damen und Herren haben dort leider trotz Ein­
ladung gefehlt. Wir werden im Rahmen dieses STAP 
und im Rahmen unserer Zuständigkeit, und die sollte 
man hier nicht mit schrillen Tönen verwischen wollen, 
auch diesen STAP ausarbeiten und im Rahmen des 
von Ihnen verabschiedeten steirischen Arbeitsförde­
rungsgesetzes per 1. Jänner 1999 zur Umsetzung brin­
gen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der ÖVP. -.10.30 Uhr.) 

Präsident: Ich danke ebenfalls dem Herrn Landesrat 
Dipl.-Ing. Paierl. Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Wiedner. Ich erteile es ihm. 

Abg. Wiedner (10.30 Uhr): Herr Präsident, sehr ver­
ehrte Frau Landeshauptmann, Herr Landeshaupt-
mannstellvertretef, sehr geehrte Damen und Herren, 
Hohes Haus! 

Stand August 1998: 5513 Arbeitslose von 15 bis 25, 
über 50jährige 9,4 Prozent plus, offene Stellen — das 
einzige Minus - 5,4 Prozent. Die Antragsquote wurde 
heute auch bereits vom Kollegen Gennaro erwähnt: 
Wir haben voriges Jahr eine Antragsquote von drei 
gehabt, also 1568 Lehrstellensüchende zu 512 offenen 
Lehrstellen - laut Ihrem Papier, Herr Landesrat Paierl, 
heuer sind wir bei 1448 Lehrstellensuchendeh zum 
jetzigen Zeitpunkt September und sind bei 229 offe­
nen Lehrstellen - 6,3 Lehrlinge auf einen Arbeits­
platz. Jetzt schreibt eine österreichische Tageszeitung: 
„Auf Druck der Gewerkschaft wurde daher für 
4000 Jugendliche -ein prophylaktisches Auffangnetz 
aus überbetrieblichen Lehrgängen und Stiftungen ge­
knüpft, doch auch die dafür aufgewendeten 900 Mil­
lionen Schilling können die Lehrstellenkrise nicht ver­
hindern, solange keine Strukturreformen erfolgen." 
Hier, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind 
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wir bei der Quintessenz dieser ganzen Diskussion. 
Hier werden wieder hur Methoden aufgezeigt, mit 
denen man mit einem kleinen Pflaster eine große 
klaffende Wunde zukleben will. Wir alle wissen aber 
ganz genau, daß eine große und notwendige Opera­
tion erförderlich ist, weil das Ganze, was uns hier vor­
gelegt wird, ist kein Programm, ist kein sicheres Auf­
fangnetz, sondern das ist eine Flickschusterei. Frau 
Landesrätin, wenn Sie in der Landesregierung . als 
„Job-2000-Programm" nicht einmal zwei Seiten vor­
legen (Landesrätin Dr. Rieder: „Grundbeschluß!"), 
darin frage ich mich, wo hier die Strukturreforrn ist, 
weil Geldgeschenke zu machen verzögert, wenn nicht 
verhindert die Strukturreformen und ist nicht die 
notwendig Reform für. unsere Beschäftigungspolitik. 
Es geht scheinbar bei dieser Diskussion, wir haben es 
ja teilweise heute schon miterlebt - nur darum, wer 
sich das Mascherl aufsetzt, die 200 Millionen verteilen, 
zu dürfen, und nicht darum, wirklich einen Effekt in 
der Beschäftigung zu erzielen. Es sind im Endeffekt 
nur dünne Papiere vorhanden, und es geht meiner 
Meinung nach um die Ankündigungspolitik. Ich 
nehme das auch aus dem Papier von Landesrat Paierl, 
wenn 60 Millionen Schilling aufgewendet wurden 
für angeblich 1700 neue Lehrstellen, das entspricht 
35.000 Schilling pro Lehrplatz. Die Förderung war, wie 
ich weiß, nur 12.000 Schilling. Jetzt frage ich mich, wo 
ist der Rest von dem Ganzen geblieben, (Landesrat 
Dipl.-Ing. Paierl: „Drei Jahre!") Es waren keine drei 
Jahre, sondern es waren zwei Jahre, wo wirküch die 
12.000 Schilling gegeben Wurden. Dann sind Sie auf 
die 5000 Schilling runter. Es wird mit diesen Geld­
geschenken nur ein kurzfristiger Effekt erzielt, weil 
wir damit den Wust der Probleme nur mitnehmen, nur 
hinausschieben um ein Jahr. Wir kommen dann im 
nächsten Jahr voll in das Problem hinein, daß wir all 
diese vorausgeschobenen und aufgeschobenen Leute, 
die wir in die Wartesäle der Stiftungen untergebracht 
haben, dann, im Jahr 1999 voll für unsere Lehrlings­
zahlen zählen. Ich glaube, es geht nur darum, daß wir 
endlich die Strukturreformen angehen. Wir haben des 
öfteren in den Ausschüssen und Unterausschüssen dis­
kutiert. Aber es geht immer das beliebte Spiel weiter, 
die SPÖ schiebt es auf die Wirtschaft, die Wirtschaft 
kann das nicht und bringt das nicht weiter, und die 
ÖVP schiebt es auf die Gewerkschaft. Und eines, Herr 
Landesrat Ressel, meine ich schon, Lehrlingsaus­
bildung ist ein Problem der Wirtschaft, und Lehrlings­
ausbildung ist kein Sozialprojekt. Das, glaube ich, ist 
hier schon zu sagen. (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) 
Wenn wir so weitermachen, daß wir das Wort Subven­
tion als Leitwort für die Wirtschaft nehmen, dann frage 
ich mich nur, welcher Unternehmer wird dann noch 
hergehen und nimmt einen nicht geförderten Lehrling 
oder nimmt einen nicht geförderten Arbeiter. Wir wer­
den dann nur mehr mit Förderungen arbeiten können, 
und das - bitte ~ ist der Tod unserer Wirtschaft. Nicht 
Geldgeschenke helfen uns, sondern Strükturreformen. 
(Beifall bei der FPÖ.- 1.0.35 Uhr.) 

Präsident: Danke! Als nächster Rednerin erteile ich 
der Frau Mag; Zitz das Wort. 

Aßg. 'Mag,; Zitz (10.36 Uhr): Herr Präsident! Sehr 
geehrte^ Regierungsrnitgiieder! Sehr geehrte Köneoln-
neii undrKolle geh! '_.•.-/ ; 

Die beiden Regierungsparteien ÖVP und SPÖ über­
raschen uns fast wöchentlich mit heuen beschäfti­
gungspolitischen Initiativen. Die haben dann trendige 
Bezeichnungen: Einmal heißt es „Werde Lehrherr", 
einmal heißt es „Startjobs", einmal heißt es wie jetzt 
von der SPÖ „Job 2000", und diese Initiative wird 
dann jeweils von der arideren des sogenannten Regie-
rungskoälitionspärtners so lange blockiert, bis man für 
eine eigene neue Initiative auch ein paar Millionen 
Schilling herausgeschlagen hat. Resultat ist, daß es in 
der Steiermark im Beschäftigungsbereich und ganz 
besonders im Jugendbeschäftigungsbereich kein 
nachvollziehbares homogenes Programm gibt und 
eine Menge von schwarzen und roten Einzelmaß­
nahmen, die im Proporz entwickelt worden sind. Ein 
guter Teil dieser Einzelmaßnahmen ist nichts anderes 
als nicht besonders effiziente Wirtschaftsförderung. Im 
Wirtschaftsbericht des Landes für die Jahre 1994 und 
1996, für die der Herr Ländesrat Paierl zuständig ist, 
steht drinnen, ich zitiere: „Die Anzahl der neubegrün­
deten Lehrstellen liegt lediglich bei knapp 300." 
Genau zur gleichen Zeit, als wir hier im Landtag diese 
Aussage des Wirtschaftsberichtes diskutiert haben, hat 
es große Inserate gegeben mit der Landeshauptfrau, 
und da ist darauf gestanden: „1000 neue Lehrstellen 
für die Steiermark." Widerspruch * innerhalb einer 
Regierungsfraktion, Widerspruch innerhalb der bei­
den Personen, die Jugendbeschäftigungskompetenz 
im Landtag haben. Landesrat Ressel hat das ganz ein­
deutig nicht, und die SPÖ wollte ihm nur die Möglich­
keit geben, sich ein bißchen in Schwung zu bringen für 
seine Rolle als. Landtagswahlkampfleiter im Jahr 2000. 
Der Herr Landeshauptfraustellvertreter Schachner 
möchte einerseits diese „Job-2000"-Initiative starten, 
und zeitgleich vor zwei Wochen wird er im Standard 
zitiert, daß er sich Zwangsarbeit bei Langzeitarbeits­
losen, und das sind sehr häufig Jugendliche mit physi­
schen und psychischen Defiziten, wie die Frau Landes­
rätin Rieder gesagt hat, durchaus vorstellen kann. Sehr 
seltsame Art von Beschäftigungspolitik, aber ein Zu­
gang, Zwangsarbeitsyorschläge sind inzwischen bei 
der SPÖ offenbar marktfähig und mehrheitsfähig, 
sonst würde ein dermaßen exponierter Vertreter der. 
sozialdemokratischen Partei damit nicht an die Öffent­
lichkeit gehen können. 

Noch ein Punkt: Bei dieser Debatte fällt mir imitier 
auf, daß Jugendliche konsequent gegeneinander aus­
gespielt werden: da die Lerirstellensüchenden, da die 
Schulabsölventen und -absolventinnen, da die Uni-
Absolventen und -Absolventinnen. Und diese drei 
Gruppen haben sehr viel gemeinsam, ähnliche Pro-
blemlagen, ähnliche Potentiale und auch ähnliche 
Zukunftswünsche und Zukunftshoffnungen. Das 
standespplitische Auseinanderdividieren führt genau 
dazu, daß man Leute massiv verunsichert und daß'es 
kein nachvollziehbares Beschäftlgungs- und Qualm­
kationsprogramm gibt, wie der Landesrat Paierl es 
eigentlich vorgehabt hat. 

Letzter Punkt: Es ist irri Frühjahr von der Regierung 
beschlossen worden, Leitlinien zur steirischen Jugend­
arbe i tzu entwickeln, wo man gemeint hat, daß 
Jugendbeteiligüng ein hehres politisches Ziel wäre, 
auch zur Öualitätssicheruhg unseres politischen 
Standards im Jugeridbefeich. Warum sind keine 
Jugendliehen in die Entwicklung•••-ihrer Programme 
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einbezogen worden? Warum hat man sich das sozial-
partnerschaftlich ausgeschnapst und steht jetzt vor der 
Situation, daß zwei Regierungsparteien daraus partei­
politisches Kapital schlagen? Wenn ich einen Antrag 
stellen könnte in dieser Aktuellen Stunde, dann würde 
ich jetzt eine Jugendverträglichkeitsprüfung ver­
langen für die Regierungsmitglieder, die es auf Grund 
des Proporzes geschafft haben, Jugendliche gegen­
einander auszuspielen und keine nachvollziehbaren 
Aktivitäten in diesem politischen Segment zu schaffen. 
Und das haben ÖVP und SPÖ gemeinsam, und des­
wegen hätte ich - wie gesagt - große Lust, genau das 
zu verlangen, was die Jugendlichen auf der Straße, 
ihre Eltern, ihre Partner, ihre Freundinnen und 
Freunde von uns verlangen, nämlich Jugehdpolitik so 
zu machen, daß die Zielgruppe integriert wird, und 
Jugendpolitik so zu machen, daß man nicht auf den 
nächsten Landtagswahlkampf hin parteistrategische 
Programme auslegt, wie das genau jetzt passiert ist. 
(Beifall bei den Grünen und dem LIF. - 10.41 Uhr.) 

Präsident: Ich danke auch Und erteile als nächster 
Rednerin der Frau Abgeordneten Keshmiri das Wort. 

Abg. Keshmiri (10.41 Uhr): Sehr geehrte Damen und 
Herren! Hohes Haus! 

Wie wir vorhin gehört haben von den diversen 
Vorrednern, gibt es trotz der Umschichtungen auch 
zusätzlich zum nationalen Aktionsplan beim Arbeits­
marktservice für Lehrlingsaktionen offensichtlich noch 
immer keine große Problemlösung in diesem Bereich. 
Auch in den einzelnen Bezirken, speziell auch in der 
Obersteiermark, ist die Lehrlingssituation nach wie vor 
dramatisch. Und das ist gerade der Punkt, den wir in 
dieser Situation immer wieder eingefordert haben. Das 
heißt, die Landesregierung soll, wenn Mittel ge­
strichen werden, von AMS-Seite her in den verschie­
denen Bereichen - und das betrifft jetzt nicht nur den 
Lehrlingsbereich, das betrifft auch den Frauen­
bereich - in Koordination treten mit dem Arbeitsmarkt­
service, um herauszufiltern, um zu schauen, wo am be­
sten und effizient hier die Mittel eingesetzt werden 
können, um in der Lehrlingssituation weiterzukom­
men. Aber bis heute ist das nicht passiert. Und was 
hier heute wieder geboten wird, das steht für mich 
unter dem Motto Parteipolitik geht vor Arbeitsmarkt­
politik. Und viele Probleme bleiben auf Grund dieser 
Parteipolitik, so wie sie hier heute stattfindet, nach wie 
vor ungelöst. Was passiert statt dessen? Die SPÖ 
fordert im Alleingang ein Jugendbesehäftigungs-
programm. Ich möchte nur erwähnen, daß die SPÖ seit 
Jahren im Sozialbereich die Verantwortung hat und 
keine Reformen, keine gravierenden Reformen zu­
stande gebracht hat, die im Sozialbereich greifen wür­
den, wo es darum geht, daß Benachteiligte gleich be­
handelt werden. Wir haben heute einen Pflegegeld­
antrag eingebracht, wo es gravierende Unterschiede 
gibt, wo es die SPÖ nicht zustande gebracht hat, daß 
hier eine effiziente Sozialpolitik in der Steiermark 
stattfindet. Die Landesrätin Rieder hat nicht Wirkliches 
etwas weitergebracht in diesem Zusammenhang. Es 
ist sogar so, daß in der Sozialpolitik, daß in der SPÖ im 
sozialpolitischen Bereich die parteipolitischen Belange 
den Ausschlag für wichtige Entscheidungen geben. 
Hier ist heute das Thema Arbeitsmarktpolitik für mich 

ein weiteres Symbol für die Scheinpolitik dieser Pro-
pörzregierung, und zwar auf Kosten derer, die eine 
effiziente Arbeitsmarktpolitik hier in diesem Lande 
brauchen. (Abg. Gennaro: „Bis jetzt haben Sie keinen 
Vorschlag gemacht, machen Sie einen Vorschlag!") 
Solange diese Proporzregierung, Herr Kollege Gen­
naro, ihr eigenes parteipolitisches Süppchen immer 
weiter kocht, und das ist ja nicht nur im Arbeitsmarkt­
bereich, das ist in jedem Bereich so, so lange wird in 
diesem Land auch nichts weitergehen. (Beifall beim 
LIF und bei der FPÖ. - 10.44 Uhr.) 

Präsident: Danke sehr. Zu Wort gemeldet hat sich 
der Herr Abgeordnete Mag. Ing. Hochegger. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Mag. Ing. Hochegger (10.44 Uhr): Herr Präsi­
dent, Frau Landeshauptmann, geschätzte Damen und 
Herren! 

Fürs erste darf ich einmal festhalten, daß ich etwas 
überrascht bin, wie man hier an dieses Thema heran­
geht. Ich habe bis jetzt vor allem von der Sozialdemo­
kratie nur gehört, katastrophale Situation, Steiermark 
Schlußlicht, die Wirtschaft hat nicht Wort gehalten, der 
NAP ist eine Fehlkalkulation oder ein Flop. Vom Herrn 
Finanzlandesrat Ressel, auch als Gewerkschafter, bin 
ich insofern enttäuscht, daß man einfach fürs erste 
sagt, über 700 Friseurlehrstellen in der Steiermark sind 
sinngemäß ein Holler und nicht notwendig - das ist 
auch eine neue Feststellung. Zu den Geschenken der 
Wirtschaft, Herr Landesrat, darf ich folgendes sagen: 
Es ist für mich sehr verwunderlich, wie Sie hier gegen 
die Wirtschaft drauflospoltern. Ich möchte festhalten, 
bevor hier in diesem Hause überhaupt irgend jemand 
etwas fördern, eingreifen oder 200 Millionen verteilen 
kann, so müssen das die Wirtschaft, die Unter­
nehmensleitungen, die Vorstände mit den Mitarbei­
tern und Mitarbeiterinnen erst einmal verdienen, daß 
man Steuern abliefern kann, daß dann hier polternde 
Politiker überhaupt etwas verteilen können. (Beifall 
bei der ÖVP.) Ich bin auch ein bißchen betroffen, daß 
aus der Ecke der Sozialdemokratie anscheinend nichts 
mehr anderes kommt als eine professionelle Steier­
markbeschimpfung. Es hat begonnen mit der Mies­
macherei in der Obersteiermark. Ich bin sehr be­
troffen, daß in der Frage der Lehrlingsausbildung, 
lieber Kurt Gennaro, wir haben viele Gemeinsam­
keiten, das duale Prinzip von euch immer nur mies­
gemacht worden ist - das ist das eine. Jetzt ist das 
Thema Jugendbeschäftigung die nächste Negativ­
runde, die hier von der Sozialdemokratie anscheinend 
angepeilt wird. Die Aktuelle Stunde sollte dazu die­
nen, daß man hier vielleicht die Sozialdemokratie oder 
zumindest die Antragsteller auf den aktuellen Stand 
bringen kann. Ich kann aus Zeitgründen natürlich 
nicht präziser werden, aber wir können alles nach­
weisen und belegen, lieber Kurt Gennaro. Wir haben 
in der Steiermark eine Rekordbeschäftigung, nehmen 
Sie das zur Kenntnis - das ist der erste Punkt. Wir 
haben in der Steiermark steigende Lehrlingszahlen, 
die Lehrvertragsabschlüsse in der Steiermark steigen, 
nur weißt du das anscheinend nicht. (Beifall bei der 
ÖVP.) Das nächste, was wir in der Steiermark zu ver­
zeichnen haben, ist, daß, seit der Regierung Klasnic 
und seit Herbert Paiefl sich hier einsetzt, die Anzahl 
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der ÄusMldungsbetriebe in der Steiermark im Steigen 
begriffen ist. (Beifall bei der ÖVP.) Man kann mit einer 
AMS^Statlstik nicht nur so einfach hier politisches 
Kleingeld verzapfen, sondern man muß die Dinge 
aktuell analysieren. (Abg. Geririäro: „Eine AMS-
Statistik ist nicht die Wahrheit!") Kurt, zum NAP, 
zum Nationalen Aktiönsplan für Beschäftigung, Herr* 
Gennaro: Dieser Aktionsplan für Beschäftigung wird 
erst gestartet, und wir werden in wenigen Tagen hier 

: das konkrete Konzept auf den Tisch legen. Ich möchte 
von dieser Stelle aus Herrn Dr. Rundhammer sehr 
herzlich danken, der hier sehr umsichtig diese Landes-
projektgruppe im Auftrag der Frau Landeshauptmann 
leitet. Wir werden hier vieles erreichen, aber wir 
werden mit dem NÄP nicht alle Probleme lösen. Es ist 
diesbezüglich von. der Landesregierung auch ein 
Schriftstück nach Wien unterwegs, um hier die 
Schwächstellen, die es da oder dort gibt, vielleicht 
auszumerzen. Ich darf zum AMS noch etwas sagen, 
weil hier- angeführt wird, daß laut Arbeitslosenstätistik 
die rote Laterne in der Steiermark ist, und hier wird 
auf das AMS Bezug genommen. Ich sage, was das 
AMS in der Tat sagt: Im Jahre 1997 wurden um 
durchschnittlich 5081 oder 1,2 Prozent mehr Beschäfti­
gungsverhältnisse gezählt als 1996. Und jetzt kommt's, 
liebe Freunde: Dieser Anstieg war absolut der höchste 
aller Bundesländer. Und daß man hier jetzt hergeht 
und dieses Haus, diesen Steiermärkischen Landtag 
von der Sozialdemokratie iri Permanenz zur Mies­
macherei der Steiermark verwendet und daß ein 
Finanzlandesrat, Herr Landesrat Ressel, das trifft 
mich, hier einfach eine professionelle Wirtschafts­
beschimpfung vornimmt, das ist in der Tat nicht 
unser Job. Vorab danke ich für. die Aufmerksamkeit! 
(Abg. Gennaro: „Realität sind 5350 Jugendliche, die 
auf der Straße stehen!" - Beifall bei der ÖVP. -" 
10.50 Uhr.) 

' Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Gross. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Gross (10.50 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Mehr als 160 Millionen Schilling wurden bisher in 
der Steiermark in Lehrlingsprojekte investiert - keine 
Miesmacherei. Das Ergebnis ist aber ernüchternd. Die 
Steiermark rangiert als Schlußlicht aller österreichi­
schen Bundesländer. (Abg. Purr: „Stimmt nicht, Frau 
Kollegin!") Herr Landesrat Paierl, die Steiermark hat 
gegenüber dem Vorjahr den größten Rückgang an 
offenen Lehrstellen zu verzeichnen. (Landesrat Dipl.-
Ing. Paierl: „Welches Projekt hätten wir nicht fördern 
sollen?") Herr Landesrat, 53,4 Prozent Mitte Oktober. 
1998 zu Oktober 1997, um 227 weniger offene 
Lehrstellen als Mitte Oktober 1997. Das ist eine offi­
zielle Statistik des AMS, Herr Landesrat. (Ländesrat 
Dipl.-Ing. Paierl: „ISJur einen Namen!" - Abg. Mag. 
Hochegger: „Statistik ist falsch!") Die Statistik ist 
falsch? Gut, Herr Magister Hochegger.1 Wir werden das 
dorthin geben. Nur diese Lehrstellen mehr sprechen 
ein deutliches Zeichen dafür, daß mit e inem Gieß­
kannenprinzip die brennende Frage der Lehrlinge 
nicht gelöst werden kann, Mit 1448 Lehrstellen-
suchehden, Kollege Wiedner hat das j a gesagt, davon 
971 Frauen/ liegt die Steiermark in Österreich an 

trauriger vorletzter Stelle vor Oberösterreich. Frau 
Landeshauptmann Klasnic und 'Herr Landesrat Paierl 
haben das Problem nicht ganz im Griff. (Landesrat 
Dipl.-Ing. Paierl: „Aber Rieder und Ressel schon!") 
Neue Ideen müssen umgesetzt werden, und n eu e 
Wege sollten beschritten werden. Mit dem neuen stei-
rischen Jugendbeschäftigungspfogramm „Job 2000" 
könnten rund 1500 bis 2000 Jugendarbeitsplätze ge­
schaffen werden und damit jungen Menschen, die am 
Arbeitsmarkt (Landesrat Dipl.-Ing. Paierl: „Die Pro­
jekte schau ich mir an!") benachteiligt oder von die­
sem ausgegrenzt sind, neue berufliche Perspektiven 
gegeben werden. (Landesraf Dipl.-Ing. Paierl: „Ich 
bin gespannt, welche Projekte die Volkshilfe unter 
Ihrer Führung vorlegt!") Bei diesem Beschäftigungs­
programm sollen nicht nur Unternehmer,, sondern 
Trägerorganisationen im Bereich der Qualifizierung . 
und der Beschäftigung unterstützt werden. Es geht 
nicht nur darum, die Quantität der Lehrstellen zu 
steigern, sondern es geht vor allem auch darum, es ist 
eine große Herausforderung, vor allem auch die 
Qualifizierung (Landesrat Dipl.-Ing. Paierl: „Damit Sie 
wieder Statistiken bringen können, daß nichts weiter­
gegangen ist!") der Menschen zu erhöhen. Ich habe 
nur eine Sorge: Der Schub an 15jährigen wird laut 
Prognose vor 2Ü10 zurückgehen. Die Bekämpfung von 
Symptomen reicht auf die Dauer sicher nicht aus. Wir 
können immer öfter beobachten, ' daß gevifte Unter­
nehmer abwarten, bis die Mitgift der Regierung für 
Lehrlinge groß genug ist. Früher haben die Eltern für 
einen Lehrplatz bezahlen müssen, und jetzt muß 
es die Regierung. Viele Unternehmer stellen schon 
jetzt auf Grund-der zusätzlichen Förderungen wie im 
Vorjahr großzügig doppelt und auch dreifach so viele 
Jugendliche ein wie ursprünglich geplant. Heuer 
fehlen diese Lehrstellen, weil das. öffentliche Geld 
fehlt. Es geht nicht nur um das Zwischenparken von 
jungen Menschen, sondern es geht' darum, neue 
Chancen heranzubilden und neue Möglichkeiten zu 
schaffen. Den Rahmen hiefür bildet der NAP. Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß die Erweiterung 
der Europäischen Union, die „Agenda 2000" gemein­
sam mit dem NAP eine große Herausforderung dar­
stellt. Es . ist aber ebenso eine Herausforderung, '', 
gemeinsam die Wirtschaft davon zu überzeugen, daß 
die Einstellung und die Ausbildung svon jungen 
Menschen die Zukünftschahce jeder Branche erhöht. 
Wir werden diese Herausforderung nur dann schaffen, 
wenn wir uns ein vernetztes Handeln zu eigen 
machen. Die Wirtschaftspolitik, die Finanzpolitik, die 
Sozial- und die Bildungspolitik müßten eine Einheit 
bilden. Und ich danke der Frau Landesrätin Dr. Anna 
Rieder für diese Initiative. Frau -Kollegin. Keshmiri, von 
ihr i s t diese Initiative nämlich ausgegangen. (Beifall 
be iderSPÖ:) . 

Das Konzept „Job 2000" berücksichtigt vor allem 
jene, die nicht . imstande sind, eine Lehre, abzu- --
schließen. Und- darum appelliere ich an, Sie alle, ver­
suchen wir, das steirische Jugendbeschäftigüngs-
prograrirm „Job 2000" so rasch wie möglich umzu­
setzen. (Beifall bei der SPÖ. - 10,54 Uhr.) 

Präsident: Danke! Zu Wort gemeldet hat sich 
die Frau Abgeordnete Mag. Bleckmann. Ich erteile es 
ihr,- •' 
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Abg. Mag. Bleckmann (10.55 Uhr): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! 

Der Herr Landesrat Ressel hat von 5500 vorge­
merkten Jugendlichen beim Arbeitsamt gesprochen 
und hat es als Schwachstelle der Gesellschaft bezeich­
net. Diesbezüglich gebe ich ihm recht, es ist die 
Schwachstelle der sozialdemokratischen Politik der 
letzten Jahre, der letzten Jahrzehnte, daß so etwas 
möglich gemacht würde. Dieses Eingeständnis ist 
völlig richtig. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Schwachstelle der Politik, die auch gemeinsam 
gemacht wurde mit der Interkoalition, daß das über-, 
haupt möglich ist, muß auch einmal eingestanden und 
zuerkannt werden, daß das erst möglich gemacht 
wurde, weil es eben diese Politik, so wie Sie sie im 
Lande und im Bund machen, hier möglich ist. Und 
wenn Sie sich Ihren viel gepriesenen NAP einmal 
anschauen, denn das sind ja die, die jetzt sagen, sie 
wollen damit Arbeitsplätze schaffen. Scheinbar 
schaffen sie es doch nicht so ganz, wenn immer noch 
2000 übrigbleiben, obwohl 170 Millionen in die Steier­
mark fließen. (Abg. Mag. Erlitz: „Wir bemühen uns 
eh!") Wer kann denn solche Programme dann 
machen? Sind das dann so gescheite Leute, die 
Programme erstellen, wo immer noch einige heraus­
fallen, wo immer noch Feuerwehraktionen gemacht 
werden müssen, damit es nicht zu diesen Problem­
fällen bei uns kommt. Denn schauen Sie es sich an. 
Mit 170 Millionen, die jetzt über den NAP in die Steier­
mark fließen sollen, werden 752 Jugendliche mit 
Ausbildungsplätzen versorgt. Das sind pro Jugend­
lichen 226.000 Schilling. Wenn ich das jetzt durch 
14 teile, habe ich pro Jugendlichen 16.000 Schilling 
im Monat. Das erinnert mich sehr gut an die Ver­
staatlichtenproblematik, wo ein Arbeitsplatz mit 2 Mil­
lionen subventioniert wurde am Ende, weil das ist 
die Art und Weise, wie Sie sich sozialökonomische 
Politik nämlich vorstellen, Arbeitsplätze bis zum „ Geht 
nicht mehr" subventioniert, Innovationen gehemmt 
werden, daß überhaupt nichts mehr weitergeht. Und 
auch hier wird es dazu kommen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Es wird dazu führen, daß hier wieder einzelne 
Jugendliche zu Subventionsempfängem degradiert 
werden, denn genau das ist es, was Sie wollen. Daß es 
Subventionsempfänger sind, die dann am Gängelband 
des Staates sind und immer noch keine Ausbildung 
haben werden. Denn wir wissen auch, und das habe 
ich schon in meiner Rede vor drei Jahren erwähnt, was 
der Herr Prof. Marin gesagt hat, daß wir auf eine 
„Vier-Viertel-Gesellschaft" zugehen werden. Daß ein 
Viertel unserer Arbeitslosen die sein werden, die von 
der Jugend an bis, zum Lebensende arbeitslos sein 
werden. Und diese Studien - glaube ich - kennen Sie 
alle. Und da haben Sie bis jetzt die Augen ver­
schlossen und wollen jetzt in einer Feuerwehraktion 
wieder e twas machen, das - wie es die Kollegin Gross 
gesagt hat - nur die Symptome bekämpft, aber nicht 
die Ursachen. Und da hilft kein Gießkannenprinzip, 
j edem Betrieb 1000 Schilling für e inen Lehrplatz zu 
geben. Das hat auch nichts geholfen, aber auch nicht 
jetzt hier, in der anderen Richtung zu Tode zu subven­
tionieren. Sie müssen halt einmal neue Wege gehen. 
Ich glaube auch, daß es den Jugendlichen lieber ist, 
daß man ihnen wirkliche Chancen gibt. Und da kann 

es halt nicht sein, indem ich sage „du böser Arbeit­
geber, du willst hier nur 1000 Schilling mehr für einen 
Arbeitsplatz haben, sondern ich muß Voraussetzungen 
schaffen, ich muß als Staat Rahmenbedingungeri 
schaffen, daß ein Betrieb sagt, ich nehme jetzt auch 
wieder Lehrlinge auf, und ich nehme auch Leute, die 
keine Lehre haben. Nur dazu muß ich die Voraus­
setzungen schaffen (Abg. Vollmann: „Am besten, du 
zahlst dem Lehrling, die Entschädigung!") und darf 
halt nicht immer das Gewerbeamt sofort kommen 
lassen, sondern ich muß hier Erleichterungen schaffen, 
damit das möglich sein wird. Diese Voraussetzungen 
müssen geschaffen werden und nicht wieder ein Gieß­
kannenprinzip. Das, was Sie hier haben, ist die Schaf­
fung von Arbeitsplätzen ohne Betriebe. Langfristig 
wird das nicht funktionieren und langfristig den 
Jugendlichen nicht helfen können. Das ist nämlich in 
meinen Augen keine seriöse Politik, die Sie hier 
machen. Es werden nur Wahlzuckerln verteilt, plaka­
tive Forderungen gemacht, die langfristig nichts be­
wirken werden. Arbeitsplätze ohne Betriebe ist das, 
was Sie wollen. (Abg. Vollmann: „Ist das, Was Sie 
wollen, Haider, das neue System?") Und wenn du 
schon Haider erwähnst, das neue System der Steuer­
senkung, das würde wirküch etwas bewirken und 
helfen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Steuersenkungsmodell, wie wir es uns vor­
stellen, würde langfristig - und wir reden hier um die 
Zukunft, von mir und meinen Kindern, etwas bewir­
ken. Wir reden aber nicht davon, daß kurzfristig 
200.000 Millionen für nichts und wieder nichts hinein­
gesteckt werden, daß 16.000 Schilling pro Arbeitslosen 
ausgegeben wurden und er dann nachher wieder 
nichts davon hat, weil er nach zwei Jahren wieder auf 
der Straße steht, weil es keinen Unternehmer geben 
wird, der ihn nimmt. Und das ist euer Problem, weil 
ihr es nicht schafft, die Dinge zu vernetzen und im 
großen und ganzen zu sehen und die Gemeinsamkeit 
zwischen Unternehmen und denen, die Arbeit haben 
wollen, mit Rahmenbedingungen zu setzen. Das ist 
das, was ihr leider nicht könnt, weil diese Sozialro : 

mantik, die hier stattfindet, langfristig keinen Arbeits­
platz schaffen wird. Das tut mir leid! (Beifall bei der 
FPÖ. -11 .00 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Wabl. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dr. Wabl (11.00 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Dieses Thema Jugendbeschäftigung, Lehrlingsbe­
schäftigung ist für mich viel zu wichtig, um hier politi­
sches Kleingeld zu gewinnen, und mir persönlich tut 
es leid, wenn ich mir so vorstelle, wenn hier Lehrlinge 
oder jene, die einen Lehrplatz suchen, zuhören wür­
den und dann miterleben, welche gegenseitigen 
Schuldzuweisungen auf der Regierungsbank passie­
ren. Was mich in meiner Meinung bestärkt, daß wir im 
Interesse des Ansehens der Politik endlich einmal von 
diesem Proporzsystem abgehen, Wo gegenseitig Ver­
säumnisse vorgeworfen werden. Wenn man also die­
ses politische Hickhack hier anschaut, so muß man 
euch sagen, daß die Zukunft unserer Jugend, die 
Beschäftigung unserer Jugend, die Sinngebung für 
unsere Jugend ein viel zu wichtiges Thema ist, um hier 
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glauben zu können, daß man momentan politische 
Vorteile gewinnt, und es ist von besonderer Bedeu­
tung, da kann ich bei der Kollegin Bleckmann an­
schließen, nicht nur mit Gießkannen Gelder zu ver­
teilen, sondern die Strukturen zu ändern. Die Struktu­
ren im Einvernehmen mit der Wirtschaft, aber auch im 
Einvernehmen mit der Gesellschaft, mit der Arbeits­
marktverwaltung. (Abg. Dr, Flecker: „Du distanzierst 
dich von den Sozialdemokraten?") Ich distanziere 
mich auch von dir heute nicht, aber ich vertrete die 
Auffassung, daß wir Strukturreformen durchführen 
müssen, die auch die Wirtschaft dazu ermuntern, Lehr­
linge einzustellen. Und da sind mir zwei Dinge beson­
ders wichtig, aber ich möchte vorausschicken, daß ich 
dem Herrn Landesrat Paierl danken möchte, daß er im 
Gegensatz zu anderen Regierungsmitgliedern und ge­
wöhnlichen Abgeordneten der Grünen den Antrag der 
Regierung über die Jugendbeschäftigung übermittelt 
hat (Beifall bei den Grünen.), prompt und unver­
züglich, was zeigt, daß manchmal auch eine 
Zusammenarbeit möglich ist. Weil ich glaube, wir 
haben auch ein Interesse und ein Recht über die 
Aktivitäten der Regierung, die uns meistens verborgen 
bleiben, hier informiert zu werden. Aber zwei Dinge, 
wo wir selbst auch und vor allem auch die Regierungs­
parteien, Kollege Flecker, herausgefordert sind, das 
eine ist die Raumordnung. Wenn man das Greißler­
sterben anschaut, wenn man das Greißlersterben an­
schaut, wenn man das Sterben der Kaufleute anschaut, 
wo lehrlingsintensiv noch gearbeitet worden ist, und 
auf der anderen Seite das Vordringen der Super­
märkte, so glaube ich, daß wir durch die Raumordnung 
unmittelbar in unserer Verantwortung eben Maß­
nahmen setzen können, die Lehrplätze und Jugend­
beschäftigung schaffen. Aber leider Gottes ist hier eine 
gegenteilige Entwicklung festzustellen, wo wir zu­
wenig Gegenmaßnahmen ergreifen. Die Raum­
ordnung sollte daher auch dazu beitragen, daß hier 
entsprechend Lehrlinge beschäftigt werden. Auch für 
andere Bereiche sollte das gelten. Es ist sicherlich ge­
scheiter, wenn wir Stadterneuerung, Ortserneuerung 
durch Solaranlagen, durch Wärmedämmung forcieren, 
wo arbeitsplatzintensive Aktivitäten gesetzt werden, 
als im Straßenbau oder im Tunnelbau Maßnahmen 
oder Investitionen, zu setzen. Ein zweiter wichtiger 
Punkt, und da bin ich, Kollege Flecker, wirklich sehr 
enttäuscht darüber: Ich habe immer wieder gehört, 
was die ökosoziale Steuerreform anlangt. Wir in 
Österreich können das nicht im nationalen Alleingang 
machen, obwohl wir alle davon überzeugt sind, und 
ich glaube, du auch, daß durch eine ökosoziale Steuer­
reform Arbeit belebt wird, Arbeit geschaffen wird und 
daß Investitionen von Maschinen zurückgedrängt 
werden. Wenn man die Energie stärker besteuert, vor 
allem die nicht erneuerbare, dann könnten wir 
Arbeitsplätze schaffen. In Deutschland ist das jetzt 
möglieh, Offensichtlich haben die Grünen dort in die 
Regierung kommen müssen, daß dort die ökosoziäle 
Steuerreform Gott sei Dank zumindest in Ansätzen 
möglich ist, womit Arbeitsplätze, Lehrplätze ge­
schaffen werden und ein erster Schritt in die richtige 
Richtung gesetzt wird. Bei uns ist das leider nicht 
möglich. Ich appelliere daher, säge jetzt aber nicht an 
die mäCÄügfin Parteien im Lande, weil sie sind ja 
ohnmäch^> was die Bek€mp^ 
lösigk£r¥iytfif^ 

nahmen setzen, die hier positive Impulse bewirken, 
und daß wir vor allem auf Bundesebene endlich eine 
Steuergesetzgebung beschließen, die die Beschäfti­
gung von Jugendlichen und damit die Zukunft unserer 
Jugendlichen in besserem Licht erscheinen lassen. 
Danke schön! (Beifall bei den Grünen und der ÖVP. 
11.05 Uhr.) 

Präsident: Danke. Es liegen weitere Wortmeldun­
gen vor, und aus diesem Grunde verlängere ich die 
Aktuelle Stunde um 30 Minuten. Zu Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Brünner. Ich erteile 
es ihm. 

Abg. Dr. Brünner (11.06 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir ein paar Fragen. Eine erste Frage 
an Herrn Kollegen Schrittwieser: Wie viele Beschäf­
tigte haben Sie in den Büros der SPÖ-Parteiorganisa-
tionen in der Steiermark, Und wie hoch ist Ihre Lehr­
lingsquote? Ich habe in meinem politischen. Büro vier 
Beschäftigte und einen Lehrling und habe eine Lehr­
lingsbeschäftigungsquote von 25 Prozent. Ich lade- die 
SPÖ ein, diese Quote zu erreichen. (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Schrittwieser: „Was lernt der denn 
dort?") 

Ein zweiter Punkt: Herr Landesrat Ressel, es ist ganz 
lustig, vom Casinokapitalismus zu reden - ein starkes 
Wort. Ich könnte entgegnen: Wie hat es mit dem 
Casinosozialismus in der Verstaatlichten Industrie aus­
geschaut? An die 150 Milliarden Schilling sind hinein­
gepumpt worden - ohne Nachhaltigkeit. Oder wie hat 
es mit dem Casinosozialismus beim Konsum ausge­
schaut, eine der größten Pleiten dieses Landes? Aber 
eine, ernst gemeinte Frage, Herr Landesrat Ressel: 
Können Sie mir ein Land auf der Welt sagen, wo durch 
massive Staatswirtschaft und durch massive, Staats­
intervention Beschäftigung bei breitem Mittelstand 
und hohem Wohlstand gesichert werden könnte? Sie 
können mir kein Land nennen, Herr Landesrat Ressel, 
weil es kein solches Land gibt. (Landesrat Dipl.-Ing. 
Ressel: „Ja, selbstverständlich,. Österreich zum Bei­
spiel!") Ich halte es für komplett verfehlt, meine 
Damen und Herren, den Markt gegen den Staat und 
den Staat gegen den Markt auszuspielen mit solchen 
Worten, wie Casinokapitalismus, denn wir brauchen 
beides. Wir haben versucht, in der Vorbereitung zu 
dieser Aktuellen Stunde das Konzept „Job 2000" der 
SPÖ zu bekommen. Es ist uns nicht gelungen. Ich habe 
daher nur in den Medien nachlesen können, was sich 
Herr Landeshauptmannstellvertreter darunter vor­
stellt. Ein Satz vom WIFI, BFI, LFI, Jugend am Werk 
und Caritas: Es ist okay, wenn Jugendliche Schulun­
gen unterworfen werden, aber klar ist, daß dadurch 
überhaupt keine Jobs für Jugendliche geschaffen wer­
den können. Ich halte auch nichts von dieser Subven-
tionitis, daß man Unternehmungen etwas gibt, wenn 
sie einen Lehrling beschäftigen, und hier bin ich auch 
nicht bei der ÖVP. Es gibt eine Bremsergemeihschaft, 
meine Damen und Herren, die aus Gewerkschafts­
bund, Ärbeiterkanüner und WirtsChäftskammer be­
steht, eine Bremsergemeinschaft, die die strukturellen 
Reförrnen, die auf der Hand liegen, inihrer Nötwen-
digkeit verhindern. Herr Kollege fHöcheggeri: du, hast-
denühtefäü^scliüß „LelirJm^e^settem 
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nicht einberufen, obwohl wir auf einem Sektionstag 
„Industrie" versprochen haben, daß wir uns bemühen, 
ein gemeinsames Konzept auszuarbeiten. In einer 
Befragung von Lehrherren, von Unternehmungen, was 
sie b rauchen würden, damit sie Lehrlinge einstellen, 
was sie hindert, Lehrlinge einzustellen, sagen - arri 
häufigsten genannt - die Unternehmungen, daß die 
arbeitsrechtlichen und die ausbildungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen ein Hindernis sind, dann die 
hohen Kosten der Lehrlingsausbildung und das Pro­
blem mit der Qualität, mit der Bildungs- und sonstigen 
Qualität der Lehrlinge. Das sind die drei strukturellen 
Punkte, wo wir ansetzen müssen. Das liegt auf der 
Hand, meine Damen und Herren. Wir reden die ganze 
Zeit nur davon, aber es wird diesbezüglich nichts ge­
macht. Wenn für Schülerinnen und Schüler in Berufs­
schulen 9000 Schilling seitens des Staates ausgegeben 
werden, aber in mittleren und höheren Schulen 90.000 
Schilling, wenn ein Lehrling einem Unternehmer 
zwischen 30.000 und 40.000 Schilling kostet, wenn die 
Lehre im Grunde genommen eine Sackgasse ist, weil 
sie nicht an die höheren Bildungseinrichtungen, wie 
zum Beispiel die Fachhochschule, heranführt, wenn 
wir eine ü b e r - d e n Leisten gebrochene Bildungs-
situatiön in den Berufsschulen haben, gleiche Lehrzeit 
im großen und im ganzen, wenn nicht mit Modul­
system hier Flexibilität eingeführt wird, wenn ich nicht 
e inen investitionsfreien Betrag für Bildungsmaß­
nahmen seitens der Wirtschaft habe, dann sind das 
alles Forderungen, über die wir tausendfach schon 
diskutiert haben, die aber schlicht und einfach nicht 
umgesetzt werden. (Lahdesrat Dipl.-Ing, Paierl: „Herr 
Professor, dann ist die Lehrplatzförderung schon 
wieder berechtigt!") Ich glaube aber nicht, Herr 
Landesrat, daß es mit der Subvention pro Schillmg pro 
Lehrling geht, sondern strukturelle Maßnahmen sind 
gefordert. Sie müßten aber endlich einmal umgesetzt 
werden. Wenn ich mir die stenographischen Protokolle 
im Nationalrat durchlese, Herr Landesrat Paierl, dann 
ist das der gleiche Schlagabtausch wie hier zwischen 
der Arbeitgeberseite und der Arbeithehmerseite. Es 
hat es die Sozialpartnerschaft in der Hand, es hat es in 
der Hand SPÖ und ÖVP, hier endlich einmal die struk­
turellen Rahmenbedingungen zu verändern, denn 
dann würden wir uns solche Debatten ersparen, bei 
denen ich aber froh bin, daß wir kein Parlamentsfern­
sehen haben, weil die Kinder streiten mitunter frucht­
barer, meine Damen und Herren, als wir hier streiten. 
(BeifäU bei der ÖVP. - 11.11 Uhr.) 

Präsident: Danke sehr. Als nächstem Redner erteile 
ich dem Herrn Abgeordneten Schützenhöfer das Wort. 

Abg. Schützenhöfer (11.11 Uhr): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Sie wissen, vor allem Landesrat Ressel als ehe­
maliger ÖGB-Vorsitzender weiß es, ich komme auch . 
aus der Arbeitnehmervertretung, und mein Herzblut 
gehört den Arbeitnehmern, das ist so. Meine Damen 
und Herren und Herr Landesrat, gerade weil ich 
von dort komme und wie ich die Zusammenhänge 
zwischen Arbeitnehmerschaft und Unternehmerschaft 
kenne, weise ich in aller Form Ihre verbal pauscha­
lierte Verurteilung der Unternehmen dieses Landes 
zurück. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch ein Gewerkschafter muß wissen, daß wir ge­
sunde Betriebe brauchen, die Gewinne mächen, damit 
Arbeitsplätze und der Sozialstaat gesichert werden 
können. (Abg. Dr. Flecker: „Man merkt es an Ihrer 
Kritik, wie zufrieden Sie sein können!") 

Sie haben es ja, Herr Abgeordneter Flecker und 
Herr Abgeordneter Geirnaro, wie wir erlebt, wohin 
die sozialistische Mißwirtschaft ä la Verstaatlichter 
und Konsum führt, Hunderte Milliarden Steuergeld­
verluste und Tausende Arbeitsplätze, die wegratio­
nalisiert worden sind. (Abg. Dr. Flecker: „Reden wir 
von den alten Römern?") Das ist Ihre Politik. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Herr Landesrat, wir haben in Donawitz 6700 
Arbeitsplätze gehabt; jetzt sind es 2000. Das ist Ihr 
Ergebnis, und zu diesem Ergebnis wollen wir steier­
markweit nicht kommen. Herr Landesrat, ich möchte 
Ihnen eines sagen: Ich habe Ihnen sehr genau zu­
gehört, wie Sie hier, und es ist für mich - ich sage es 
noch einmal - ziemlich bedauerlich, von der 
Regierungsbank zwei Jahre vor einem Termin Wahl­
kampf führen. Aber ich nehme es zur Kenntnis, und 
wenn Sie wollen, wir nehmen es sehr gerne auf. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Aber ich sage Ihnen eines, ich 
komme auf ein Wort zurück, das Sie geprägt haben. 
Sie haben gesagt, wenn 18,3 Prozent der jungen 
Menschen zwischen 15 und 24 Jahren arbeitslos sind, 
dann ist das die Schwachstelle der Gesellschaft. Ein­
verstanden! Ich gehe weiter: Ich sage, wenn ein junger 
Mensch keinen Arbeitsplatz bekommt, dann ist für ihn 
und nicht nur für ihn, sondern auch für seine Familie 
die Sinnfrage des Lebens gestellt. Und wenn wir 
immer wieder darüber diskutieren, dann sage ich, so­
lange wir in der Lage sind, ältere Arbeitslose, die aus 
dem Arbeitsprozeß fallen, über die sozialen Siche­
rungsmaßnahmen bis hin zum Antritt in die vorzeitige 
Alterspension sozusagen im Sozialsystem halten zu 
können, solange uns das, Gott sei es gedankt, gelingt, 
ist es noch viel wichtiger, daß wir alles tun, damit die 
Jugendarbeitslosigkeit im großen Ausmaß in dieses 
Land nicht einzieht und damit wir sie gemeinsam, 
meine Damen und Herren, verhindern. Aber gerade 
weil es so ist, bedaure ich es außerordentlich, daß 
Sie heute diesen Landtag in Wahrheit mißbrauchen 
wollen für eine Werbekampagne,-die Sie mit Inseraten 
gestaltet haben, anstatt mit uns gemeinsam über die­
ses sehr, sehr ernste Thema sehr ernst.zu diskutieren 
und nach Lösungsmöglichkeiten zu suchen. (Beifall 
bei der ÖVP.) Es ist beschämend, feststellen zu müs­
sen, daß es Ihnen offensichtlich nicht um die Jugend­
beschäftigung geht, sonst hätten Sie diesen ganzen 
Vorgang, der rein parteipolitisch motiviert ist, sicher­
lich nicht gestartet. Inserieren Sie ruhig weiter, aber 
inserieren Sie bitte bei der Bundesregierung und bei 
Ihrem Bundesparteivorsitzenden Klima und sagen Sie 
ihm, Österreich soll unter seiner Führung für die 
Jugendbeschäftigung in der Relation so viel tun, wie 
die Steiermark unter Waltraud Klasnie längst getan 
hat. Das ist das Faktum. (Beifall bei der ÖVP.) Und 
wenn Sie sich die Statistik ansehen, wissen Sie, daß 
die Jugendarbeitslosigkeit bei uns um jeden einzelnen 
zu hoch ist. Das stelle ich fest. (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber daß sechs Länder schlechter hegen, daß also die 
Maßnahmen, die unser Wirtschaftslandesrat und die 
Regierung in den letzten Jahren gesetzt haben, dazu 
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geführt haben, daß wir heute in der Beschäftigung 
insgesamt besser liegen. Die, Tatsache, daß Sie heute 
alle möglichen, nur nicht den zuständigen Landesrat 
für Jügendbeschäftigüng gefragt haben, zeigt, meine 
Damen und Herren, daß Sie sich mit dieser Aktion 
doch eigentlich nur lächerlich machen wollen (Abg. 
Dr. Flecker: „Von dort ist nichts zu erwarten!"), oder 
haben Sie solche Angst vor dem Landesrat Paierl und 
seinen Leistungen (Abg. Dr. Flecker: „Er hat nichts 
zusammengebracht!"), daß Sie ihn in die Debatte gar 
nicht e inbeziehen wollen, meine Damen und Herren? 
Ich warte ja jetzt nur darauf, daß Sie bei der nächsten 
Aktuellen Stunde die Frau Rieder mit dem Kunsthaus,, 
den Herrn Dörflinger mit den Finanzen und den 
Dr. Schachner mit der Kehrordnung beschäftigen. Da 
kann ich nur sagen: Freundschaft, Genossen! (Beifall 
bei der ÖVP und den Grünen.) Oder: Sind Ihnen, 
Herr Wahlkampfleiter, die Umfragedaten der Frau 
Landeshauptmann so in die Glieder gefahren, daß 
Sie, wie von einer Tarantel gestochen, agieren. Ich 
kann es mir nicht anders vorstellen. Ich habe schon das 
letzte Mal hier im Landtag gesagt, wir werden mit 
Gelassenheit, aber mit Entschiedenheit auf solche Vor­
gänge reagieren. Wir wollen nicht zwei Jahre wahl­
kämpfen. Aber, Herr Landesrat Ressel, ich sage Ihnen 
eines, wenn Sie wollen, daß wir Wahlkampf führen, 
das können wir sehr gut. (Beifall bei der ÖVP. -
11.17 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Korp. Ich erteile es ihm. 

Abg. Korp (11.18 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Geschätzte Damen und Herren! 

Zunächst einmal zu Ihnen, Herr Landesrat Paierl. 
Der Einsatz der Sozialdemokraten für arbeitslose 
Jugendliche ist bitte kein Klassenkampf, sondern ge­
sellschaftliche Notwendigkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es ist die Pflicht der Gesellschaft, sich für junge 
Menschen einzusetzen und vor allem für arbeitslose 
Jugendliche. Tut sie das nicht, versagt diese Gesell­
schaft. Das ist eine Tatsache, der wir alle ins Auge 
sehen müssen. (Landesrat Ing. Paierl: „Wer ist diese 
Gesellschaft? Sie?") Herr Landesrat Paierl, ich habe 
nur fünf Minuten, aber ich werde Ihnen gerne darauf 
noch Antworten geben, und zwar sehr deutliche. Und 
wenn sich hier der Herr Ländesrat Ressel genau aus 
diesem Titel heraus dafür einsetzt, weil er nämlich 
lange genug Betriebsrat war und weiß, wovon er 
spricht und auch zur Kenntnis nehmen muß, daß soge­
nannte Manager und Unternehmer in ihren Ausbil­
dungskursen bereits lernen, daß wir Lehrlinge eigent­
lich überhaupt nicht brauchen, weil der Betrieb muß ja 
schlanker werden und Lehrverträge sind Knebelungs­
verträge, so schaut das aus. Er weiß es, daß es so i s t 
(Abg. Purr: „Das glaubst du doch selbst nicht!" - Bei­
fall bei der SPÖ.) Und was tun die Unternehmer? Sie 
nehmen keine Lehrlinge, sondern sie nehmen Leih­
arbeiter, weil die können wir ja hinausschmeißen, 
wenn wir sie nicht mehr brauchen, und bei den 
Lehrlingen ist das ein bißchen anders. Und wenn die 
Frau Kollegin Zitz von einer Verträglichkeitsprüfung 
für Jugendliche spricht,, so muß ich sagen* ich hätte 
gerne eine VerträgUchkeitsprüfuiig angestellt, was 
ihre Äußerungen hier betrifft. Das müß lch Ihnen auch 

sagen. Frau Kollegin Keshmiri kritisiert hier fleißig 
durch, die Gegend. Ich habe nichts gegen Kritik, aber 
wenn man kritisiert, dann muß man auch Vorschläge 
unterbreiten. Aber nicht einmal ein Wort ist diesbe^ 
züglich gekommen. (Abg. keshmiri: „Dr. Brünner und 
ich haben alles gesagt!") Aber nicht einmal ein Wort! 
Und der Frau Kollegin Bleckmanri ist offensichtlich 
entgangen, daß die Initiativen des „Job 2000" vor 
allem unter anderem auf Jugendliche anlegen, die 
mindestens sechs Monate ohne Arbeit sind. Ich 
glaube, das ist mehr als eine deutliche Botschaft. Und 
der Herr Kollege Klubobmann Schützenhöfer. Herr 
Klubobmann, der Einsatz für junge Menschen hat 
nichts mit Wahlkampf zu tun, und wenn Sie sagen, daß 
Sie Ihr Herzblut bei den Arbeitnehmern haben, dann 
möchte ich Ihnen wirklich sagen, sagen Sie mir. bitte 
i rgendwann e inmal einen Ihrer Erfolge, die Sie auf 
dieser Ebene i rgendwann einmal vertreten haben, auf -
zuweisen haben. Und es ist nun einmal eine Tatsache, . 
daß die Lehre insgesamt eine Systemkrise geworden 
ist, eine Sparte, die vor Jahren geboomt hat, ist jetzt ins 
Gerede gekommen. Es ist eine Tatsache, daß die Frage 
der Lehrlinge und Schulabbrecher trotz öffentlicher 
Förderungen nach wie vor ein Problem ist. Das haben 
wir alle zur Kenntnis zu nehmen, und so ist es. Es ist 
auch eine Tatsache, daß die 160 Millionen Schilling, 
welche das Land für diesen Zweck bisher ausgegeben 
hat, eben nur Mitnahmeeffekte und sonst-nichts hatten 
und das Problem überhaupt nicht gelöst haben. Bitte, 
das ist eine Tatsache, die nachzuvollziehen ist. Und 
dazu kommt natürlich noch, daß im Rahmen des 
Jugend-NAP zu sagen ist, daß das eben nur ein Kom­
promiß und ein Notprogramm ist und die Interessen 
und die Neigungen der jungen Menschen, bitte, ich 
sage das in aller Deutlichkeit, in der Sache überhaupt 
nicht trifft. Es ist eine Tatsache des weiteren, daß das 
Jugendausbildüngsgesetz des Bundes so restriktiv an­
gelegt ist, daß einfach eine Aktion wie „Job 2000" ge­
macht werden mußte, weil das einfach eine Initiative 
ist, die endlich einmal in die richtige Richtung weist. 
Das hat nichts mit Klassenkampf und mit sonst nichts 
zu tun. Das ist Einsatz für junge Menschen, und uns 
Sozialdemokraten ist das und wird das immer ein 
Anliegen bleiben. Ich danke! (Beifall bei der SPÖ, -
11.22 Uhr.) • ' " • ; • ' - • . : / 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Purr. Jch erteile es ihm. 

Abg. Purr (11.22 Uhr): Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Eines soll heute bitte in dieser Diskussion wirklich 
nicht untergehen: Österreich kann darauf verweisen, 
daß seine Wirtschaft in diesem Jahr 1998 um 3,3 Pro­
zent wächst. Für 1999 wird es, wahrscheinlich nicht 
ganz so gut laufen. Und genau deshalb hat sich am 
Lehrstellenmarkt eine gewisse Entspannung spürbar 
gemacht. Es würden in den ersten neun Monaten rund 
20.000 Lehrstellen genannt, und die- Lücke zwischen. 
den Jobsuchenden einerseits und dem Lehrstellen­
angebot andererseits ist wesentlich kleiner gewor­
den . Vernünftige, verantwortungsbewußte Menschen 
haben auch die Berufsbilder verstanden zu andern, 
und allein dadurch, meine Damen und Herren, sind 
900 neue Betriebe hinzugekommen, die mehr als 
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1000 Lehrlinge nun eingestellt, aufgenommen haben, 
weil sie wissen, daß genau aus der Lehre heraus der 
Nachwuchs für die Zukunft kommt. Was nicht unter­
gehensol l , meine Damen und Herren, ist, daß wir alle, 
die wir Verantwortung t ragen oder haben wollen, 
nachdenken müssen, wie hoch die Arbeitskosten in 
Österreich sind und was wir tun können, damit wir 
diese möglichst niedrig halten. Unter Arbeitskosten 
verstehe ich auch die Lohnnebenkosten, meine Damen 
und Herren. Wir l iegen mit den Arbeitskosten in Öster­
reich im Spitzenfeld, All das, was es hier seitens der 
Bundesregierung an Beschäftigungsaktivität gibt, ist 
nach meinem Dafürhalten nur eine scheinbare Tätig­
keit und hat keinen Inhalt. Wer am vergangenen 
Sonntag Herrn Bundeskanzler Viktor Klima gehört 
hat, konnte feststellen, daß er das NAP - das nationale 
Beschäftigungsprogrämm - zum GAP erklärt hat, näm­
lich ein globales Beschäftigungsprogramm. Es ist für 
ihn leicht zu agieren und auch zu argumentieren, denn 
da ist Österreich ein kleines Land, und schuld sind nur 
die anderen. 

Meine Damen und Herren! Das, was die Öster­
reicher wirklich beschäftigt, ist das Thema Arbeits­
losigkeit. 82 Prozent aller Österreicherinnen und 
Österreicher treten für die Sicherung der Arbeitsplätze 
ein. Wenn dann hier die Gewerkschafter s tehen und 
sagen, welche Antwort gibt denn die Wirtschaft dar­
auf, so muß ich sagen, die Wirtschaft gibt die Antwort 
darauf, was sie als Gewerkschafter in der Sozial­
partnerschaft alles an Belastungen gefordert haben -
das ist die Antwort! Andere Möglichkeiten wären 
immer gegeben, nur die Gewerkschafter singen, seit­
dem ich mich erinnern kann, immer ein und das­
selbe Lied, nämlich das der Sozialdemokraten. Oft 
sind die Forderungen der Gewerkschafter nur eine 
Bestätigung dafür, daß wir existieren dürfen, nichts 
anderes. Mit Förderungen, meine Damen und Herren, 
müssen wir wissen, verfehlen wir so oft den Zweck, 
den gesetzten Zweck, den wir erreichen wollen. Vieles 
ist nur Scheinaktivität. Ich bin überzeugt davon, daß 
wir alle es uns heute so gedacht haben. Was soll denn 
dieser Klassenkampf, verehrter Herr Ländesrat Ressel; 
den Sie hier ausrufen. Wenn Ihr Parteiobmann auf 
höherer Ebene versucht, den Klassenkampf über­
haupt abzuschaffen, dann machen Sie hier eine neue 
Linie. Glauben Sie, daß das die Zusammenarbeit ist? 
Glauben Sie, daß das für eine Sozialpartnerschaft 
förderlich ist, d ie ohnehin in vielen Jahren der Vergan­
genheit eine Belastungsgesellschaft geworden ist, zu 
der wir uns aber bekennen. Meine Damen und Her­
ren! Wie soll der Ausdruck, der hier zum Thema der 
Unternehmerschaft gefallen ist, zum Klima in der 
Steiermark beitragen? Das ist eine Verurteilung und 
eine Beleidigung, die wir keineswegs auf uns beruhen 
lassen können! (Beifall bei der ÖVP.) Sie sprechen hier 
von einem Casinokapitahsmus. Ich darf Ihnen sagen, 
ernst zu nehmen sind die Worte dann, wenn wir 
uns alle bei der Beschäftigung so bemühen, daß wir 
sagen können, kein Abgeordneter dieses Hauses 
beschäftigt j emanden illegal, beschäftigt Schwarz­
arbeiter. Fangen wir einmal bei uns an und melden wir 
die Leute der Gebietskrankenkasse. Zeigen wir, daß 
wir zu dem stehen, was wir hier sagen. Wenn ich 
dann da und dort höre, wo schwarz die Böden verlegt 
werden, wo schwarz am Sonntag gemalt wird, wo 
schwarz gearbeitet wird, dann frage ich mich, wo. sind 

die Vertreter der Gewerkschaft, meine Damen und 
Herren (Präsident: „Die Zeit ist abgelaufen!"), wo sind 
wir denn in diesem Hause, welche Glaubwürdigkeit 
ist uns zuzumuten. Verehrter Herr Landesrat, ich 
könnte Ihnen noch einiges aufzählen! Nicht der 
Casinokapitahsmus ist es, sondern es sind leider 
Gottes viele Ihrer Genossinnen und Genossen am 
Werk (Präsident: „Herr Abgeordneter, Ihre Zeit ist 
abgelaufen!"), Häüserspekulationen, Grundstücks­
spekulationen durchzuführen. Ich nehme es zur 
Kenntnis, und es sei damit gesagt: Ernsthaftigkeit ist 
angebracht, kein Schauspiel. (Beifall bei der ÖVP. -
11.28 Uhr.) 

Präsident: Die letzte mögliche Wortmeldung erfolgt 
vom Herrn Abgeordneten Schrittwieser. Ich erteile 
ihm das Wort; 

Abg. Schrittwieser (11.29 Uhr): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Es ist beschämend, Kollege Purr, und Kollege 
Schützenhöfer hat das ebenfalls hier ausgedrückt, 
wenn man nach einer mißlungenen Lehrlingsinitiative 
des Herrn Landesrates Paierl, die nur viel Geld ge­
kostet hat und an Nutzen fast Null war, daß für diese 
große Summe nur eine kleine Zahl von Lehrplätzen 
zusätzlich geschaffen wurde, eine andere Landtags­
fraktion dann hier die Initiative ergreift und sagt, wenn 
diese mißlungene Lehrlingsaktion nicht gegriffen hat, 
so müssen wir für diejenigen, die beim Jugend-NAP 
nicht drankommen (Schulabgänger oder -abbrecher, 
junge Menschen, die im vergangenen Jahr oder vor 
zwei Jahren keinen Job bekommen haben, fast 6000 
Menschen) eine Initiative starten, die diesen jungen 
Menschen, meine Damen und Herren, wieder eine 
Chance gibt. (Beifall bei der SPÖ.) Ich verwehre mich 
dagegen, wenn in diesem Hohen Haus eine solche 
Initiative, nur weil sie nicht von der ÖVP oder von den 
Freiheitlichen kommt, als Klassenkampf der Sozial­
demokraten abgestempelt wird, meine Damen und 
Herren. Das werden wir nicht zulassen und auch in der 
Öffentlichkeit immer wieder sagen. (Beifall bei der 
SPÖ.) Wenn sich ein Regierungsmitglied, wie Kollege 
Ressel, spontan bereit erklärt, daß er sagt, „wenn wir 
hier diesen Menschen, die sonst den Glauben an die 
Zukunft verlieren, helfen können, dann bin ich sofort 
bereit, 200 Millionen Schilling zusätzlich in die Jugend 
zu investieren, daß diese Jugend wieder Zukunft hat". 
Ich habe in der vergangenen Woche eine Telefon­
sprechstunde in der Redaktion einer obersteirischen 
Zeitung gehabt. Es hat mich eine Unternehmerin aus 
Kapfenberg angerufen und hat gesagt: Herr Abgeord­
neter, ich suche schon seit zwei oder drei Jahren einen 
Installateur, bekomme aber keinen. Ich habe sie dann 
gefragt, ob sie Lehrlinge ausbildet. Als Antwort gab sie 
mir: Nein, damit habe sie aufgehört. Ich habe ihr dar­
aufhin gesagt: Meine liebe Frau, dann werden Sie 
künftighin keine Installateure mehr finden, weil ihre 
Wirtschaft, ihre Unternehmungen sich aus Kosten­
gründen, aus Gewinnmaximierung, und ich wieder­
hole, was Kollege Ressel gesagt hat, von dieser Lehr­
lingsausbildung verabschiedet hat. Meine Damen und 
Herren! (Landesrat. Dipl.-Ing. Paierl: „Du weißt wirk­
lich nicht, wovon du redest!") Wir werden als Bundes­
land oder als Österreicherinnen und Österreicher in 
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Zukunft erleben, wenn diejenigen, die in Unter­
nehmungen einen Beruf noch erlernen haben können; 
in das Pensionsalter kommen, daß die Wirtschaft 
Schwierigkeiten haben wird, ein Knowhow zu haben, 
um überhaupt noch jemanden auf eine Baustelle 
schicken zu können, der ordnungsgemäß einen 
Dachstuhl aufstellen kann, der eine Heizung instal­
lieren kann und, und, und. Aber die Jammerei , es gibt 
keine Facharbeiter, meine Damen und Herren, kommt 
von de r Wirtschaft, obwohl sich diese von dieser Frage 
verabschiedet hat. (Abg. tag. Mag. Hochegger: „Wer 
hat sich verabschiedet?") Ihr habt euch alle verab­
schiedet, Freunde. Ihr redet nur alle schön, aber tut 
nichts dabei. (Abg. tag. Mag. Hochegger: „Und was ist 
mit den 20.000 Lehrlingen, die ausgebildet werden?") 
Kollege Hochegger, ihr wißt aber aus der Wirtschaft 
genauso gut wie wir, ich nehme das an und unterstelle 
das, daß das zu wenig ist. (Beifall bei der SPÖ.) Und 
jetzt sage ich euch, aus Gewirmmäximierüüg, aus 
Kostengründen sagt ihr, wir machen das nicht. So! 
Und jetzt dürft ihr nicht beleidigt sein, wenn wir sagen, 
ihr halpt euch von den jungen Leuten verabschiedet. 
Euch geht es um die Kosten und nicht um die Schick­
sale dieser jungen Menschen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Und ihr wißt aüe, wo es Jugend­
arbeitslosigkeit gibt, was in den Köpfen jener Leute, 
die keine Beschäftigung und Ausbildung bekommen, 
was in diesen Köpfen vorgeht. Da entwickelt sich 
folgendes, da entwickelt sich, daß viele Menschen in 
eine Situation kommen, ob es Alkohol, ob es Drogen, 
ob es Kriminalität ist, das sind Gefahren, meine Damen 
und Herren, wo die Wirtschaft später einmal sagen 
wird, hät ten wir mehr hineingegriffen, hätten wir mehr 
Lehrlinge wieder ausgebildet, dann wären viele dieser 
Vorkommnisse nicht passiert. Und daher, Freunde, 
müssen wir diese alternative Ausbildung anbieten. 
Deshalb, weil es ihr nicht tut, Und wenn ihr herkommt 
und sagt, unsere Unternehmungen werden künftig 
noch 10.000 Lehrlinge ausbilden, dann werden wir die 
ersten sein, die sagen, jawohl, da tun wir mit.. Aber 
wenn ihr nichts tut, werden wir nicht zulassen, daß die 
Leute auf der Straße stehen bleiben. (Beifall bei der 
SPÖ.) Meine Damen und Herren, da könnt ihr da 
erzählen, was ihr wollt. In dieser Frage ist bei euch 
Scheinheiligkeit, ich unterstelle Schemheiligkeit 
(Präsident Dipl.-tag. Hasiba: „Auch Ihre Zeit ist abge­
laufen, Herr Abgeordneter!") Und ihr sagt, ihr nehmt 
es mit der Jugend ernst, aber ihr habt es in der Hand, 
dieser Jugend eine Ausbildung zu gewähren. Und 
solange das nicht passiert, werden wir euch das vor­
halten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. 
- 11 .36 Uhr.) 

. Präsident: Trotz Zeitüberschreitung bedanke ich 
mich und beende damit die Aktuelle Stunde der heuti­
gen Sitzung. 

Begrüßen darf ich hier im Zuschauerraum die 
Schülerinnen und Schüler der Volksschule Fürsten­
feld/Schillerplatz unter der Leitung der Frau Direktor 
Burghart und der Frau Oberlehrerin Ulrike ItiUwich. 
Herzlich wülkommen! (AUgemeiner Beifall.) . 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie, ob Sie 
'gegito:'-'ffie^lbti'en'''-yörli'e^!Bia^e Tagesordnung einen 
Einwand erheben. Das. ist nicht der Fall. Iphifrage 
ebenfalls, ob diei i n ; d e r Aufläge eö t fc^eneh Zu--. 

Weisungen Ihre Zustimmung finden oder ob sich da­
gegen ein Einwand erhebt? Das ist ebenfalls nicht 
der Fall. . 

Hinsichtlich der eingebrachten Anträge wird eine 
Liste im Laufe der Sitzung aufgelegt werden. 

Ich teile dem Hohen Haus mit, daß 16 schriftliche 
Anfragen und zwei Anfragebeantwortüngen gemäß 
Paragraph 66 GeoLT vorhegen, die ebenfalls in der 
heutigen Auflage enthalten sind. 

Weiters l iegen die schriftlichen Beantwortungen der 
Anfragen von der Fragestunde der Landtagssitzung 
am 22. September 1998 vor, die aus Zeitgründen nicht 
mehr erledigt werden konnten.; 

Ich teile weiters dem Hohen Haus mit, daß heute der 
Ausschuß für Gesundheit, Sport und Spitäler die 
Regierungsvorlage, Einl.rZahl 856/1, Beilage Nr. 105, 
Gesetz, mit dem das Steiermärkische Krankenanstal­
tengesetz geändert- wird (17. KALG-Novelle), und 
der Verfassungs-, Unvereihbarkeits- und Immunitäts-
Ausschuß die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 875/1, 
Beilage Nr. 106, Gesetz, mit dem das Steiermärkische. 
Landesvertragsbedienstetengesetz geändert wird 
(zweite Landesvertragsbedienstetengesetz-Novelle 
1998), beraten haben. 

Ich schlage daher im Einvernehmen mit der Präsi­
dialkonferenz Vor, den Bericht des Ausschusses für 
Gesundheit, Sport und Spitäler über die Regierungs­
vorlage, Einl.-Zahl 856/1, Beilage Nr. 105, als Tages­
ordnungspunkt 39 und den Bericht des Verfas­
sungs-, Unvereinbarkeits- und Immunitäts-Ausschus­
ses über die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 875/1, Bei­
lage Nr. 106, als Tagesordnungspunkt 40 auf die 
heutige Tagesordnung zu setzen, jedoch nach dem 
Tagesordnungspunkt 19 zu behandeln. 

Gemäß Paragraph 39 Absatz 5 GeoLT ist für die 
Ergänzung der Tagesordnung die Zustimmung der 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder erfor­
derlich. 

Wenn Sie meinem Vorschlag auf Erweiterung der 
Tagesordnung zustimmen, ersuche ich um ein Zeichen 
mit der Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Eingebracht wurde eine Dringliche Anfrage der 
FPÖ-Abgeordneten an Frau Landeshauptmann Klas-
mc, betreffend aufklärungsbedürftige Vorgänge um 
eine Bedarfszuweisung an die Gemeinde Lannach. 

Diese Dringliche Anfrage hat die gemäß Para­
graph 68 der GeoLT erforderliche Unterstützung. 

Gleichzeitig wurde von den Abgeordneten die Ab­
führung einer Wechselrede beantragt. 

Die Behandlung dieser Dringlichen Anfrage werde 
ieti im Sinne des Paragraphen 68 Absatz 2 GeoLT nach 
Erledigung äer Tagesordnung durchführen, jedenfalls 
um 16 Uhr beginnen. 

Eingebracht würde weiters eine Dringliche Anfrage 
der Grünen und des LIF an Herrn Landeshauptmann•-,' 
Stellvertreter DDr. Schachner-Blazizek, betreffend 
Konsequenzen aus der Volksbefragung zum Kunst-
haus. . . • ; • . ; • ' . . _.. 

'.' G e m M Paragraph 68 Absätz 1, GeoLT kann in 
diesemiFäU, vom Landtag beschlossen werden, dieser , ' ' 

' /ÖfxagW stättzügebel^ • . - ' . ' ' 
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Wer dieser Anfrage der Grünen und Liberalen zu­
stimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 

Ich stelle die mehrheitliche Annahme fest. 

Diese wird an den Anschluß der ersten Dringlichen 
Anfrage durchgeführt. , 

Ich gehe nun zur Tagesordnung im Sinne des Para­
graphen 39 Absatz 3 GeoLT über und komme zum 
Tagesordnungspunkt 

2. Bericht des Ausschusses für Bildung, Kultur, 
Schulen und Kindergärten über die Regierungsvor­
lage, Einl.-Zahl 358/2, zum Beschluß Nr. 580 des 
Steiermärkischen Landtages vom 20. Jänner 1998 
über den Antrag der Abgeordneten Schützenhöfer, 
Dipl.-Ing. Dr. Jeglitsch, Beutl, Dr. Lopatka, Purr und 
Riebenbauer, betreffend die Einführung des Pflicht­
faches „Politische Bildung" ab der neunten Schulstufe 
in allen Schularten. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Beutl. 
Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Beutl (11.39 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich berichte über die Regierungsvorlage, Einl.-
Zahl 358/2, zum Beschluß Nr. 580 des Steiermärki­
schen Landtages vom 20. Jänner 1998. Mit diesem 
Landtagsbeschluß wurde die Steiermärkische Landes­
regierung aufgefordert, an die Bundesregierung mit 
dem Ersuchen heranzutreten, das Unterrichtsangebot 
„Politische Bildung" zu verstärken und schularten­
spezifisch ab-der 9. Schulstufe zu prüfen, in welcher 
Weise ein eigenes Pflichtfach „Politische Bildung" 
ohne Aufgabe des Untefrichtsprinzips politische Bil­
dung eingeführt werden könnte. Dabei soll gewähr­
leistet sein, daß die Stundentafel nicht ausgeweitet 
wird und die Lehrerinnen entsprechende Aus- Und 
Weiterbildungsmöglichkeiten erhalten. Nun wird in 
der Regierungsvorlage berichtet, daß das Unterrichts­
ministerium und der Landesschulrat für Steiermark 
Stellungnähmen abgegeben haben. Seitens des 
Bundesministeriums für Unterricht und kulturelle 
Angelegenheiten wurde dazu mitgeteilt, daß an den 
berufsbildenden Pflichtschulen, den berufsbildenden 
höheren Schulen sowie den Anstalten der Lehrer- und 
Erzieherbildung Pflichtgegenstände zur politischen 
Bildung bestehen. An der polytechnischen Schule 
wurde mit Beginn des Schuljahres 1997/98 der 
Pflichtgegenstand „Politische Bildung und Wirt­
schaftskunde" eingeführt. In der Oberstufe der AHS 
kann zur politischen Bildung Von den Schülern und 
Schülerinnen von der 6. bis 8. Klasse der Wahlpflicht -
gegenstand „Politische Bildung" beziehungsweise 
„Rechtskunde" gewählt werden. Dazu werden zu­
sätzliche Freifächer, Rechtskunde sowie „Politische 
Bildung" angeboten. Seitens des Landesschulrates 
für 'Steiermark wurden die Angaben des Bündes-
ministeriums bestätigt und betont, daß im Bereich der 
Allgemeinbildenden Pflichtschulen die politische Bil­
dung mit insgesamt drei Wochenstunden vorgesehen 
ist. 

Ich stelle daher den Antrag, der Landtag wolle be­
schließen: 

Der Bericht der Steiermärkischen Landesregierung 
zum Beschluß Nr. 580 des Steiermärkischen Landtages 
vom. 20. Jänner 1998, betreffend die Einführung des 

Pflichtfaches „Politische Bildung" ab der neunten 
Schulstufe in allen Schularten, wird zur Kenntnis 
genommen. (11.42 Uhr.) 

Präsident: Ich bedanke mich bei der Bericht­
erstatterin, die sich auch als erste zu Wort gemeldet 
hat, das ich ihr erteile. 

Abg. Beutl (11.42 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Als Antragsteller bemühen wir uns seit längerem, 
ein eigenes Pflichtfach „Politische Bildung" im 
Fächerkanon für alle Schüler ab dem neunten Schul­
jahr, vor allem aber an den AHS, einzuführen oder 
eingeführt zu sehen. Wir haben uns in den Parteien­
verhandlungen, die im vorigen Jahr gelaufen sind, 
auf die Formulierung geeinigt, eine solche Einführung 
ohne Ausweitung der Stundentafel zu erreichen, weil 
wir die zeitliche Belastung der Schüler dadurch nicht 
erhöhen wollen. Wie wir soeben aus dem Bericht ent­
nommen haben, ist in den Berufsbildenden Pflicht-
und Höheren Schulen beziehungsweise auch in der 
neuen Polytechnischen Schule ein eigenes Fach ja 
schon umgesetzt, ausschließlich in der AHS ist nur ein 
Wahlpflichtfach vorgesehen, und es läge in den auto­
nomen Möglichkeiten, auch dort verstärkt politische 
Bildung anzubieten. Ich möchte in dem Zusammen­
hang bekanntgeben, daß wir seitens unserer Fraktion 
dem Entschließungsantrag der SPÖ beitreten, in dem 
der Vorschlag gekommen ist, der mir durchaus prakti­
kabe l erscheint - wie bei der Berufsorientierung - eine 
verbindliche Übung in der Oberstufe vorzusehen. 
Denn es könnte tatsächlich dadurch dieses Unter­
richtsprinzip, das doch sehr unverbindlich gehalten ist, 
nun etwas verbindlicher von den Lehrerinnen und 
Lehrern umgesetzt werden. Von den Inhalten her ist 
es durchaus möglich, wie es das BRG Schloß Wagrain 
in Vöcklabruck in seinem Schulversuch „Zeitge­
schichte und Politik" schon umgesetzt hat, sinnvoll 
Lernziele und Lerninhalte hier einzubringen, daß die 
Schüler dabei die politischen Systeme und Strömun­
gen der letzten beiden Jahrhunderte grundlegend ver­
stehen lernen, ' und es könnte besonders die Zeit­
geschichte, die ja meist ein Stiefkind im Geschichte­
unterricht ist, im Rahmen dieses Gegenstandes öder 
dieser verbindlichen Übung stärker berücksichtigt 
werden. 

Ich denke, daß es insgesamt darum gehen muß, den 
jungen Menschen bewußtzumachen, daß Werte und 
Haltungen wie Freiheit, Demokratie und Rechtsstaat 
keine Selbstverständlichkeit sind, sondern daß sie 
immer wieder neu erarbeitet und gesichert werden 
müssen. Die Ziele einer politischen Bildung sind es 
wohl, junge Staatsbürger zu befähigen, politische 
Zusammenhänge und Prozesse zu erkennen, sich mit 
ihnen kritisch auseinanderzusetzen, seine eigene Mei­
nung bilden zu lernen, diese eigene Meinung dann 
auch zu artikulieren, um damit auch gleichberechtigt 
am demokratischen Prozeß teilnehmen zu können. Wir 
brauchen in der Demokratie den mündigen, politisch 
informierten Bürger, denn dann wird er auch ein 
aktiver Bürger sein. Und dieser Prozeß des Bewußt-
machens muß bei den jungen Menschen doch früh­
zeitig grundgelegt werden. Nun wäre es eine wichtige 
Voraussetzung und Hilfe, wenn bereits im Eltern-
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haus iri diese Richtung politische Erziehung, erfolgen 
würde, eine Einstellung und.'• Haltung zu ver­
stärkter Demokratie und zur Politik insgesamt erfolgen 
würde. Wir wissen aber alle' miteinander, daß gerade 
all diese komplexen Zusammenhänge, wie Politik, wie 
Wirtschaft und wie das Zusammenleben abläuft, den 
meisten Menschen undurchsichtig und unüberschau-
bär bleiben und der Ausspruch „es ist alles sehr kom­
pliziert" tatsächlich seine Berechtigung hat. Deshalb 
müssen wir auch feststellen, daß immer mehr auch 
Ohnmachtsgefühle Menschen dazu bringen, sozu­
sagen verdrossen zu reagieren, insgesamt pölitik-' 

' verdrossen zu sein, und auch Vertraüensverlüste sind 
festzustellen. Wir brauchen uns nur anschauen, in 
welcher Form bei Wahlen den Nichtwählem öder 'das 
Potential der Nichtwähler verstärkt wird. Und des- . 
wegen ist es-besonders wichtig, das politische Ver­
ständnis bei jungen Menschen frühzeitig zu wecken 
und zu stärken. 

Wenn man nachfragt, woher junge Menschen ihre 
Informationen nehmen, dann werden sehr oft Medien 
genannt, und via Multimedia erlebt der Bürger ja 
tatsächlich alles aus nächster Nähe, fast als ob er 
selber dabei wäre, und er merkt dann meist auch nicht, 
daß das nicht immer objektiv geschieht, daß sehr oft 
stark verkürzt und einseitig Information und Orientie­
rung vermittelt wird und wohl auch manchmal Mani­
pulation im Spiel ist. Diese Form der Information und 
Darstellung führt schon auch dazu, daß nicht nur bei 
den jungen Menschen Politiker für ausschließlich 
interessengeleitet, unglaubwürdig und unehrlich ge­
halten werden. Ich beziehe mich bei dieser Aussage 
auf eine Jugendstudie, die besagt, daß zwei Drittel 
der Jugendlichen die Aussage verneinen, Politiker 
machen ihre Sache gut. Um in der Sprache der 
Jugendlichen zu bleiben, sie bezeichnen .Politik und 
politische Parteien als mega-out und uncobl, und zwar 
jede Partei. Das heißt, das politische Interesse junger 
Leute ist teilweise sehr gering. Eine Salzburger Befra-, 
gung 'aus dem Vorjahr hat ergebeil, daß nicht einmal 
jeder zweite Jugendliche einen Salzburger Landes­
oder Gemeindepolitiker beim Namen nennen konnte 
und in der Landeshauptstadt Salzburg nur 14 Prozent 
den Bürgermeister kennen. Ich beziehe mich noch ein­
mal auf die Jugendstudie, die auch besagt, daß junge 
Menschen sehr viel von Musik, Sport und Mode halten 
und daß Politik ihnen nicht so wichtig ist. Ich möchte 
dazu sagen, daß ich persönlich und Sie alle wahr­
scheinlich auch sehr viele Jugendliche kennen, bei 
denen das Gegenteil zutrifft. Ich kenne viele Jugend­
gruppen und auch persönlich Jugendliche, die sich 
stärk für den Umweltschutz, für. den Tierschutz, für 
Amnesty International und insgesamt für soziale 
Aktionen engagieren. Es stimmt also diese Schwarz­
weißfärbung nicht ganz. Allerdings haben sich die 
Interessen tatsächlich verschoben. Laut Prof. Hurrel-
mann, dem Vorstand des Zentrums für Kindheits- und 
Jugendforschung der Universität Bielefeld, ist festzu­
stellen, daß sich in den westlichen hochentwickelten 
Ländern etwa die Pubertät zeitlich sehr stark nach 
vome geschoben hat, daß Jugendliche heute sehr viel 
früher erwachsen sind, sich teilweise bereits sehr 
selbständig.verhalten. Es ist belegt, daß 13jährige zu 
80 Prozent schon ein eigenes Konto haben, den Um­
gang mit Geld also bereits sehr frühzeitig erlernen; 

. daß sie em Handy haben, ist schonselbsl^erstahdlich, 

daß sie ihre e igenen Freunde, Beziehungen pflegen, 
ihre e igenen Berufsvorstellungen haben. Das alles 
unter dem Aspekt, daß entwicklungspsychologisch be­
reits festzustellen ist, daß die Urteilsfähigkeif bereits 
bei den Zwölfjährigen e in se t z t - a l so eine moralische, 
soziale und wertemäßige Urteilsfähigkeit in diesem 
Alter. Es wäre daher zu diesem Zeitpunkt für junge 
Menschen wichtig, daß ein erster Mitbeteiligungs­
prozeß. beginnen soll, andererseits aber sperren wir 
sozusagen die Jugendlichen aus dieser Mitbestim­
mung' weitestgehend aus. Zwei Drittel der 15- bis 
18jährigen haben das Gefühl, gar keinen Einfluß zu 
haben, überhaupt nicht ernst genommen zu werden. 
In dem Zusammenhang möchte ich einfach nur zwei 
positive Beispiele für viele andere nenrien, wo dem 
entgegengetreten wird. Bundesminister Bartenstein 
zum Beispiel hat ein Jugendforum eingerichtet, das 
ihn berät und das auch einen Leitfaden für Gerheinden 
erarbeitet hat, wo es um die Mitbeteiligung von 
Jugendlichen geht. Erst heute habe ich einen Bericht 
in einer Tageszeitung gelesen, daß etwa die Stadt Linz 
einen öffentlichen Jugendbeirat eingerichtet hat, der 
ebenfalls sehr ernst genommen und in Entscheidun­
gen und Planungen e ingebunden wird. Ich denke, 
das sind Beispiele von Mitbeteiligung, die notwendig 
sind. . . ' • - . 

Umso dringender wäre es auch, in der Schule über 
das Unterrichtsprinzip, die verbindliche Übung, den 
eigenen Gegenstand „Politische Bildung" einzu­
richten, also solche erste Möglichkeiten einer Mit­
beteiligung zu schaffen urtd demokratische Verhal­
tensweisen einzuüben und zu erlernen. Es geschieht 
bereits, wenn ich an die Klassen- und Schulforen und 
an den Schulgemeinschafts-Ausschuß denke. Ver­
stärkt müßten grundlegende Informationen, die vor 
allem sehr lebensnah, realitätsnah, gestaltet sind, an 
die Jugendlichen herangebracht werden. Also sie 
nicht zu sehr mit theoretischen Dingen und fakti­
schem Wissen vollzustopfen ist wichtig, sondern der 
praktische Bezug zur aktuellen Alltagspolitik müßte 
die unmittelbaren Lebensinteressen der jungen 
Menschen ansprechen. Dann sind sie sicher auch 
bereit, politische Bildung anzunehmen als Gegenstand 
in der Schule. Daß man dazu gut ausgebildete Lehrer 

, braucht, ist eine Selbstverständlichkeit. Es müßte in 
der Fort- und Weiterbildung hier auch noch Ver­
stärkung passieren, denn es ist sehr wichtig, den 
Eindruck zu vermitteln, daß es Lehrer sind, die nicht 
einseitig und als Indoktrinatpren parteipolitisch agie­
ren. Politische Büdung soll nicht mit Propaganda oder 
ähnlichen Dingen gleichgesetzt werden, die sonst 
sozusagen auch diese Distanzhaltung zum Thema 
„Politische Bildung" hervorrufen würde; Offene 
Gesprächsmöglichkeiten über Politik, Präsentation 
verschiedener Standpunkte, Einladen aller politischen 
Parteien iri Unterrichtseinheiten sind denkbar und 
sollten auch durchgeführt werden. Ich glaube, wenn 
wir tatsächlich aktive junge Staatsbürger haben 
wollen, dann müssen wir uns darum bemühen. Sie 
fallen nicht einfach vom Himmel, und das passiert 
auch nicht von älleine. Einen Beitrag - so g laube i c h -
körinen wir als Politiker auch leisten, und es ist eigent­
lich auch ein Büdungsauftrag, ein politischer Büdungs-
äufträg an uns alle, daß wir selber mit unserem, politi­
schen Stil,' mit unserer Sprache, .mit unserem Ver­
halten urid mit vrnserer Glaubwürdigkeit ein positives 
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Beispiel für Jugendliche geben, damit sie von Politik 
nicht Abstand halten. In diesem Sinne bitte ich um 
Zustimmung. Wir werden den Entschließungsantrag 
der Sozialdemokratischen Partei unterstützen. (Beifall 
bei der ÖVP und SPÖ. - 11.54 Uhr.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich Herr Abge­
ordneter Mag. Erlitz zu Wort gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Mag. Erlitz (11.54 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

In weitgehender Übereinstimmung meiner Vor­
rednerin darf ich auch sagen, daß „Politische Bildung" 
als Unterrichtsgegenstand ein immer wiederkehren­
des Thema ist - auch hier im Haus - und gerade von 
Schülern u nd Schülerinnen in diversen Schüler- und 
Jugendparlamenten immer wieder eingefordert wird. 
Aus diesem Grund heraus sollten wir uns als Politiker, 
vor allem als Pädagogen und Lehrer, diesem Thema 
nicht verschließen, sondern wir müssen uns dieser 
Forderung stellen. Ich glaube schon auch, daß ohne 
„Politische Bildung" eine Demokratie nicht aus­
kommen kann. „Politische Bildung" ist sicher kein 
Allheilmittel, aber ohne „Politische Bildung" kann 
sich auch die österreichische Demokratie nicht erfolg­
reich gegen antidemokratische Kräfte durchsetzen. 
Man sollte sich wirklich bemühen, herauszufinden, in 
welchen Teilbereichen dieser komplexen Materie 
„Politische Bildung" es tatsächlich Defizite gibt, die 
die Jugendlichen immer wieder ansprechen und 
immer wieder zu größtem Unbehagen bei den Jugend­
lichen führt, obwohl ich glaube, daß die Jugendlichen 
und Schüler in letzter Zeit sich durchaus als emanzi­
piert und politisch aufgeklärt bei ihren Demonstra­
tionsveranstaltungen im Zuge der Lehrerböykottmaß-
nahmen gezeigt haben, was auf der anderen Seite 
auch durchaus erfreulieh ist. Die Schule verschließt 
sich ja nicht nur nicht diesem Thema „Politische Bil­
dung", sondern sie bietet auch einige durchaus pro­
bate Zugangsmöglichkeiten zu dieser Thematik, 
wobei ich hier auch festhalten möchte, daß nicht die 
Schule allein hier verantwortlich ist und nicht allein 
dafür herangezogen werden darf, nämlich zur Ver­
mittlung dieser Inhalte, sondern ebenso das Eltern­
haus und auch Jugendverbände gefordert sind, hier 
entsprechende Erziehungsarbeit zu leisten. Zurück 
zur Schule: Die Kollegin Beutl hat schon ange­
sprochen, daß es erstens den Geschichtsunterricht, 
den Geschichtslehrer gibt. Ich kenne sehr viele, die-
diesen Auftrag sehr ernst, nehmen, nämlich auch 
politische Inhalte, von der Unterstufe beginnend bis 
zur Oberstufe, zu vermitteln. Es gibt zweitens das 
Unterrichtsprinzip „Politische Bildung" seit dem Jahre 
1978, zumindest festgeschrieben. Drittens: Es gibt die 
unverbindliche Übung „Politische Bildung". Und hier 
muß ich festhalten, daß diese politische Übung sehr oft 
deswegen nicht zustande kommt, weil es mangelndes 
Interesse seitens der Schüler gibt. Viertens gibt es den ' 
Wahlpflichtgegenstand „Politische Bildung", Rechts­
kunde, Geschichte. Was Unterrichtsprinzip „Politische 
Bildung" ist,- meine ich, wäre sicher, wenn dieser Auf­
trag wirklich konsequent umgesetzt werden würde, 
e in meines Erachtens sehr attraktiver und effektiver 
Zugang zu dieser Thematik. 

Erstens, man kann nicht früh genug beginnen mit 
politischer Bildung schon in der Unterstufe. Man hat ja 
heute gesehen, es war irgendeine Unterstufenklasse, 
die hier an diesem Geschehen tei lgenommen hat, was 
ja äußerst erfreulich ist. 

Und zweitens, Unterrichtsprinzip, dadurch daß 
politische Bildung als Unterrichtsprinzip für alle 
Fächer gilt, ist ein vielfältiger pluralistischer Zugang 
und eine pluralistische Betrachtungsweise, ein unter­
schiedlicher Umgang damit gewährleistet und ver­
hindert somit eine einseitige und vielleicht auch 
problematische Zugangsweise, zu dieser äußerst sen­
siblen Materie; Und das Ziel dieses Prinzips muß sein, 
mit demokratischen Arbeitsmethoden zu demokrati­
schem Denken und Handeln zu erziehen. (Beifall bei 
der SPÖ.) Es geht dabei nicht.nur um die Vermittlung 
eines staatsbürgerlichen Grundwissens, also nicht um 
kognitive Lemziele, sondern es muß auch um die 
affektive Ebene gehen, das heißt um Emotion, uni 
Bewußtsein, um Haltungen, um Einstellungen zu er­
zeugen. Nicht nur reines Faktenwissen sollte hierbei 
vermittelt werden im Ünterrichtsprinzip „Politischer 
Bildung", sondern auch die Fähigkeit, dieses Wissen 
verantwortungsbewußt in die Tat umzusetzen. Das 
wäre eine entscheidende Verkürzung, politische Bil­
dung nur auf eine der beiden Ebenen anzusiedeln, 
also nur auf die affektive oder nur auf die kognitive 
Ebene. Es geht nicht nur, hier nur um Wissen zu ver­
mitteln oder nur um Emotionen zu erzeugen. Weder ist 
politische Bildung nur eine Frage der Mitmenschlich­
keit noch darf dadurch auf eine Frage des Verstandes 
verkürzt werden. Beide Ebenen sind angesprochen, 
und beide Ebenen sind von entscheidender Bedeu­
tung. Politische Bildung ist politische Sozialisation. 
Politische Bildung ist einfach Beeinflussung. Men­
schen sollten beeinflußt werden und letztlich zu einem 
bestimmten Verhalten gebracht werden und klarer­
weise in einer Demokratie zu einem demokratischen 
Verhalten. Das muß die Aufgabe der politischen Bil­
dung sein. Die politische Bildung und Demokratie ist 
eben der Demokratie verpflichtet. Und ich könnte mir 
vorstellen, daß sich eben sehr viele Lehrer bei allen 
ernsthaften und ehrlichen Bemühungen schwertun, 
diesen umfassenden Forderungskatalog, den ich jetzt 
angesprochen habe, im Zuge des Unterrichtsprinzips 
„Politische Bildung" wirklich in die Tat umzusetzen. 
Der schwierige Umgang mit dieser komplexen Thema­
tik, aber auch die Frau Kollegin Beutl hat es ange­
sprochen, auch eine gewisse Unverbindhchkeit, die 
damit verbunden ist mit dem Unterrichtsprinzip, vor 
allem aber die fehlende Professionalisierurig und die 
fehlende Ausbildung hindern oft Lehrer, dieses Unter­
richtsprinzip wirklich zu realisieren. Und eine ver­
stärkte Lehrer-Aus- und Weiterbildung in diesem 
Bereich wäre meines Erachtens von ganz entschei­
dender Wichtigkeit-und Bedeutung für eine qualitative 
Verbesserung dieses Prinzips, und könnte vielleicht 
eben, wie ich meine, dieses Unbehagen oder den 
Schülerunmut zumindest reduzieren. Und gerade in 
der Diskussion über den neu aufflammenden Extre­
mismus oder Rechtsextremismus bei Jugendlichen 
bekommt politische Bildung auch einen neuen Stellen^ 
wert. Und alle Erhebungen zeigen ja, daß. der Rechts­
extremismus, anders als der Nationalsozialismus vor 
1938, in Österreich nicht primär von gebildeten, son­
dern in erster Linie von weniger gebildeten jungen 
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Menschen getragen wird. Das heißt, Bildung ist 
offenkundig für den Rechtsextremismus hinderlich. 
Bildung ist das Gegengift gegen-extremis t ische 
Haltungsweisen. Bildung ist somit ein offenbar wirk­
sames Instrument gegen die Verbreitung extremisti­
scher .- ich sage extremistischer und nicht rechts­
extremistischer Einstellungen. Das heißt, gegen den 
Extremismus hilft nur Aufklärung. Und Aufklärung 
heißt politische Bildung. Und damit diese Aufklä­
rungsarbeit von möglichst vielen Unterrichtsfächern 
erfolgreich betrieben werden kann, muß eben der 
Lehrer selbst zunächst zum Lernenden werden, um 
eben dieses. Prinzip wirklich umzusetzen. Und des­
wegen fordere ich.auch von hier aus ein verstärktes 
Angebot im Bereich der Lehrerfortbildungsmöglich­
keiten. Das ist der eine Punkt. 

Zweitens, so wichtig und für mich eben wichtig und 
unverzichtbar das Unterrichtsprinzip „Politische Bil­
dung" ist, so sehr glaube ich aber auch, daß es eine 
systematische politische Bildung, das heißt, das reine 
Faktenwissen, eine systematische Bildung, und zwar 
für alle Schüler, nicht nur für jene, die an der unver­
bindlichen Übung zufälligerweise teilnehmen, nicht 
nur für jene, die das Wahlpflichtfach wählen, sondern 
für alle Schüler geben muß, die nur in einigen Fächern 
natürlich wirklich stattfinden kann. Womit ich aber 
nicht, wenn ich von systematischer politischer Bildung 
spreche, womit ich aber nicht die Einführung eines 
neuen Unterrichtsfaches „Politische Bildung" meine. 
Denn eine diesbezügliche Forderung halte ich in 
mehrfacher Hinsicht einfach für unrealistisch, ein zu­
sätzliches Fach erhöht die Stundentafel, das ist nicht 
zumutbar. Auf der anderen Seite müßte man Stunden 
verkürzen, ist auch ein Problem. Das heißt, ich meine 
hier flicht die Einrichtung eines neuen Unterrichts­
faches und eine Ausweitung der Stundentafel, nein, 
eine mögliche Lösungsvariante könnte ich mir vor­
stellen in Anlehnung an die Einführung der Berufs-
örientierung für die dritte und vierte Klasse der Unter­
stufe als integrierte verbindliche Übung, Das heißt, in 
der dritten und vierten Klasse AHS-Unterstufe müssen 
im Rahmen aller Pflichtgegenstände jeweils 32 Jahres­
wochenstunden der Berufs Orientierung gewidmet 
sein. Welche Unterrichtsgegenstände diese Aufgabe 
konkret übernehmen, ist durch die Schulleitung in de­
mokratischer Form mit den betroffenen Lehrern fest­
zulegen. Die Gesamtstundenzahl für die Schüler wird 
dabei nicht verändert. Also am Beginn des Schuljahres 
legt man fest, welche Fächer nehmen an dieser Berufs­
orientierung teil, und es müssen 32 Stunden nach­
weislich Berufsorientierung betrieben werden. Und 
eine ähnliche Lösung könnte ich mir auch im Bereiche 
der „PolitischeniBÜduhg" vorstellen. Man könnte auch 
in der fünften, ich,denke vor allem an die Oberstufe in 
der fünften bis achten Klasse, das heißt neunte bis 
zwölfte Schulstufe, in einem, vorgegebenen Stundeh-
ausmaß in dafür dann zu bestimmenden Gegen­
ständen systematische politische BMiing betreiben. 
Und es müssen nicht immer die Historiker sein, die 
daran teilnehmen. Das heißt, „Politische Bildung" in 
der Oberstufe als '•integrierteverbindliehe Übung in 
einem genau festgelegten Stundenrahrnen und viel­
leicht auch mit e inem vorgegebenen Themenkatalog. 
Das köhiite ich; mir vorstellen^ fBjeifall bei dervSPÖ.) 
Ich körmte mi i vorstellen, daß hier beide von mir 
besEhi4ebenen;Möglicrrkei^^ 

des Unterrichtsprinzips durch eine entsprechende 
Fortbildung, auf der anderen Seite diese integrierte 
verbindliche Übung, ich könnte mir vorstellen, daß es 
hier wirklich eine bessere Vermittlungsmöglichkeit 
der politischen Bildung geben könnte und damit - wie 
gesagt - die von den Schülern beklagten Defizite zu 
beseitigen. Stellt alles natürlich kein Patentrezept dar, 
aber ich glaube, eine solche Formel gibt es ohnehin 
nicht. „Politische Bildung" als integrierte unverbind­
liche Übung ist sicher ein Instrument, das, wie gesagt, 
junge Menschen sicher erreicht, das auf alle Fälle 
mehr Informationen bietet und zu mehr Nachdenklich­
keit führt und mehr Nachdenklichkeit bewirkt. Und 
Nachdenklichkeit, meine Damen und Herren, ist viel­
leicht einer der wichtigsten Grundtugenden demo­
kratischen Verhaltens. Einen entsprechenden Antrag 
wird dann der Kollege Kröpfl hier einbringen. Danke 
schön! (Beifall bei der SPÖ, - 12,06 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Hasiba: Zu Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Dr. Wabl, dem ich es 
erteile. 

Abg. Dr. Wabl (12.06 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Nachdem die beiden Berufspädagogen Beutl und 
Erlitz schon wesentliche Gedanken hier zum besten 
gegeben haben, will ich meine 20 Minuten überhaupt 
nicht ausnützen, sondern nur ein paar Anmerkungen 
zum Nachdenken, Kollege Erlitz, hier einbringen, ob 
nicht vielleicht jene Jugendlichen, die früher da 
waren, ich meine damit jetzt nicht die von der Volks­
schule, aber wenn da jetzt Mittelschüler zwischen 
14 und 18 Jahren zuhören täten u nd die würden mit­
bekommen, daß wir über „Politische Bildung" in der 
AHS reden und eigentlich das Interesse nach dem 
auch so wichtigen Thema rapid zurückgegangen ist, 
dann würden sie vielleicht nachdenklich sein oder wir 
würden nachdenklich werden und uns fragen, was 
haben sie für einen Eindruck von unserer Arbeit hier 
bekommen oder mit welchem Eindruck gehen sie 
fort. Wenn sie vorher das Hickhack über die so 
wichtige Frage der Lehrlingsbeschäftigung gehört . 
hätten, wo schwarzweiß gemalt wurde, auf der einen 
Seite die Wirtschaft, die allein schuld sei,, auf der ande­
ren Seite nur der Staat, der alles regeln kann, wo der 
richtige Weg wahrscheinlich in der "goldenen Mitte 
liegt, also nur gemeinsam, dann würden sie viel­
leicht auch nachdenklich werden, ob das Vorbild ist. 
Du hast es ja selbst erwähnt, Kollege Erlitz, daß wir 
hier als jene, die Politik betreiben, auch Anschauungs­
unterricht demonstrieren sollten. Ein Drittes: Wir 
hatten schon mehrmals einen Jugendlandtag. Ich 
frage mich - ich bin auch nachdenklich.-•-; Wann be­
schäftigen wir uns mit den Ergebnissen dieser Jugend­
ländtage? Wahn werden wir diese Ergebnisse und 
Forderungen der Jugendlichen hier debattieren? Das 
wären alles Gründe zur Nachdenklichkeit. Manchmal 
frage ich mich auch selbst, weil d u erwähnt hast, daß 
„Politische Bildung" zum demokratischen Handeln, 
zum demokratischen Denken anregen sollte. Viel­
leicht brauchen wir alle ab und zu Nachhilfeunterricht 
in „Politischer Bildung.-":, und zwar einfä;ch deshalb, 
weil wir uns die Frage stellen müssen: Waram i s t die 
Jugend ,,politikverdfösseri"? Ich glaube1 das aber gar. 
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nicht. Sie ist vielleicht nur verdrossen darüber, wie 
manchmal Politik praktiziert wird. Und hier lasse ich 
die Medien nicht aus, daß Inhalte und nachdenkliche 
und ernsthafte Diskussionen über Sachprobleme in 
den Medien n u r schwer drüberkommen. Man merkt es 
ja auch an der Berichterstattung über den Landtag. 
Wenn wir heute über das Kunsthaus gewisse Ver­
säumnisse wieder aufrollen, die wichtig sind, daß Sie 
aufgezeigt werden, dann wird darüber mehr berichtet, 
als wenn wir hier uns . ernsthaft Gedanken machen 
über Jugendbeschäftigung, über Europa- und Ge­
sundheitsfragen.' Das sind alles Dinge, die uns zur 
Nachdenklichkeit verleiten. Eine kurze Anmerkung, 
Kollege Erlitz: Ich glaube, daß das Unterrichtsprinzip 
„Politische Bildung" allein zu wenig ist. Du hast ge­
sagt, da verläßt sich der eine auf den anderen, und alle 
sagen, wir haben das Prinzip, nur es geschieht nichts 
oder es geschieht zu wenig. Daher glaube ich, wenn 
wir im Polytechnischen Lehrgang und in den Berufs­
schulen „Politische Bildung" haben, dann sollten wir 
sie auch in den Allgemeinbildenden Höheren Schulen 
haben, weil ich meine, daß „Politische Bildung" für die 
Zukunft unserer Jugend von besonderer Bedeutung 
ist. Ich stelle immer wieder eines fest, und du hast auch 
die Rechtskunde genannt, was mir so schmerzhaft 
aufstößt, daß bei der ganzen Stundentafel, bei der 
enormen Belastung der Jugendlichen im Schulbereich, 
denn viele neue Bereiche werden erschlossen, wie 
zum Beispiel Informatik und und und, auch Sprachen, 
die heutzutage ungemein wichtig sind, daß man sich 
im Leben durchsetzt, daß es nur sehr wenige Schulen 
gibt, die beispielsweise Gerichtsverhandlungen be­
suchen. Es wird von Seiten der Gerichte zu wenig 
getan. Man sagt, Jugendliche hätten dort nichts ver­
loren. Ich glaube, daß zur „Politischen. Bildung", zur 
Rechtskunde, auch dieser Anschauungsunterricht, 
diese Exkursionen, diese Besuche von Gerichts­
verhandlungen gehören, weil auch bei besten Vor­
sätzen kann es einem Jugendlichen später passieren, 
daß er bei Gericht e twas zu tun hat, um dort dann ent­
sprechend hilflos, ohne Unterstützung eines rechts­
kundigen Beistandes sich kaum zurechtfindet. Mir tut 
es leid, daß ich solche Veranstaltungen kaum mehr 
feststelle. Ich habe als Richter immer wieder den 
Schulen gesagt, daß ich gerne bereit bin, dort hinzu­
gehen, zu diskutieren. Ich biete auch Gerichts­
verhandlungen ohne 'g roße Showprozesse an, aber 
dort vor Ort. gezielte Information zu geben. Mir ist 
schon klar, daß diese Veranstaltungen auch immer 
daran scheitern, daß die Belastung, der Plafond, sehr 
nahe ist und daß in den Schulen - man kennt die 
Diskussion, die jetzt durchgeführt wird - die Möglich­
keiten begrenzt sind. Trotzdem würde ich mir 
•wünschen, und das sage ich jetzt zum Abschluß, daß 
diese „Politische Bildung", diese Fähigkeit, demo­
kratisch zu denken und zu handeln, kritisch zu denken 
und zu handeln, auch vor der Justiz nicht haltmacht, 
daß dort auch die Kontrolle der Öffentlichkeit einsetzt, 
daß unsere j ungen Menschen schon wissen, was dort 
passiert, daß sie erfahren, wie auch die „ dritte Gewalt" 
in diesem Staate agiert. Ich bin überzeugt davon, 
wenn die Schulen, wenn die Schüler oder wenn die 
Öffentlichkeit dort mehr Information einholt und mehr, 
bekommt, daß dann auch in der Justiz - so schwierig 
das ist - demokratischere Strukturen oder menschen­
nähere Strukturen Platz greifen würden. Vielleicht 

könntest du das auch aufgreifen. Ich sehe nur ein 
großes Defizit und sehe mangelnde Bereitschaft. 
Ich habe interessanterweise bei der Berufsschule 
Gleichenberg festgestellt, daß dort ein gewisses Inter­
esse vorhanden ist. Diese ist hingefahren und hat 
sich das angeschaut. Im Grunde genommen muß man 
sagen, daß heute die Schulen kaum Interesse an 
solchen Angeboten haben. Vielleicht könnte man das 
einmal überdenken, weil das ist nicht nur eine Frage 
der Gesetzgebung und der Stundentafel, sondern das 
wäre eine Frage der praktischen Durchführung. Das 
wollte ich dazu als persönlichen Beitrag liefern, und 
zwar einfach auch deshalb, weil ich glaube, daß dieser 
Bereich in der öffentlichen Diskussion viel zu wenig 
beachtet wird, zum Nachteil unserer Jugendlichen, die 
sicherlich Interesse haben. Ich habe festgestellt, daß 
das Interesse der Jugend und auch nachträglich die 
Reaktionen darauf, sehr positiv sind und daß man das 
hier ausbauen sollte. Danke schön! (Beifall bei der 
S P Ö . - 12.13 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Dietrich, der ich das Wort erteile. 

Abg, Dietrich (12.13 Uhr): Geschätzter Herr Präsi­
dent, Hoher Landtag, meine Damen und Herren! 

Ich glaube, es herrscht Einsicht darüber; quer über 
alle Fraktionen, daß es wichtig ist, die Jugendlichen 
für Politik zu interessieren. Wir alle beklagen, daß die 
Jugendlichen viel zu wenig am politischen Geschehen 
teilnehmen. Die Realität hat uns in den letzten Wochen 
eingeholt, nämlich insofern, als plötzlich jene Gruppe, 
die.wir als politisch desinteressiert bezeichnen, auf die 
Straße gegangen ist. Diese Gruppe hat zum stärksten 
Mittel, das uns in der Demokratie zur Verfügung steht, 
zum Streik gegriffen. (Abg. Mag. Erlitz: „Die Schüler 
haben kein Streikrecht, aber demonstrieren!") Streik 
oder Demonstration ist in e twa das gleiche. Aber sie 
haben es getan. Ich persönlich glaube, daß die Schüler 
bei diesem Streik von den Lehrern mißbraucht wur­
den, die ihrerseits ihre Forderungen bei der Ministerin 
durchsetzen wollten. Warum nun dieser Unmut? Seit 
1. September gibt es Einsparungen im Bereich der 
Mehrdienstleistungen. Es werden nur mehr die 
tatsächlich gehaltenen Überstunden verrechnet. Wenn 
einmal eine Stunde ausfällt, dann wird das wieder ab­
gezogen. In Summe genommen wird es für die Lehrer 
schlechter, was die finanzielle Bezahlung betrifft. 
(Abg. Mag. Erlitz: „Es wird nicht schlechter, es wird 
ungerechter!") Herr. Kollege Erlitz, es gibt einen 
Rechnungshofbericht, der gerade diesen Mißstand 
kritisiert. Gerade auf Grund dieses Rechnungshof­
berichtes ist es ja zu einer Änderung der gesetzlichen 
Regelung gekommen. Im Schnitt war es so, daß bei 
den berufsbildenden höheren Schulen sechs Über­
stunden geleistet wurden (Abg. Mag. Erlitz: „Wir sind 
bei Politische Bildung für Jugendliche!"), das kommt 
schon noch, und in den AHS zwei Überstunden. Die 
Lehrer ihrerseits haben dann gedroht, verschiedene 
S.chulveranstaltungen nicht mehr durchzuführen, wie 
zum Beispiel Schikurs, Sportwochen und vieles an­
dere, wo gerade Sie, Herr Kollege Erlitz, als gestande­
ner Sozialdemokrat es begrüßen müßten, wenn Schi­
kurse abgehalten werden, denn die Kinder sozial 
schwächerer Schichten sind nicht in der Lage, daß sie 
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mit ihren Eltern auf Schikurs fähren. Diese sind darauf 
angewiesen, daß sie einmal mit der Schule mit auf 
Schikurs kommen. (Abg. Mag. Erlitz: „Glauben Sie, 
daß der billiger ist?") Sie haben zumindest die Chance. 
Oder g lauben Sie, daß eine Familie mit mehreren 
Kindern mi t e inem Durchschnittsgehalt in der Lage 
ist, auf Schikurs zu fahren? (Abg, Mag. Erlitz: „Die 
Kinder sind ja dann in verschiedenen Schulen und 
fahren auch auf Schikurs!") Trotzdem können es 
sich die Eltern nicht leisten. Jedenfalls hat die Frau 
Minister Gehrer festgestellt, daß auch Lehrer, wie alle 
anderen öffentlich Bediensteten, für 1793 Stunden 
Arbeitsstunden bezahlt werden (Abg. Mag. Erlitz: 
„Sie haben das Thema verfehlt, das ist nicht Politische 
Bildung!") und an der AHS in Österreich . derzeit 
617 Stunden geleistet werden, das sind im inter­
nationalen Vergleich um 50 Stunden weniger als in 
anderen Ländern. An den Hauptschulen werden 
648 Stunden geleistet und an den Volksschulen 678. 
Ich glaube, der Streik wird von vielen Menschen in 
diesem Land nicht verstanden, und die Lehrer­
gewerkschaft, die leistet ihrem Klientel keinen guten 
Dienst. Das ist politische Bildung für mich, wenn die 
Lehrer die Schüler dazu indirekt animieren, auf die 
Straße zu gehen. Das ist Politik, wie sie gelebt wird 
und wie wir davon nicht nur in schönen Worten 
reden. (Abg. Gennaro: „Das ist geiebte Demokratie!") 
Genau, Herr Kollege! Es gibt eine OECD-Studie, ich 
weiß schon, es tut Ihnen weh, wenn ich das jetzt hier 
sage, wonach die österreichischen Lehrer die best­
verdienenden der EU sind. Und auch der Sozial­
wissenschafter Bernd Martin stellt fest, daß die Lehrer 
um 20 Prozent weniger arbeiten als die normalen oder 
die Normalverbraucher in dem Land. Demzufolge, 
haben die Lehrer auch die größte Nebenerwerbs­
quote. Und er fordert die Lehrer auf, einmal ihre 
tatsächliche Arbeitszeit offenzulegen. Aber ich glaube, 
dieser Streik bei den Schulveranstaltungen, zum Bei­
spiel daß keine Schilfurse mehr abgehalten werden, 
der betrifft nicht hur die Schüler, sondern auch die 
Wirtschaft. Und der Wirtschaftspräsident Mühlbacher 
hat hochgerechnet, daß rund 180 Millionen in den 
Regionen verlorengehen. Und er geht davon aus, 
daß 40 Unternehmen im touristischen Bereich in 
ihrer Existenz gefährdet sind. Herr Kollege Erlitz, wir 
haben heute .vom Jugendbeschäftigungsprogramm 
gesprochen. Ich frage Sie, wo ist denn hier die 
-Solidarität? Wenn einerseits innerhalb einer Gruppe 
ein Teilauf die Überstünden pocht, die wollen weiter­
hin die Überstunden haben, und auf der anderen 
Seite gibt es 7000 Junglehrer ohne Aussicht auf 
einen Job., Das Lehrergehaltsgesetz wird von AHS-
Gewerkschafter Tschimek schlicht als undurch­
schaubar und paradox in Widerspruch zum Schul­
alltag bezeichnet. Es ist peinlich, wenn sein Kollege in 
Wien dieses Kunstwerk gemeinsam mit den Lehrern 
erarbeitet hat. Und nach den aktuellen Vorkomm -

1 nissen der letzten Wochen bekommt man den Ein­
druck, daß es einige Pädagogen gibt, und ich sage hier 
einige, weü ich durchaus de r Meinung bin, daß es 
hervorragende engagierte Pädagogen gibt, aber 
einige gibt es, Herr Kollege, die den- Beruf eines 
Lehrers wohl nur aus zwei Gründen ergriffen haben, 
und die lauten: Juli und August; (Beifall bei der FPÖ -
12.2ÖÜhr.) ;'.•";•> ••'.• 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Brünner. Ich erteile es ihm. \ 

Abg. Dr. Brünner (12.20 Uhr): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bin seit rund 30 Jahren in der politischen Bil­
dung von Jugendlichen einschließlich von Studieren­
den vind in der politischen Bildung in der Hauptschul-
lehrerinnenr und Hauptschullehrer-Ausbildung tätig. 
Im Grunde genommen diskutieren wir, seit ich diesen 
Zeitraum überblicken kann - also seit 30 Jahren +-
immer die gleichen Sachverhalte, ohne daß sich wirk­
lich etwas Gravierendes geändert hat. 

Ein erster Punkt, die Frage des politischen Inter­
esses oder des Interesses der Jugendlichen: Ich habe 
im Grunde genommen in meiner Laufbahn als Lehrer 
nie politisch desinteressierte Jugendliche kennen­
gelernt. Das, was ich kennengelernt habe, ist, daß 
Jugendliche sehr oft an Themen ein politisches Inter­
esse haben, die nicht zum Mainstream des gesell­
schaftlichen Konsenses gehören. Und weil das so ist, 
Jugendliche dann auch den Hut draufwerfen oder sich 
in ihren eigenen Zirkeln mit diesen Thematiken aus­
einandersetzen. Ein Gutteil der Jugendlichen ist anti-
militarisch ausgerichtet. Ein Gutteil der Jugendlichen 
liebäugelt mit dem Zivildienst. Ein Gutteil der Jugend­
lichen möchte, daß der Beitrag Österreichs zur 
Entwicklungshilfe massiv angehoben wird. Ein Gut­
teil der Jugendlichen ist engagiert für Minderheiten, 
welcher Art auch immer, sei es ethnische Minder-

-.- heiten. Ein Gutteil der Jugendlichen geht auch im 
Zusammenhang mit Religion und Konfessionen neue 
Wege, der Esoterik, et cetera. Ein Gutteil der Jugend­
lichen ist an einem offensiven Umweltschutz inter­
essiert, und diese Jugendlichen müssen erleben, daß 
viele dieser Thematiken nicht - ich sage es nochmals 
so.-*- zum Mainstream des gesellschaftlichen Konsenses 
gehören. Weil das so ist, fühlen sie sich nicht ernst 
genommen, wobei ich jetzt nicht sage, daß man alle 
diese Anliegen der Jugendlichen eins zu eins um­
setzen sollte, aber wir sollten mit mehr Ernsthaftig­
keit diese Anliegen der Jugendlichen in unsere Dis­
kussionen,, auch in unsere Politik,, in die politischen 
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse auf­
nehmen, weil wir nur auf diese Weise die Jugend­
lichen stark motivieren können, daß sie sich politisch 
engagieren. 

Ein zweiter Punkt, Kollege Erlitz, ich sage es einmal 
ganz pointiert so: Das Prinzip der Unterrichts­
prinzipien ist ein Flop. Ja! Wir haben - ich weiß es jetzt 
nicht auswendig - 13 oder 14 Unterrichtsprinzipien 
für die Lehrpläne der Zehn- bis 14jährigen, Es hat 
mir bis heute noch niemand erklären können, wie wir 
diese 13 öder 14 Unterrichtsprinzipien tatsächlich zum 
Leben erwecken können und darunter auch nicht das 
Prinzip „Politische Bildung". Wer glaubt, politische 
Bildung mit Hilfe des Unterrichtsprinzips so darüber-
bringen zu können, daß diese Erziehungsziele, Herr 
Kollege Erlitz, die Sie ansprechen, und ich unter­
schreibe den kognitiven Bereich, d en affirmativen 
Bereich und ich füge noch hinzu den händlungsorien-
tierten Bereich, daß wir diese Erziehungsziele auch 
nur annähernd, erreichen können, Nicht einmal den 
kognitiven, oder ich bleibe einmal beim kognitiven. 
Dieses politische System, in dem wir leben, nämUch 
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das ist nicht nur Österreich, sondern es ist auf der 
unteren Ebene die Gemeinde, das Land. Das ist auf der 
darübergeordneten Ebene die EU und die Völker­
rechtsgemeinschaft, hat eine Komplexität, wo es eben 
erforderlich ist, e in Grundwissen mitzubringen, damit 
ich die anderen Ziele, die affirmativen und die hand-
lungsorientierten, umsetzen kann. Ein Grundwissen 
auf dem Gebiet der politischen Theorie, der politi­
schen Institutionen, des politischen Prozesses, der 
internationalen Politik, jetzt noch Österreich als Mit­
glied der Europäischen Union, meine Damen und 
Herren Lehrerinnen und Lehrer unter Ihnen, sagen Sie 
mir bitte, wie das mit dem Unterrichtsprinzip „Politi­
sche Bildung" geht? Das geht schlicht und einfach 
nicht. Und Herr Kollege Erlitz, ich möchte Ihren Vor­
schlag, integrierte verbindliche Übung, nicht dis­
kreditieren, weil jeder Vorschlag, der uns ein bißchen 
weiterbringt, findet meine Unterstützung. Aber auch 
damit werden wir das nicht umsetzen können. Noch 
einmal, schauen Sie sich den kognitiven Bereich an, 
das ist unmöglich. Und Sie wissen als Lehrer genauso­
gut wie ich, daß, wenn ich die affirmativen Ziele und 
die handlungsorientierten. umsetzen möchte, daß ich 
dafür relativ viel Zeit brauche, unter Umständen mehr 
Zeit als für die kognitiven Ziele. Also es führt meines 
Erachtens kein Weg daran vorbei, wenn man politi­
sche Bildung in intensiverer Weise haben möchte, daß 
man es als Unterrichtsfach etabliert. Und jetzt stimme 
ich Ihnen voll zu, Herr Kollege Erlitz, daß man da nicht 
nach der Trichtermethode' vorgehen kann, mehr bei 
den Unterrichtsfächern und bei der Stundentafel 
immer nur oben was reinstopfen, sondern da muß 
man mit dem Instrument kommunizierender Gefäße 
arbeiten/ Was man oben hineingibt, muß unten her­
auskommen, nämlich als Streichung. Und damit bin 
ich beim Thema, daß man halt Prioritäten setzen muß 
bei der Stundentafel und bei den Unterrichtsfächern. 
Und wenn e inem politische Bildung wichtig ist - und 
mir ist es wichtig - , dann führt kein Weg daran vorbei, 
es als Unterrichtsfach zu etablieren und dabei und 
damit gleich andere Fächer zu kürzen, wobei ich 
zugebe, das ist immer leicht gesagt und schwer getan. 
In dem Zusammenhang integrierte verbindliche 
Übungen, Herr Kollege Erlitz, noch eine finanzielle 
Seite, und zwar nicht, was die Lehrerinnen und Lehrer 
betrifft, sondern vieles, was die Schulen — das ist 
zumindest meine Sichtweise - hier an Aktivitäten 
entfaltet haben, mußte angesichts der Ressourcen­
kürzungen gestrichen werden. Oder ist es angesichts 
des Sachverhaltes, daß man den Verteilungskampf auf 
die Ebene der Schulen verlagert hat, so ausgegangen, 
daß es zu Lasten der politischen Bildung ausgegangen 
ist. Noch ein Letztes: Mir scheint ganz wichtig zu 
sein, daß wir uns über die Rolle der Schule oder betref­
fend die Rolle der Schüler und der Schülerinnen und 
der Lehrerinnen und Lehrer, die politische Bildung be­
treiben, auch den Köpf zerbrechen müssen in diesem 
Zusammenhang und über das Verhalten" der Lehre­
rinnen und Lehrer. Was meine ich? Sie können den 
Schülerinnen und Schülern mit leuchtenden Augen 
s tundenlang über die Demokratie erzählen. Sie kön­
nen die Schülerinnen und Schüler mit Hilfe des 
Prüfungssystems zwingen, daß sie alles auswendig 
lernen, betreffend die Demokratie. Wenn Sie als Leh­
rer antidemokratische Haltungen an den Tag legen, 
dann haben sie die Schülerinnen und Schüler verloren, 

dann können Sie im kognitiven Bereich ein bißchen 
was erreichen, aber im affirmativen und handlungs­
orientierten können Sie die Erfolge sofort abschmin­
ken. Das kann jeder von Ihnen testen, der sich vor eine 
Klasse stellt und über Demokratie redet. (Abg. Mag. 
Erlitz: „Auch die Hochschule ist eingeladen!") Natür­
lich, Herr Kollege Erlitz. Noch einmal, Herr Kollege 
Erlitz: Ich stelle mich nicht hierher und sage, die 
anderen sind es. Ich habe daher auch gesagt, daß ich 
Erfahrung in der politischen Bildung einschließlich der 
Universität.habe. Was Sie diesbezüglich kritisieren an 
der Haltung der Universität oder bestimmter Teile, das 
unterschreibe ich voll. Ich würde aber bitten, n icht ' 
nach dem Prinzip „Haltet den Dieb!" zu arbeiten. Ich 
bin bereit; auch hier selbst Kritik gegenüber meiner 
Institution zu üben. Es geht, meine Damen und 
Herren, auch um die Rolle der Schule. Zur Demokratie 
gehört nicht nur'demokratisches Verhalten. Zur Demo­
kratie gehört auch die Bereitschaft, daß kritisiert wird 
und nicht daß die Kritik .bereits als Angriff auf den 
Wertekonsens dieser Gesellschaft und so weiter aus­
gelegt wird. Wenn wir unsere jungen Leute nicht er­
muntern, Kritik zu üben, und Ermunterung, Kritik zu 
üben/heißt , daß man selber Kritik verträgt, erträgt und 
sie einfordert, dann haben wir ebenfalls die Schlacht 
verloren, weil diese Kritiknotwendigkeit ein integraler 
Bestandteil der Demokratie ist. Noch ein weiteres zur 
Rolle der Schule: Ich verfolge mit einer gewissen Sorge 
die Aussagen von Frau Unterrichtsministerin Gehrer 
zum Paragraphen 2 des Schulorganisationsgesetzes 
und zu den Aufgaben der Schule. Zur Demokratie 
gehört die Pluralität der Werte. Wenn der Paragraph 2 
des Schulorganisationsgesetzes von Frau Ministerin 
Gehrer verengend interpretiert wird, auf diese huma­
nistischen Werte, die dort im Paragraphen 2 drinnen 
stehen, auf eine ganz bestimmte religiöse Orientie- ' 
rang, wie das im Paragraphen 2 drinnen steht, dann ist 
das meines Erachtens mit den Grundprinzipien einer 
Demokratie, nämlich Pluralität der Werte, auch Plura­
lität der religiösen Ausrichtungen, unvereinbar. Das 
müssen wir uns auch ganz klar vergegenwärtigen, 
wenn wir über die Frage der Effektivität der politi­
schen Bildung i n unseren Schulen sprechen. Herr 
Kollege Erlitz, ich mache bei diesem Entschließungs­
antrag der SPÖ gerne mit, möchte aber schon fest­
halten, daß kein Weg an dieser intensiven, teilweise • 
schmerzlichen Diskussion vorbeiführt, Integrierung als 
Unterrichtsfach, eine Rolle der Schule, die die Plura­
lität der Werte als einen Wert ansieht und nicht in eine 
bestimmte Richtung verengt, und, drittens, eine Hal­
tung der Schule und der Lehrerinnen und Lehrer von 
der Volksschule bis zur Universität, die an demokrati­
schen Grundhaltungen, und dazu gehört auch die 
Bereitschaft, Kritik einzustecken, orientiert ist, denn 
sonst haben wir die Schlacht um die „Politische Bil­
dung" verloren. (Beifall beim LIF. - 12.32 Uhr.) 

Präsident: Danke sehr. Zu Wort gemeldet hat sich 
der Herr Abgeordnete Kröpfl. Ich erteile es ihm. 

Abg. Kröpfl (12.32 Uhr): Verehrter Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! l 

Ich bin froh darüber, daß Herr Abgeordneter Brün-
ner die Diskussion wieder auf die Basis zurückge­
bracht hat, und ich kann seiner Wortmeldung wirklich 
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sehr vieles abgewinnen. Er hat sehr,viele Sachen 
gesagt, die mir sehr am Herzen liegen, nämlich' die 
gelebte Demokratie, und darum geht es auch. Wenn 
man die Steuungnährne von Frau Bundesminister 
sieht, dann müßte man fast annehmen, daß sie mit der 
Situation, in der wir uns jetzt in der AHS befinden, 
zufrieden ist, denn ah ihr würde es liegen, die Initiative 
zu setzen, um dieses Pflichtfach in der AHS einzu­
führen. Aber anscheinend ist sie mit dem Zustand 
sehr zufrieden und will dort in diesem Bereich keine 
Änderungen. Das Unterrichtsprinzip „Politische Bil­
dung" gibt es seit dem Jahre 1978. Und daß damit das 
Auslängen nicht gefunden wird, beweisen uns die 
Stellungnahmen der jungen Menschen. Sie sind sehr 
unzufrieden mit dieser Situation- Auch wenn man 
heute glaubt, daß man mit einer Senkung des Wähl­
alters etwas in diese Richtung erreichen würde, sind 
wir auf dem falschen Weg. Es ist vielleicht ein Schritt 
in eine Richtung, das Wählalter zu senken, aber das 
kann nicht das einzige sein. Wir müssen unsere jungen 
Menschen mehr Verständnis für die Politik und für 
die demokratischen Vorgänge beibringen. Was wir 
brauchen, sind neue Formen der Mitbestimmung, aber 
auch der Mitgestaltung. Frau Abgeordnete Beutl hat 
bereits ein paar Projekte angeschnitten, und ich darf 
dazu ergänzend feststellen, daß die kommunale 
Beratungsstelle in Zusammenarbeit mit LOGO 1799 
und dem Kinder- und Jugendanwalt einen richtigen 
Weg eingeschlagen hat. Mit der Suche nach der 
kinderfreundlichsten Gemeinde wurden die Kommu­
nen aufgefordert, Kinder- und Jugendbeteiligungs­
projekte zu starten. Immerhin haben, 38 steirische 
Gemeinden an. diesem Projekt teilgenommen und 
gemeinsam mit den Kindern mobile Kinderplanungs-
büros eingerichtet, die mit den Kindern und Jugend­
lichen Modelle für einen Spielplatz, einen bespiel­
baren Schulhof, eine Spielstraße und vieles mehr 
erarbeitet, und das ist am wichtigsten, aber auch 
umgesetzt haben. Ferner wurden Kihderkoriferenzen 
abgehalten und Kinder- und Jugendgemeinderäte 
installiert. Bei diesen Kinder- und jugendgemeinde-
raten bleibt es nicht, so wie es bei uns beim Jugend­
landtag war, bei einer einmaligen Tätigkeit, sondern 
das sind. Wiederholungen und Diskussionen mit 
unseren jungen Menschen. Die besten dieser Projekte 
wurden erst am 2. Oktober in Bad Rädkersburg aus-
giezeichnet. Ich glaube, daß jede Gemeinde bereits 
als Sieger dasteht, die ein solches Projekt durch­
geführt ha t Das sind, meine Damen und Herren, 
Taten, mit denen wir der. Politikverdrossenheit bei 
der Jugend entgegentreten können. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Wenn das Fach „Politische Bildung" in der Schule 
Sinn machen soll, dann müssen jene Projekte, bei 
denen die Schüler mitreden, mitgestäiten, aber auch 
mit verantworten dürfen,- verstärkt durchgefüHrt 
werden; Die jungen Mensehen müssen lernen, Vef ant­
wortung zu übernehmen, und. es muß ihnen klar­
gemacht werden, wie demokratische Entscheidungs-
prozesse ablaufen. Die Erfahrungsberichte, die uns 
die Jugendlichen über ihre Begegnung mit dern Fach 
„Politische Bildung" geliefert haben, zeigen aber ein­
deutig, daß wir bei der Ausbildung der Lehrerinnen 
und Lehrer ansetzen /müssen; Die UiüVersitäten und 
die Pädagogischen; Institute sind äuigiefordert, ent^ 
!sp*e%heiiäe KursefüHd :Seifim#e. änzilöetenf dähnfc. 

die Lehrerinnen und Lehrer aus einer sehr breiteir 
Palette auswählen können. Um den Schülerinnen und 
Schülern einen Einblick in das politische Leben zu 
bieten, müssen die Schulen aufgemacht werden, ein 
Öffnen der Schulen gegenüber den Vertretern- der 
Sozialpartnerschaft, den Behörden und den Ver­
tretern des politischen Lebens ist notwendig, und zwar 
ganz im Sinne von Martin Wabl, wie er das früher 
mit den Gerichten gebracht hat. Nur damit können 
Diskussionen stattfinden, nur dadurch kann man 
jungen Menschen Erfahrungen im Umgang mit den 
Vertretern des öffentlichen Lebens bieten. Um Ein­
seitigkeiten zu vermeiden, müssen natürlich die Schul­
aufsichtsbehörden ihre Köntrollfunktionen verstärkt 
wahrnehmen. Über die Einführungsmöglichkeit der 
„Politischen Bildung", ähnlich wie Berufsorientierung 
und Berufsinformatioh, hat Mag. Erlitz bereits ge­
sprochen. Ich kann dies nur unterstützen und hoffe,, 
daß wir in diesem Sinne das umsetzen werden. Um 
all diesen Gedenken Nachdruck zu verleihen, haben 
wir von der Sozialdemokratischen Fraktion einen 
Antrag formuliert, und diesem Antrag haben sich 
auch Frau Abgeordnete Beutl und Frau Abgeordnete 
Pußwald angeschlossen und.sind diesem Antrag bei­
getreten. 

Ich darf Ihnen hier diesen Antrag vorlesen, er 
lautet: 

Der Ländtag wolle beschließen: 
Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­

fordert, erstens an die Bundesregierung mit dem Er­
suchen heranzutreten, in Anlehnung an das Modell 
der Berufsinformation und Berufsorientierung in der 
Pflichtschule und in der Unterstufe der AHS ein 
Modell für „Politische Bildung" in der Oberstufe mit 
einer bestimmten festzulegenden Stundenanzahl und 
einem festgelegten Themenkatalog zu erarbeiten, 
zweitens an den Landesschulrät mit dem Ersuchen 
heranzutreten, in der Aus- und Weiterbildung von 
Lehrerinnen verstärkt die Aspekte der „Politischen 
Bildung" zu beleuchten, und drittens eine Förderung 

. und Prämierung von jenen Projekten zu politischen 
Themen, die von Schülerinnen und Lehrerinnen aller 
Schularten erarbeitet werden, vorzusehen. Danke! 
(Beifall bei der SPÖ. -12.38 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Pußwald. Ich erteile es ihr. 

Abg. Pußwald (12.38 Uhr): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herten! 

Ich möchte mich ganz kurz zu diesem Tages­
ordnungspunkt deswegen melden, weil eigentlich die 
Vorredner das gesamte Paket abgedeckt hauen, und 
ich denke, daß wir noch von einem Grundänsätz der 
Schule ausgehen müßten. Die Schulehät dieAufgäbe, 
die Schüler und Schülerinnen auf das Leben vorzube­
reiten. Eines der wesentlichsten Dinge ist, wenn man 
politische Bildung umfassend versteht, einfach „ Politi­
sche Bildung". Wir-häben in dieser Vorlage auch - ich 
möchte-es kritisch anmerken - nicht die Antwort 
bekommen, die wir uns eigentlich als Antragsteller 
erwartet haben; nämlich daß in allen Schulen ab der 
neunten Schulstufe ^Politische/Bildung" vert>fMehtend 
#ngeriehtiet wM, D^ 
^ r Ä e h ' e t ) ^ ^ 



42. Sitzung des Steiermärkischen Ländtages, XIII. Gesetzgebungsperiode - 20. Oktober 1998 3397 

kratische Erziehung, daß die Pluralität und die Auf­
klärung des Handlings da ist, wie ein Rechtsverfahren 
läuft, wie die Zusammenhänge zwischen Politik und 
Wirtschaft laufen, wie europäische und internationale 
Zusammenhänge zu sehen sind. Das sind eigentlich 
der Auftrag und die Intention, die in diesem • Antrag 
gesteckt haben. Wir haben uns auch deswegen - es ist 
schon genannt worden - mit dem Entschließungs­
antrag der sozialdemokratischen Partei angefreundet 
und gehen mit. Wie läuft es tatsächlich? Das Unter­
richtsprinzip ist immer etwas, wenn ich noch ein 
bißchen Zeit habe oder wenn ich als Person, als Lehrer 
besonderes Interesse habe, etwas besonders weiter­
zutragen. Öder wenn im Klassenverband sehr wiß­
begierige Jugendliche sind, die punktuelle Fragen 
stellen und der Lehrer diese Fragen aufnimmt und sie 
auch beantwortet und nicht unter Rahmenlehrplan 
und Zeitdfuck abtut. Wesentlich ist immer das Ver­
halten, das ist wirklich von beiden Vorrednern oder 
von allen Rednern angesprochen. Wie ist das persön­
liche Verhalten, wie ist das Vorbild von den Personen, 
die mit den Jugendlichen im Zusammenhang stehen? 
Welche Vorbildwirkung geht aus? Das Wahlalter mit 
16 läßt mich persönlich aus meiner Erfahrung mit 
16jährigen Schülern schließen, daß sehr häufig über­
haupt kein Grundwissen, kein zusammenhängendes 
Wissen da ist, sondern daß oft Floskeln, aktuelle Stim­
mungen, medienwirksame Propaganda der Ausschlag 
sind für Entscheidungen. Und das, denke ich, sollte in 
einem Rechtsstaat, in einer verantwortlichen Situation 
dem Staat, den Bürgern, dem Sozialen gegenüber 
nicht stattfinden. Es muß wirklich kognitive Auf­
klärung, wie es genannt wurde, gepaart mit der Er­
kenntnis, daß man sich bei Engagement Veränderun­
gen, e igene Visionen, aber auch kritische Bemer­
kungen erlauben kann und darauf dann Konse­
quenzen erhoffen kann. Das ist eigentlich der Auftrag 
und das Ziel der pohtischen Bildung. Eingebunden 
natürlich in aktuelle Berichte, in die Begegnung mit 
Medien, mit Personen aus dem Bereich der Wirt­
schaft, der Politik, der Medien, um nicht Ratten­
fängern mit flotten Sprüchen auf den Leim zu gehen; 
sondern langfristig verantwortliche Aktionen und 
kritisch reflektierte Zusammenhänge auch in der 
Aufarbeitung unserer e igenen österreichischen Ge­
schichte zu erwirken. Danke! (Beifall bei der ÖVP. -
12.42 Uhr.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Wir haben daher in folgender Reihenfolge abzu­
stimmen: Erstens über den Antrag der Frau Bericht­
erstatterin zur Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 358/2. 
Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. 
Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Und zweitens über den Entschließungsantrag der 
SPÖ und ÖVP, betreffend politische Bildung in der 
Schule. Wenn Sie diesem Entschließungsantfag zu­
stimmen, bitte ich um ein Handzeichen. Danke. 
Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 

3. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 902/1, über den Abverkauf 
der Liegenschaft EZ. 364, Grundbuch 66411 Heiligen­
kreuz am Waasen, an Karl Trümmer, wohnhaft in 
8412 Allerheiligen bei Wildon 32. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Herr­
mann. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Herrmann (12.43 Uhr): Sehr geehrte Damen 
und Herren! 

Kaufgegenstand ist die Liegenschaft, Einl.-Zahl 364, 
Heiligenkreuz am Waasen, bestehend aus dem Grund­
stück Nr. 706/2, landwirtschaftlich genutzt, im Ausmaß 
von 979 Quadratmeter. 

Grundstück Nr. 226, Baufläche im Ausmaß von 
77 Quadratmeter, samt darauf befindlichem Wohn­
haus Heiligenkreuz am Waasen 20. 

Eigentumsverhältnisse: Land Steiermark zu drei 
Vierteln und Sozialhilfeverband Leibnitz zu einem 
Viertel. 

Käufer ist Karl Trümmer, geboren am 7. April 
1931, Pensionist, wohnhaft in 8412 Allerheiligen bei 
Wildon 32. 

Bewertung durch ein Gutachten der Baubezirks­
leitung Leibnitz vom 30. März 1998. 

Die bisherige Nutzung; Unterbringung von kinder­
reichen Familien im Rahmen der Wohnraumbeschaf­
fung nach dem Steiermärkischen Sozialhilfegesetz; 
die zuletzt im Wohnhaus Heiligenkreuz arri Waasen 20 
untergebrachte Familie Resch/Deutsch (Ehegatten 
und sechs Kinder) hat sich inzwischen anderweitig 
wohnversorgt, und die Liegenschaft steht seither leer. 

Öffentliche Ausschreibung: Da die gegenständliche 
Liegenschaft nunmehr unbewohnt ist und sich in 
weiterer Folge ohne substanzerhaltende Investitionen 
der Bauzustand verschlechtert, sprach sich der Sozial­
hilfeverband Leibnitz in seiner Verbands-Ausschuß-
Sitzung vom 24. November 1997 einstimmig für den 
Verkauf seines Vierteleigentumsanteiles, jedoch zu 
einem Mindesterlös von 280.000 Schilling, aus. 

Seitens der Fachabteilung für das Sozialwesen 
wurde.daraufhin die Liegenschaft EZ. 364, Heiligen­
kreuz am Waasen, zu dem von der Baubezirksleitüng 
Leibnitz ermittelten Schätzwert von 809.000 Schil­
ling öffentlich zum Verkauf ausgeschrieben. Die am 
20. Mai 1998 erfolgte Anbotseröffnung ergab drei 
Anbote, von denen eines mangels Kaufpreisangabe 
ausgeschieden wurde: die verbleibenden Angebote 
verlaufen sich auf 1,031.555 Schilling und 1,104.000 
Schilling. Das Meistbot in Höhe von 1,104.000 Schil­
ling, welches den von der Baubezirksleitung Leibnitz 
ermittelten Schätzwert um 295.000 Schilling über­
steigt, wurde von Herrn Karl Trümmer, Pensionist, ge­
boren am 7. April 1931, Allerheiligen bei Wildon 32, 
gestellt. 

Bezahlung des Kaufpreises: Der Kaufwerber er­
klärte sich bereit, den Kaufpreis in der Höhe von 
1,104.000 Schilling in bar zu erlegen, und legte bei der 
Bezirkshauptmannschaft Leibnitz zwei Sparbücher im 
Gesamtausmaß von 1,113.177 Schilling vor. Damit 
dem Beschluß des Ausschusses des Sozialhilfever-
bandes Leibnitz vom 24, November 1997 entsprochen 
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wird, Mindesterlös 280.000 Schilling, hat der Best-
bietef sich bei der Bezirkshauptmahnschaft Leibnitz 
am 27. Mai 1998 bereit erklärt, dem Sozialhilfeverband 
Leibnitz äußervertraglich direkt über die Amtskasse 
einen Betrag von 4000 Schilling zur Einzahlung zu 
bringen. Die diesbezügliche Einzahlung erfolgte be­
reits laut Bezirkshauptmannschaft Leibnitz am 28. Mai 
1998. 

Beurteilung durch die Fachabteilung für das Sozial­
wesen: 

Erstens: Unter Berücksichtigung der oben ange­
führten Darstellung und des Umstandes, daß die 
Eigentümer zur notwendigen Substanzerhältung des 
Objektes mit hohen Instandsetzungskosten rechnen 
müssen und auch die Haftung nach dem ABGB zu 
bedenken ist, hegt ein Verkauf der gegenständlichen 
Liegenschaft auch im überwiegenden Interesse des 
Landes Steiermark. 

Zweitens: Die vertragliche und grundbücherliche 
Durchführung des Kaufgeschäftes hat durch einen 
Notar im Einvernehmen mit der Rechtsabteilung 10 zu 
erfolgen. 

Die Steiermärkische Landesregierung stellt zufolge 
ihres Beschlusses vom 6. Juli 1998 den Antrag, der 
Ländtag wolle beschließen: Der Verkauf der Drei-
vierteleigentumsanteile des Landes Steiermark an der 
Liegenschaft EZ. 364, Grundbuch 66411 Heiligen­
kreuz am Waasen, an Karl Trümmer um den Betrag 
von 828.000 Schilling wird gemäß Paragraph 15 Ab­
satz 2 Literä c LVG 1960 genehmigt. (12:48 Uhr.) 

Präsident: Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Wer 
dem Antrag des Berichterstatters zustimmt, den bitte 
ich um ein Handzeichen. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

4. Bericht des Sozial-Aussehusses über die Regie­
rurigsvorlage, Einl.-Zahl 657/49* zum Beschluß 
Nr. 495 des Steiermärkischen Landtages vom 11. De­
zember 1997 über den Antrag der Abgeordneten 
Pußwald, Straßberger, Alfred Prutsch und Bacher, be­
treffend den Fortbestand des Gehörlosen-, Kultur^ 
und Jugendzentrums in Graz. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Puß­
wald. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Pußwald (12.48 Uhr): Herr Präsident! 
Vorlage der Steiermärkischen Landesregierung zum 

Beschluß Nr. 495 des Steiermärkischen Landtages vom 
11. Dezember 1997 über den Antrag der Äbgeord- • 
rieten Pußwald, Straßberger, Alfred Prutsch; .und 
Bacher, betreffend den Fortbestand, des Gehörlosen-, 
Kultur- und Jugendzentrums in Graz. Dieser Antrag 
hat folgenden Wortlaut: Es soll diese Institution unter­
stützt werden und am Leben erhalten bleiben. Erst­
mals wurde vom Gehörlosenzentrum Andritz im Jahr 
1993. ein Projekt dem Sozialressort, dem Wirtr 
schaftsressort und dem Gesundheitsressort mit dem 
Ersuchen um Förderung vorgelegt. Das damalige Pro­
jekt wies einen Finanzierungsbedarf von insgesamt 
120 Millionen Schilling aus, weshalb im Einver­
nehmen mit den drei befaßten Ressorts und im Einver­
nehmen mit dem Gehörlosehzentrum Graz-Andritz die 

Firma VAMED mit der Machbarkeitsstudie beauftragt 
wurde. Aus dieser Studie ging eindeutig hervor, daß 
dieses Projekt in der vorgesehenen Form unrealisier­
bar ist, weshalb von einer Förderung Abstand genom­
men wurde. Trotzdem wurde das Projekt realisiert und 
mit Unterstützung eines privaten Unternehmers finan­
ziert. Es fanden dann Gespräche zwischen dem ver­
antwortlichen Leiter des Gehörlosenzentrums Graz-
Andritz, Herrn Direktor Maier, dem privaten Finan^ 
cier, der Stadt Graz und dem- Sozialressort des Landes 
Steiermark statt. Dies unter dem Gesichtspunkt, daß 
sowohl die Stadt Graz als auch das Land Steiermark im 
Hinblick auf die im Gehörlosenzentrum betreuten Per­
sonen ihre Kompetenzen wahrzunehmen haben, 
wenngleich es sieh rein rechtlich gesehen um ein Pro­
blem zwischen dem Financier und dem Gehörlosen- : 
Zentrum handelt. Jedenfalls ist man darüber überein­
gekommen, daß es einen Wechsel in der Führung des 
Gehörlosenzentrums gibt. Der Fortbestand der Behin-
defteneinrichtung, für die Förderungen gewährt wer­
den könnten, ist nach dem vorliegenden Konzept der­
zeit aber noch nicht gewährleistet. Es ist zur Zeit im 
Hinblick auf einen Konkurs nach wie vor nicht mög­
lich, über eine Förderung zu entscheiden. Seitens des 
Ausschusses bitte ich, diesen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. (12.51-Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
. Abgeordnete Wicher. Ich erteile es ihr; 

Abg. Wicher (12.51 Uhr): Herr Präsident, Frau 
Landesrätin, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren! 

In diesem Tagesordnungspunkt behandeln wir eine 
Regierungsvorlage, die auf einem Antrag unserer 
Fraktion beruht. Es ging in dem Antrag darum, 
das Bestehen des Gehörlösen-, Kultur- und Jugend­
zentrums in Graz-Andritz weiter zu unterstützen 
beziehungsweise auch.den Betrieb aufrechtzuer­
halten. Meine Kollegin Pußwald hat in ihrem Bericht 
schon viele Punkte angeführt und eigentlich auch 
schon eine kleine Chronologie dieser Abläufe ge­
bracht. Erlauben Sie mir aber trotzdem noch,, einiges, 
dazu zu sagen: Die Regierungsvorlage listet Punkte 
auf, die auch die Chronologie der ganzen - ich würde 
fast sagen - unendlichen Geschichte darlegt. Das 
Gehörlosen-, Kultur- und Jugendzentrum in Graz-
Andritz war eine Ideine feine Einrichtung, die behin­
derte Jugendliche, also" gehörbeeinträchtigte bezie­
hungsweise gehörlose Kinder und Jugendliche, in vor­
bildlicher Art und Weise betreut hat und sie auf ihr 

• künftiges Leben in der Gesellschaft.weitgehend vor­
bereitet hat. Daß es verschiedene Ansichten über 
Möglichkeiten gehörloser Menschen gibt, die eine 
Seite bevorzugt die Gebärdensprache, die andere das 
Erlernen der Sprache, um sich mit der nicht gehörlosen 
Umwelt in Verbindung setzen zu körinen, ist auch klar, . 
und hier hat es interne^Spanriungen gegeben. Das soll 
jetzt eigentlich nicht weiter ausgeführt werden, soll 
aber nur beleuchten, daß es. nicht ganz einfach ist, 
Interessen Behinderter - im wahrsten Sinne des 
Wortes - unter einen Hut zu bringen. Im Jähr 1993 
wurden Pläne vorgelegt, die einen Ausbau, Umbau, 
Erweiterungsbau des Gehörlösenzentrums in Graz-
Andritz beinhaltet haben. Die Bausumme war. sehr 
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hoch - 120 Millionen Schilling. Ich weiß, das ist kein 
Pappenstiel, und es wurde dann die Firma VAMED 
damit betraut, mehr oder minder eine Machbarkeits­
studie herauszubringen, wobei.es sich dann heraus­
gestellt hat beziehungsweise die Meinung dieser 
Firma war, daß dieses Projekt nicht zu realisieren sei 
und Stadt und Land sich dann von diesem Projekt 
distanziert haben. Es fand sich ein privater Financier, 
der an diesem Projekt interessiert war, und es wurde 
gebaut. Es wurde sehr umfangreich gebaut, das muß 
man wirklich anmerken, und die Behindertenein-
richtungen waren durchaus akzeptabel. Im Laufe der 
Jahre kam es immer mehr zu Turbulenzen, vor allem 
finanzieller Art. Im vergangenen Jahr, 1997, war es 
dann soweit. Die finanziellen Probleme kulminierten, 
und es drohte ein Ausgleich. Es wurden dann natürlich 
Hilferufe ausgestoßen. Der Effekt war der, daß, und 
das ist das besonders Schlimme und vor allem ein 
Punkt in unserem Antrag, die Behinderteneinrichtung, 
also die Betreuung von gehörbeeinträchtigten und 
gehörlosen Kindern und Jugendlichen, eingestellt 
wurde, ebenso der in diesem Objekt untergebrachte 
private Kindergarten. Das Pflegeheim wurde erwei­
tert, und die Regierungsvorlage hat in diesem Fall 
ganz recht, daß, solange diese finanziellen Probleme, 
vor allem mit dem Financier, nicht geregelt sind, man 
keine Förderungen geben kann, wobei ich aber sagen 
möchte, es wäre ganz besonders wichtig, eben die 
Betreuung von Behmderten, in diesem Fall gehörlosen 

. und gehörbeeinträchtigten Behinderten, kontinuier­
lich weiterzuführen, weil das natürlich für die Betroffe­
nen und auch deren Eltern große Probleme und große 
Belastungen bringt. Wie gesagt, das Ganze ruht jetzt 
mehr oder minder, beziehungsweise man kann das 
ganze nicht durchschauen. Es wäre aber jetzt auch 
nicht der richtige Augenblick, Schuldzuweisungen zu 
machen beziehungsweise in ein mehr oder minder 
schwebendes Verfahren einzugreifen. Ein Effekt, der 
sich aus diesen Turbulenzen ergeben hat, war, daß 
Betroffene, die jetzt mehr oder minder vor dem Nichts 
gestanden sind, sich an den Steirischen Gehörlosen 
Kultur- und Sportverein gewandt haben und der in 
Graz am Steinberg situiert ist. Sosehr sich dieser Ver­
ein über die Tatsache gefreut hat, daß er nun von so 
vielen Behinderten kontaktiert und um Hilfe gebeten 
wird, so sehr hat dieser „Ansturm" die Kapazität die­
ses Vereins bei weitem überschritten. Es wurde daher 
im Jahr 1997, also im vorigen Jahr im September, über 
das SALE-Projekt - das ist ein Projekt, das arbeitslosen 
Lehrerinnen eine Arbeitsmöglichkeit, begrenzt auf ein 
Jahr, vermittelt— eine solche junge Lehrerin angestellt, 
die - und das muß wirklich gesagt werden - sich in 
großartiger Weise mehr oder minder kopfüber ins 
kalte Wasser gestürzt hat, in unwahrscheinlich kurzer 
Zeit die Gebärdensprache erlernt hat, die sie jetzt 
wirklich schon sehr gut beherrscht, ich möchte noch 
dazu sagen, daß es unerhört wichtig ist in einer Ein­
richtung, jemanden zu haben, der die Kommunikation 
mit der Nichtgehörlosenwelt aufrecht erhält, weil es 
ist, wie sich alle denken können, unmöglich, zum Bei­
spiel mit jemandem, der gehörlos ist, zu telefonieren, 
und all diese Aufgaben wie Vorsprachen und so weiter 
hat diese junge Frau übernommen. Wenn Sie sich 
erinnern, meine Damen und Herren, am 19. Mai dieses 
Jahres hatten wir als ersten Tagesordnungspunkt eine 
Regierungsvorlage, in der es darum gegangen ist, die 

Gebärdensprache als eigene Sprache anzuerkennen 
beziehungsweise an die Bundesregierung heran­
zutreten, auch die Ausbildungsmöglichkeiten für 
Gebärdendolmetscher zu vermehren. Ich erinnere 
mich noch gut, der Zuschauerraum war dicht gefüllt 
mit gehörlosen und gehörbeeinträchtigten Menschen, 
die mit Hilfe von Gebärdendolmetscherinnen unserer 
Debatte gefolgt sind. Es wurden, um das vielleicht 
nicht ganz kritisch zu sagen, aber es wurden viele 
schöne Worte gesprochen, und unter anderem wurde 
auch ein'Entschließungsantrag eingebracht, in dem 
die Landesregierung aufgefordert Wurde, zur Über­
brückung dieser finanziellen Schwierigkeiten des 
Steirischen Gehörlosen Kultur- und Sportvereins einen 
Betrag.von nicht 30 Millionen, nicht 3 Millionen, von 
sage und schreibe 300.000 Schilling zu gewähren. 
Es war dies dann ein Vier-Parteien-Entschließungs-
antrag, und es war fast rührend zu sehen, wie die 
gehörlosen Menschen diesen Antrag aufgenommen 
haben. In ihrer Art und Weise mit dem Schütteln der 
Hände, was Klatschen bedeutet, und sie gingen dann 
in dem Bewußtsein, wir als Landtag haben ihre An­
liegen verstanden, wir wollen ihnen helfen. Und ich 
denke, wir sind doch - so ist zumindest meine Auf­
fassung eines Mandates - den Menschen dieses 
Landes, und dazu gehören auch die behmderten 
Menschen, verpflichtet, ihnen zu helfen in Notlagen, 
aus Notlagen wieder herauszukommen. Und jetzt muß 
ich mich an die Frau Landesrätin Rieder wenden, die 
ja die zuständige Ressortchef in ist, und sie wirklich 
herzlich, aber sehr nachdrücklich ersuchen, diesem 
Entschließungsantrag des Steiermärkischen Land­
tages Rechnung zu tragen und dem Steirischen Gehör­
losen Kultur- und Sportverein diese 300.000 Schilling 
zukommen zu lassen. Denn ich denke, sonst wird der 
Eindruck entstehen, daß alles, was gesagt wurde, 
lediglich Lippenbekenntnisse sind, die das Papier 
nicht wert sind, auf dem sie geschrieben sind. Danke! 
(Beifall bei der ÖVP und FPÖ.-13.03 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Brünner, dem ich es erteile. 

Abg. Dr. Brünner (13.03 Uhr): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zwei Punkte möchte ich kurz ansprechen. Erstens, 
Frau Kollegin Wicher hat schon den Beschluß des 
Steiermärkischen Landtages vom 19. Mai dieses 
Jahres angesprochen, der über unseren Antrag zu­
stande gekommen ist, nämlich dem Steirischen Gehör­
losen Kultur- und Sportverein zur Überbrückuhg 
300.000 Schilling Subvention zukommen zu lassen. 
Nach meinen Informationen, Frau Landesrätin, ist 
dieser Beschluß bis heute nicht umgesetzt. Ich möchte 
Sie dringend fragen, warum bis heute diesem Be^ 
Schluß'. des Steiermärkischen Landtages nicht Rech­
nung getragen worden ist. Als Jurist bin ich mir be­
wußt, daß Sie nicht rechtlich an die Beschlüsse des 
Landtages gebunden sind. Aber wenn es so ist, wie 
sich herausstellt, immer wieder in diesem steiermärki­
schen politischen System, daß wir hier schöne Be­
schlüsse fassen können, einstimmige Beschlüsse, die 
Landesregierung sich über weite Strecken keinen 
Deut darum kümmert, dann frage ich mich wirklich, 
was wir hier tun? Ob wir nicht dann besser den Land-
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tag einsparen, und da meine ich nicht hur diesen 
Antrag, diesen Beschluß des Steiermärkischen Land­
tages, sondern auch einen anderen. Betreffend die 
Verwendung der Hypobank-Milliarderi haben wir 
beschlossen, daß ein entsprechendes Konzept bei der 
ersten Landtagssitzung im Herbst dieses Jahres v o r ­
gelegt wird. Bis heute hat das Konzept mich nicht 
erreicht. Also meine Bitte ist, daß Sie hier uns sagen, 
warum das nicht umgesetzt worden ist beziehungs­
weise bis wann dieser Beschluß umgesetzt wird. 

Dann noch ein .Zweites: Seit ich jetzt in diesem 
Landtag tätig bin und mich auch mit Bereichen be­
schäftige, was für mich eine Bereicherung ist, mit 
denen ich mich nicht beschäftigt habe bisher, habe ich 
so das Gefühl, daß es in manchen Szenen Kontrover­
sen gibt, dabei und darunter auch bei den Gehörlosen. 
Ich h abe so den Verdacht, daß es dort große Konflikte 
oder wie auch immer Trennlinien zwischen dem 
Gehörlosenzentrüm Andritz auf der einen Seite und 
dem Steirischen Gehörlosen Kultur- und Sportverein 
auf der anderen Seite gibt. Ich halte eine solche kon-
troversielle Situation in einem Bereich, der ohnehin 
stark benachteiligt ist, für kontraproduktiv. Und was 
mich betrifft, möchte ich mich vor keinen Karren, wel­
cher Seite auch immer, spännen lassen-. Das Liberale 
Forum ha t sich für beide Institutionen eingesetzt, für 
das Gehörlosenzentrum Andritz und für den Steiri­
schen Gehörlosen Kultur- und Sportverein, aber mei­
nes Erächtens wäre es höchst notwendig, daß diese 
beiden Institutionen einmal so an einen Tisch gebracht 
werden unter der Leitung eines unabhängigen Media­
tors, damit das, was offensichtlich an Spännung zwi­
schen diesen zwei Einheiten da ist, so aufgearbeitet 
und geklärt wird, daß - ich sage es einmal so - die 
gehörlosen Steirerinnen und Steirer geeint marschie­
ren, um das ohnehin schwierige Geschäft zu be ­
treiben, etwas für sie umzusetzen und durchzusetzen. 
Vielleicht haben Sie diesbezüglich schon Initiativen 
gesetzt, Frau Landesrätin. Wenn Sie es noch nicht 
getan haben, dann wäre meine Bitte, Initiativen zu 
setzen, daß diese beiden Institutionen unter der 
Leitung, und da würde ich Wert darauf legen auf das, 
was ich jetzt sage, eines Unabhängigen Mediators zu­
sammengebracht werden, um die Probleme, die es 
offensichtlich gibt und die ich im einzelnen gar nicht 
kenne, in dem Bereich auszudiskutieren, damit wir 
nicht dauernd mit solchen Spannungsgeschichten hier 
konfrontiert sind. (Beifall beim LIF und der ÖVP, -
13.08 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sieh die Frau 
Landesrätin Dr. Rieder. Ich bitte, Frau Landesrätin. 

Landesrätin Dr. Rieder (13.08 Uhr): Herr Klub-
öbmann, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Weil; Sie mich so direkt angesprochen haben, 
möchte ich auch direkt darauf antworten, Sie rügen, 
daß ich einen Beschluß des Landtages, womit eine 
Subvention für das Gehörlosen-Kultur- und Jugend­
zentrum gewünscht wurde, nicht umgesetzt habe: Ich 
glaube, daß ich solche Beschlüsse als Empfehlung 
werten darf Und daß ich noch immer dafür die politi­
sche Verantwortung trage, welche Subventionen ich 
arr weh vergebe; ISlJehtsdesto hier 
wiederholen, und ich habe das auch schön Herrn 

Kluböbmann im Ausschuß vor 14 Tagen gesagt, 
daß bezüglich des Gehörlosen-Kultur- und Jugend­
zentrums in Graz ein Insolvenzverfahren droht, daß 
die finanziellen Abläufe nicht geregelt sind und ich 
Sicherlich nicht einer Einrichtung, die ihre finanziellen 
Geschäfte nicht abwickeln kann, eine Subvention zur 
Verfügung stelle. Das werde ich nicht tun. Ich werde 
abwarten, wie sich die Sache entwickelt, und werde 
dann entsprechend und rechtzeitig handeln. Herr 
Klubobmann, eines habe ich auch gesagt, und das 
wiederhole ich heute hier von dieser Stelle, selbst­
verständlich werde ich jenen Menschen, die dort 
untergebracht sind, falls es notwendig ist, helfen. Ent­
weder ist das Land zuständig, oder es ist der Magistrat 
zuständig. Tätsache ist, den Leuten wird geholfen 
werden, wenn sie Hilfe benötigen, und das gilt auch 
für die dort in diesem Haus tätigen Angestellten und 
Arbeiter, wenn es etwas zu regeln gibt und wenn es in 
meine Kompetenz fallen würde. (Beifall bei der SPÖ. -
13.09 Uhr.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Schinnerl das Wort. 

Abg. Schinnerl (13.09 Uhr): Geschätzter Herr Präsi­
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir haben wieder einmal ein Regierungsstück, wo 
es um den Fortbestand des Gehörlosen-Kultur- und 
Jugendzentrums in Graz geht. Ich habe jetzt die Aus­
führungen der Frau Landesrätin gehört, wo sie sagt, 
daß die Empfehlung des Landtages eigentlich recht 
gut und schön ist, aber daß sie sich noch immer nicht 
von diesen Entscheidungen oder Wünschen des Land­
tages drängen läßt Und daß sie von ihrer Person aus. 

. - Soziällandesrätin - , das selbst entscheidet, wie sie 
das sieht. Diese Aussage macht mich eigentlich sehr 
betroffen. Wenn der Landtag gewisse Entscheidungen 
trifft, und in dem Fall war das ein Entschließungs­
antrag, der einstimmig von allen Landtagsfraktionen 
angenommen worden ist, dann glaube ich, Frau 
Ländesrat, sollte man sich schon irgenwelche 
Gedanken machen (Landesrätin Dr. Rieder: „Aber 
die richtigen!") und, wenn es e in bißchen geht, dem 
Wunsch dieses Landtages Folge leisten. Ich bringe zu 
diesem Punkt dann auch noch einen Beschlußantrag 
ein, und ich hoffe, daß dieser Beschlußantrag, wenn er 
die Mehrheit erhält, nicht so .behandelt wird, sondern 
daß er doch wohlwollend zur Kenntnis genommen 
und von Ihnen, Frau Landesrätin, umgesetzt wird. 
Ich möchte mich hier nicht wiederholen. Die Frau 
Abgeordnete Wicher hat über die Problematik dieses 
Gehörlosen-Kultur- und Jugendzentrums ausführlich, 
berichtet. Die Stellungnahme der: Landesregierung 
ist auch nachvollziehbar. Es war dies ein Größprojekt 
aus dem Jahr 1993 mit e inem Kostenaufwand von 
120 Millionen Schilling, wo immer schon gewarnt; 
worden ist, ob das wirtschaftlich umsetzbar ist, ob 
das betreffende Zentrum in Graz-Ähdritz wirtschaft­
lich rentabel zu führen ist. Die Probleme in wirt­
schaftlicher Hinsieht haben im Herbst 1987 dann 
wieder angefangen. Diese für die Behinderten so 
wichtige Institution hat sich auch an das Land ge­
wand t Wie aus der vorliegenden SteUünghähm:© 
ersichtlich ist, haben dazu ^ r h ä n d l u n g e h statt••: 
gefunden mit dem Dfrektör und der S t ad tGraz und 
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so weiter. Es ist aber noch zu keinem positiven Ver-
handlüngsergebnis gekommen. Bei der Ausschuß­
sitzung, Frau Landesrat, haben Sie gesag t daß Sie 
im letzten ha lben Jahr nichts Neues dazu erfahren 
haben. Vielleicht können Sie uns heute sagen, ob seit 
dieser Sozial-Ausschuß-Sitzung vor 14 Tagen sich 
etwas geändert hat. Ansonsten würde ich meinen, 
Frau Landesrat, wenn Sie hier bei dieser Stellung­
nahme mitarbeiten und die Betroffenen melden sich 
nicht, daß Sie auch zum Telefon greifen können und 
sich dort erkundigen, wie der letzte Stand ist. (Landes­
rätin Dr. Rieder: „Da müssen Sie mir eine Liste der 
Namen geben, dann werden wir sie selbstverständlich 
anrufen!") 

Ich glaube, wir alle sind bestrebt, daß diese sehr 
wichtige Einrichtung am Leben erhalten bleibt, daß 
aber auf jeden Fall sichergestellt werden muß, daß die 
betroffenen Behinderten und die dort Beschäftigten 
nicht unter die Räder kommen. Daß ein eventuell 
drohendes Konkursverfahren alle diese Bestrebungen 
wieder zunichte machen würde, ist auch allen Betei­
ligten klar und soll verhindert werden. Frau Landesrat, 
wir sind bestrebt, auch private Einrichtungen im 
Behindertenbereich aufrecht zu erhalten. Wenn Sie 
hier in der Stellungnahme auch schreiben, im Regelfall 
gibt es für private Heime keine Förderung, so kann 
man das interpretieren, daß es das in Ausnahmefällen 
doch gibt. Wir erlauben uns daher, einen eigenen 
Beschlußantrag in dieser Sache einzubringen. Unselb­
ständiger Entschließungsantrag gemäß Paragraph 51 
der Geschäftsordnung des Steiermärkischen Land­
tages der Abgeordneten Schinnerl, Dietrich und 
Wicher, betreffend Gehörlosenzentrum Graz-Andritz. 
Seit Herbst 1997 ist bekannt, daß sich das Gehörlosen-
Kultur- und Jugendzentrum Graz-Andritz in größten 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindet. Diese 
Situation wurde durch den Umstand, daß private 
Pflegeheime im Regelfall von Förderungen ausge­
schlossen sind, verschärft. Trotz intensivster Bemü­
hungen aller Verantwortlichen ist es bisher nicht 
gelungen, eine Lösung, die den Weiterbestand dieser 
wichtigen Einrichtung sicherstellen würde, zu finden. 
Aus diesem Grunde herrscht bei den betreuten 
Pfleglingen und Behinderten sowie bei dem dort be­
schäftigten Personal größte Verunsicherung; Es wird 
daher der Antrag gestellt, der Landtag wolle be­
schließen: Die Steiermärkische Landesregierung wird 
aufgefordert, erstens alle notwendigen Maßnahmen 
zu ergreifen, um eine Schließung dieser wertvollen 
Einrichtung zu verhindern, zweitens für den Fall der 
Schließung des Gehörlosen-Kultur- und Jugend­
zentrums Graz-Andritz Maßnahmen zu setzen, die 
eine bestmögliche Betreuung der von der Schließung 
direkt Betroffenen gewährleistet, und drittens im Falle 
des dr ingenden Bedarfes von Pflege-, Betreuungs­
und Behinderteneinrichtungen auch privaten Heimen 
eine entsprechende finanzielle Hilfe zukommen zu 
lassen. 

Ich bitte um Annahme und um punktuelle Abstim­
mung dieses Entschließungsantrages. (Beifall bei der 
FPÖ. - 13.15 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abge­
ordneter Dr. Brünner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Brünner (13.15 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Offensichtlich soll man in der Politik sich nicht in 
vornehmer Zurückhaltung üben, Frau Landesrätin 
Rieder. Ich h abe gesagt, daß ich als Jurist weiß, daß 
Sie rechtlich an Beschlüsse und Resolutionen des 
Landtages nicht gebunden sind. Ich akzeptiere aber 
nicht, Frau Landesrätin, daß Sie sich hierher stellen 
und sagen, ich habe die Verantwortung, aber was 
der Landtag sagt, das ist mir so quasi Wurscht. Letzt­
endlich trage ich die Verantwortung, das umzu­
setzen. Frau Landesrätin, ich erwarte aus demokratie­
politischen Überlegungen und aus einem Gebot 
der Höflichkeit, daß Sie in einem solchen Fall dem 
Landtag, insbesondere aber denjenigen, die solche 
Anträge initiiert haben, schriftlich mitteilen, warum 
Sie den Beschluß nicht umsetzen können. Es ist für 
mich inakzeptabel, hier Zeit zu verschwenden, sich 
den Kopf zu zerbrechen, Verhandlungen durchzu­
führen und Beschlüsse herbeizuführen, und dann 
bekomme ich von einem Regi.erungsmitglied gesagt, 
was Sie hier tun, interessiert mich nicht, sondern ich 
habe eine Verantwortung. Ich verlange von Ihnen, 
Frau Landesrätin, und ich lege alle Zurückhaltung ab 
(Landesrätin Dr. Rieder: „Herr Klubobmann, ein 
bißchen anders habe ich das schon gesagt!"), daß wir 
schriftlich mitgeteilt bekommen, warum Sie diesen 
Antrag, der Steinberg-Institution 300.000 Schilling 
zukommen zu lassen, nicht umsetzen. (Beifall beim 
LIF und der ÖVP. - 13.17 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Gross. Ich erteile es ihr. 

Abg. Gross (13.17 Uhr): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Ich möchte eigentlich nur kurz begründen, warum 
unsere Fraktion beim Antrag des Freiheitlichen Land­
tagsklubs eine punktuelle Abstimmung beantragt 
hat. Im konkreten Fall des Gehörlosenzentrums Graz-
Andritz war Herrn Direktor Maier von Anbeginn an 
bekannt, daß man in Wahrheit das Projekt in der 
damals vorgelegten Form wirtschaftlich als nicht 
realisierbar beurteilt hat. Die weitere Entwicklung war 
Ihnen und ist Ihnen ja bekannt. Auch Frau Kollegin 
Wicher hat noch sehr detailliert heute dazu berichtet. 
Die Frau Landesrätin hat es hier gesagt und hat es ja 
schon im Ausschuß berichtet. Selbstverständlich ist 
dafür Sorge zu tragen, daß die Betroffenen und auch 
das betroffene Personal nicht die Leidtragenden sein 
sollen in dieser Geschichte. 

Beim Punkt drei können wir aber derzeit nicht 
mit, weil wir eigentlich meinen, daß das Land über 
die Qualität zu urteilen hat, aber keineswegs das 
Recht hat, derzeit Einsichten -in- Bilanzen oder 
sonstiges zu nehmen, um Zuschüsse zu geben, und 
wir damit einen Präjudizfall für die Zukunft schaf­
fen würden. Ich danke! (Beifall bei der SPÖ. -
13.18 Uhr.) 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. 
Wir kommen zur Abstimmung. 
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Erstens über den Antrag der Frau Berichterstatterin 
zur Regierungsvorlage, EM.-Zahl 657/49. Wenn Sie 
diesem Antrag zustimmen, bitte ich Sie um ein Hand­
zeichen. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Zweitens über den Punkt eins des Entschließungs­
antrages der Freiheitlichen, betreffend Gehörlosen­
zentrum Graz-Andritz. Wer dem zustimmt, bitte ich 
um ein Handzeichen. Danke. Gegenprobe. 

Einstimmige Annahme des ersten Punktes des An^ 
träges. 

Drittens über den Punkt zwei des Entschließungs-
antfages. Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein 
Handzeichen. Danke. Gegenprobe. 

Einstimmige Annahme des zweiten Punktes des An­
trages. . • • ' . ' ' • " ' • 

Und schließlich über den Punkt drei des Entschlie­
ßungsantrages. Wenn.Sie diesem zustimmen, bitte ich 
Sie ebenfalls um ein Handzeichen. Danke. Gegen­
probe. 

Ich stelle die mehrheitliche Annahme des dritten 
Punktes des Antrages fest und komme zum Punkt 

5. Bericht des Sozial-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 668/5, zum Antrag der 
Abgeordneten Mag. Hartinger, Mag. Bleckmann, 
Dipl.-Ing. Vesko und Schinnerl, betreffend Einrich­
tung eines Pflegenotrufes. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. 
Hartinger. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Mag. Hartinger (13.20 Uhr): Berieht über die 
Einl.-Zahl 668/5, betreffend den Antrag der Freiheit­
lichen, betreffend Einrichtung eines Pflegenotrufes. . 

Die Regierung hat hier folgende Stellungnahme 
abgegeben: . 

Im Steirischen Bedarfs- und Entwicklungsplan für 
pflegebedürftige Menschen ist die Einrichtung eines 
optimierten Notruf Systems vorgesehen, wobei dies von 
organisatorischen Vorkehrungen abhängig ist. 

Das Telefonberatungsservice wird im Rahmen der 
künftigen „Integrierten Sozial- und Gesundheits­
sprengel" weiter dezentral ausgebaut werden, aber 
auch im Bereich der Sozialservicestelle bei der 
Fachabteilung für das Sozialwesen angeboten wer­
den. 

Die im Bereich der Pflegevorsorge tätigen Vereine 
und Organisationen und die Sozialreferate der Be-
zirkshauptmannschaften verfügen über Informations­
material aller Sparten des Pflegebereiches und stellen 
diese Unterlagen aktualisiert zur Verfügung. -

Es wird gebeten, diesen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. (13.21 Uhr.) 

Präsident: Danke! Zu Wort gemeldet hat sich dör 
Herr Abgeordnete Bacher, dem ich es erteile. 

Abg. Bacher (13.21 Uhr): Herr Präsident! Frau 
Landeshauptmann! Meine Damen und Herren! 

Kürz ein paar Satze zu diesem Tagesordnungs­
punkt, Soziale Dienste wären nicht aufrechtzu­
erhalten, wenn es nicht so viele ehrenamtliche Mit­

arbeiter in diesem Bereich gäbe, und es liegt jetzt von 
seiten der Frau Minister Hostasch ein Regierungs­
entwurf - beziehungsweise ist einer in der Begutach­
tung . - vor, betreffend Neuregelung des Berufsbildes 
Ausbildung zum Sanitäter. 

Und ich möchte jetzt einen Entschließungsantrag 
einbringen gemäß Paragraph 51 der Abgeordneten 
Bacher, Dr. Karisch, Riebenbauer, Schrittwieser und 
Gennaro betreffend Sicherung des Rettungswesens. 

Derzeit wird auf Bundesebene ein Gesetzesentwurf 
„für ein Bundesgesetz über Beruf und Ausbildung der 
Sanitäter" diskutiert. Dieser Entwurf soll zum einen 
Ausbildungsstandards im Rettungswesen festlegen, 
welche die Kompetenzen vom Rettungspersonal im 
Einsatz erheblich erweitern, und zum anderen das 
Berufsbild des Sanitäters schaffen. 

Die Festlegung einheitlicher Ausbüdungsstandards 
und die Ausweitung der Kompetenzen von Sanitätern 
auf hohem Niveau wird ausdrücklich begrüßt. Die 
Rettungsorgänisationen sowie viele ehrenamtliche 
Helferinnen 'und Helfer haben jedoch die Sorge, daß 

.mit diesem Gesetz und dem neuen Sanitäterberufsbild 
Ehrenamtlichkeit in Österreich unmöglich gemacht 
wird. In ihren Stellungnahmen zum Gesetzesentwurf 
lehnen alle Rettungsorganisationen diesen Vorschlag 
der Gesundheitsministerin ab. Eine flächendeckende 
Notversorgung wäre — gerade am Land - damit 
unfinanzierbar und das Ende der Ehrenamtlichkeit 
eingeleitet. Ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
sind jedoch die tragende Säule eines bereits heute 
hochwertigen und flächendeckenden Rettungswesens 
in Österreich. Österreichweit werden nahezu 80 Pro­
zent der jährlichen i7,6 Millionen Dienststundeh im 
Rettungswesen von Ehrenamtlichen und Zivildienern 
geleistet. Ohne ihren Einsatz gäbe es in Österreich 
keine flächendeckende Notversorgung. 

Der Entwurf nimmt keinerlei Rücksicht auf die 
zeitlichen Möglichkeiten Ehrenamtlicher, die ohnehin 
schon einen Großteil ihrer Freizeit zur Verfügung 
stellen. Bei Umsetzung dieses Entwurfs wäre die 
flächendeckende Notversorgung in Österreich in grob 
fahrlässiger Weise gefährdet. ' ' . ' • • ' - ' 

Die wesentlichen Kritikpünkte sind: 

Erstens: Sachlich nicht gerechtfertigte und für 
Ehrenamtliche zeitlich unerfüllbare Ausbildungsanfop-
derungen: 

Lagen die bundesweit höchsten Ausbildungs­
anforderungen bisher bei 320 Stunden Theorie und 
360 Praxis für Rettungssanitäter am NAW, Notarzt­
wagen, so sieht der Entwurf nunmehr bis zu 2100 
Stunden für die Erlangung der Dienstbefähigung ais 
erster Sanitätermitarbeiter mit erweiterter Kompetenz 
vor: 

Konnte bisher die Ausbildung über Wochenend­
kurse im Laufe von ein bis. zwei Jähren bewältigt wer­
den, so wird dies in Zukunft für Ehrenamtliche bis zu 
sieben Jahre läng dauern. Die Folge ist,-daß weniger 
qualifizierte ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
eingesetzt werden können, hingegen mehr Hauptamt­
liche eingesetzt werden müssen. Ehrenamtliche Helfer 
werden zu Hilfsarbeitern im Sanitätsdienst degradiert,. 
während ein hauptamtliches Rettungswesen von nie­
mandem finanzierbar ist, 



42. Sitzung des Steiermärkischen Landtages, XIII. Gesetzgebungsperiode - 20. Oktober 1998 3403 

Zweitens: Explosion der Ausbildungskosten: Die 
Ausbildungskosten von bisher 50.000 Schilling pro 
Helferin und Helfer würden auf 250.000 Schilling stei­
gen, die auf die Rettungsorganisatiorien abgewälzt 
werden sollen. Aber das Rettungswesen ist bereits 
jetzt für diese Organisationen schwer finanzierbär. 

Der Entwurf über ein Bundesgesetz über Beruf und 
Ausbildung der Sanitäter vom Bundesministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales wird daher abge­
lehnt. 

Es wird der Antrag gestellt, der Landtag wolle be­
schließen: 

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge­
fordert, an die Bundesregierung heranzutreten, um 
zu erwirken, daß der von der Bundesministerin für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales vorgelegte Entwurf 
über ein Bundesgesetz über Beruf und Ausbildung 
der Sanitäter zurückgezogen beziehungsweise nicht 
beschlossen wird, da dieser sachlich nicht gerecht­
fertigte und für Ehrenamtliche zeitlich unerfüllbare 
Ausbildungsanforderungen und zu einer Explosion 
der Ausbildungskosten, die auf die Rettungsorganisa­
tionen abgewälzt werden sollen, führt und die Ausbil­
dungskosten von 50:000 Schilling auf 250,000 Schilling 
pro Helferin beziehungsweise Helfer steigen. 

Ich ersuche, im Sinne der betroffenen Tausenden 
ehrenamtlichen Mitarbeitern in unserem Rettungs­
dienstsystem diesem Antrag seine Zustimmung zu 
geben. Danke! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ. -
13.26 Uhr.) 

Präsident: Als nächster Rednerin erteile ich der Frau 
Abgeordneten Mag. Hartinger das Wort. 

Abg. Mag. Hartinger (13.27 Uhr): Herr Präsident, 
Hohes Haus! 

Zuerst gleich zum verlesenen Antrag vom Kollegen 
Bacher: Wir-Freiheitlichen haben bereits am 13. Mai 
1997 genau zu diesem Thema einen Antrag einge­
bracht, der am 10. Juni 1997 der Regierung zuge­
wiesen wurde und bis dato noch nicht erledigt ist. Aber 
selbstverständlich schließen wir uns dem an." Er hat, 
wie ' gesagt, schon lange existiert, weiß aber nicht, 
warum bis jetzt noch n iemand reagiert hat. Jetzt aber 
zum Pflegenotruf: Meine Damen und Herren, stellen 
Sie sich vor, einer Ihrer nahen Angehörigen, egal ob 
jetzt Mutter, Vater, Ehepartner, muß nach einem 
kurzen Spitalsaufenthalt, beispielsweise bei einer 
Hüftoperation, betreut und gepflegt werden. Ich frage 
Sie, was tun Sie? Sie sind berufstätig, Sie haben weder 
die Zeit, könnten sich vielleicht zwar Pflegeurlaub 
nehmen, aber das ist in der heutigen Arbeitsmarktlage 
auch nicht mehr so gefragt seitens mancher Dienst­
geber, und haben auch, nicht unbedingt das ent­
sprechende Know-how. Wohin wenden Sie sich? 
Wissen Sie das? Sie brauchen Pflege, Sie brauchen 
Essen, Sie brauchen unter Umständen Heilmittel-
behelfe, Sie brauchen. Betreuung, eventuell einen 
Rehabplatz zur Mobilisierung, zur Aktivierung. Wo 
finden Sie das? Nach Auskunft von Frau Landesrat 
Rieder verfügen neben den einzelnen Vereinen und 
Gemeinden, wie die Volkshilfe, Steirische Hilfswerke, 
Rotes Kreuz, die Bezirkshauptmannschaften, sprich 
die Sozialreferate, über diverses Informationsmaterial 
aller Sparten und stellen - Aussage, ich zitierte die 

Regierungsvorlage, - diese Unterlagen aktualisiert zur 
Verfügung. Auf meine Anfrage im Ausschuß, ob ich 
diese Informationen bekommen könnte, wurde mir 
mitgeteilt, ich solle die Bezirkshauptmannschaften 
anrufen. Frau Landesrat, entweder haben Sie nicht 
gerechnet, daß ich das tun werde, oder Sie wurden 
seitens Ihrer Mitarbeiter falsch' informiert. Denn die 
Bezirkshauptmannschaften konnten mir, bis auf eine 
Ausnahme, keine Auskunft geben über freie Pflege­
betten, freie Rehabplätze, Heilmittelbehelfe, wo ich 
i rgendwelche Informationen bekommen könnte. Sie 
verweisen- nur generell auf diverse Gemeinden, wobei 
auch nicht alle Gemeinden das haben, oder auf Ver­
eine. Dort gab es auch wieder die unterschiedlichsten 
Auskünfte. (Abg. Dr. Flecker: „Vielleicht sagen die 
nicht j edem alles!") Bitte, Herr Kollege Flecker? (Abg. 
Dr. Flecker: „Vielleicht sind Sie schon so bekannt, daß 
man Ihnen nicht mehr alles sagt!") Ich hoffe schon, daß 
Sie dem Bürger die Auskunft geben. Vielleicht geben 
Sie mir nicht die Auskunft, Herr Flecker, aber dem 
Bürger werden Sie hoffentlich die Auskunft gebend 
Frau Landesrat, ich unterstelle Ihnen nicht, daß Sie 
uns, das heißt den Ausschuß, falsch informiert haben 
oder meine Anfrage nicht verstehen wollten, da Sie ja 
hauptsächlich auf den Notruf bei älteren Menschen 
e ingegangen sind und nicht auf meine Frage der 
konkreten Hilfe und Auskunft im Falle eines Pflege­
notstandes, sondern ich vermute, daß es einfach eine 
schlechte Recherche seitens Ihrer Mitarbeiter war. 
Obwohl wir Freiheitlichen diese Regierungsvorlage im 
Ausschuß zur Kenntnis genommen haben, lehnen wir 
sie heute auf Grund meiner Recherchen vor Ort ab. 
Mein Antrag auf Pflegenotruf, der, ähnlich wie beim 
Ärztenotruf, sofort den Betroffenen Hilfe geben sollte, 
ist für die Bevölkerung ein Muß. Beispielsweise gibt 
es in der Steiermark keine Inkontinenzberatung. 
Patienten, die eine Hauskrankenpflege bekommen, 
können diese Beratung genießen. Für jene, die aber 
keine Hauskrankenpflege haben und trotzdem inkon­
tinent sind, sind solche Informationen schon schwer 
zugänglich. Meine Damen und Herren! Es gibt 
Bundesländer, wie zum Beispiel Vorarlberg und Wien, 
wo es Stellen eines Pflegenotrufes pro Bezirk gibt, die 
den Betroffenen sofort die nötigen Informationen über 
einen freien Arbeitsplatz und die notwendigen Forma­
lismen, die damit verbunden sind, Auskunft geben 
können. Frau Landesrat, ich bin sicher, daß Sie die 
Notwendigkeit dieser bezirksweisen Notrufstellen 
verstehen und diese auch umsetzen werden. Ich 
darf daher den Unselbständigen Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Mag. Hartinger und Schinnerl, 
betreffend Pflegenotruf, stellen. Der Landtag wolle 
beschließen: Die Landesregierung wird aufgefordert, 
die Bezirkshauptmannschaften aufzufordern, einen 
Pflegenotruf einzurichten. (Beifall bei der FPÖ. -
13.31 Uhr.) 

Präsident: Nunmehr erteile ich der Frau Landesrätin 
Dr. Rieder das Wort. 

Landesrätin Dr. Rieder (13.32 Uhr): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Abgeordnete, ich bin verwundert, daß von den 
Bezirks Verwaltungsbehörden nicht die entsprechende 
Auskunft gegeben wurde. Ich bin deshalb verwundert, 
weil sie auf Grund der einschlägigen gesetzlichen 
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Besttornungen sehr wohl verpflichtet sind, den Staats­
bürgerinnen und Staatsbürgern an die Hand zu gehen 
und ihnen weiterzuhelfen. Ich werde in einem ent­
sprechenden Brief darauf hinweisen. Eines möchte ich 
aber feststellen: Bezirksverwaltungsbehörden unter­
stehen der Landesamtsdirektion und im weitesten 
Sinn der Frau Landeshauptmann, was die Abwicklung 
des Verwaltungsappärates anbelangt. Nichtsdesto­
trotz fühle ich mich in der Sache zuständig und werde 
das veranlassen, abgesehen davon, verspreche ich mir 
sehr viel, wenn dann mit November die Integrierten 
Sozial- und Gesundheitssprengel stehen, die, abge­
sehen von den gesetzlichen Aufgaben, auch die Auf­
gabe haben werden, genau das, was Sie heute ange­
sprochen haben, anzubieten. Ich glaube aber, Sie 
meinen keinen Notruf im herkömmlichen Sinn, der 
selbstverständlich flächendeckend in der Steiermark 
für jedermann, der ihn haben möchte, ausgebaut ist. 
Sie meinen eher - so glaube ich - ein Informations­
system, wer wo, was in welchem Fall bekommen 
kann. Das wird sicherlich Aufgabe der Sprengel sein. 
(13.33 Uhr.) 

Präsident: Danke sehr. Es liegt keine Wortmeldung 
vor. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag 
der Berichterstatterin zur Regierungsvorlage ihre . 
Zustimmung geben, um ein Handzeichen. Danke; 

. Gegenprobe. 
Ich stelle die mehrheitliche Annahme des Antrages 

fest. 
Ich bitte jetzt jene Damen und Herren, die dem Ent­

schließungsantrag der ÖVP und SPÖ, betreffend 
Sicherung des Rettungswesens, zustimmen, ein Hand­
zeichen zu geben. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Schließlich bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Entschließungsantrag der FPÖ, betreffend den 
Pflegenotruf, zustimmen, um ein Handzeichen. Danke. 
Gegenprobe. 

Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und 
ist somit abgelehnt. 

6. Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits- und 
Immunitäts-Ausschusses über die Regierungsvor­
lage, Einl.-Zähl 740/2, zum Beschluß Nr. 665 des 
Steiermärkischen Landtages vom 28. April 1988 
über den Antrag der Abgeordneten Dr. Karisch und 
Pußwald, betreffend Erfassung eines Versicherungs­
vertriebsgesetzes und Einrichtung eines Versiche-
rungsombudsmannes nach Schweizer Muster. 

•Beriehterstatterin ist die Frau Abgeordnete Dr. Ka­
risch! Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Dr. Karisch (13.34 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Landesregierung berichtet in der Vorlage über 
die Stellungnahme des Finanzministeriums zum 
gegenständlichen Antrag, betreffend Erlassung. eines 
Versicherungsvertriebsgesetzes Und Einrichtung eines 

. Versicherongsorhbud^manhes nach Schweizer Mo­
dell. Das ̂ Finanzministerium weist dabei auf die^be-

, stehende ̂ echts l^ehir i und halt aulJiXlrund^ 
S^haPühg eines züisädtzüch^en: V6r|ie)$|Eiimgsyertri&bs-

gesetzes nicht für dringlich. Es bestünde auch kein 
Anlaß zur Einrichtung eines Versicherungsonlbuds-
mannes im Bundesmirüsterium für Finanzen. Eine 
derartige Einrichtung wäre eher dem Versicherungs­
vertragsbereich oder dem Konsurnentenschutz zuzu­
ordnen. Namens des Ausschusses ersuche ich. um 
Kenntnisnahme der Regierungsvorlage. (13,35 Uhr.) 

Präsident: Ich danke der Frau Beriehterstatterin. Sie 
hat sich auch zu Wort, gemeldet, das ich ihr erteilen 
darf. 

Abg. Dr. Karisch (13.36 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Antwort des Finanzministeriums ist für mich 
nicht befriedigend. Ich möchte drei Punkte nennen: Es 
gibt eine Verwechselbarkeit von Mäkler und Agent. 
Der Konsument kann nicht erkennen, daß ein 
Makler unabhängig ist. Wir würden eine Bestimmung 
brauchen, wie in anderen europäischen Ländern, wo 
ein Makler nicht mehr als 30 bis 35 Prozent seines Auf­
tragsvolumens mit einer Versicherung abhandeln 
kann. So etwas gibt es bei uns in Österreich nicht. In 
Österreich kann ein Makler für eine Versicherung 
allein arbeiten, und er gilt trotzdem als selbständig 
und unabhängig. 

Der zweite Punkt, die Haftung des Maklers: Selbst­
verständlich gibt es die zitierte gesetzliche Bestim­
mung, aber die Versicherungspflicht für die Haftung 
des Maklers ist in Österreich mit einer Million Schil­
ling beschränkt, und das hält nicht einmal bei einem 
Einfamilienhaus. Der Dumme ist der Konsument. 

Das Dritte: Einen Versicherungsombudsmann nach 
Schweizer Muster hat unser Antrag beinhaltet. 

Der Finanzminister sagt, er könne ihn bei sich nicht 
einrichten. Das hat auch niemand begehrt. Der Ver­
sicherungsombudsmann nach Schweizer Muster ist 
ein Versicherungsombudsmann, der über eine Stif­
tung der Schweizer Versicherungswirtschaft einge­
richtet ist. Das funktioniert sehr gut. Dieses System 
gibt es in ähnlicher.Form auch in Großbritannien. Dort 
gibt es auch einen Versicherungsombudsmann, der 
von der englischen Versicherungswirtschaft finanziert 
wird. Er ist unabhängig gestellt, ein sehr gutes System. 
So etwas könnten wir uns auch in Österreich vor­
stellen. " •• . . 

Es zeigt sich in der täglichen Praxis immer wieder, 
daß das Versicherungsrecht sehr kompliziert ist, daß 
die Versicherungsbedingungen und Angebote sehr 
unterschiedlich sind, daß die Sprache sehr unter­
schiedlich ist Und daß auch Verbraucherberatungen 
sich mit diesen Problemen nicht leichthin. Auch sie 
brauchen Fachleute, die da; sehr tief hineinsteigen 
können. Ich glaube daher, daß ein Versicherungs­
ombudsmann eine große Bedeutung hätte, und ich 
bedaure die Ignoranz des Finanzministeriums, das 
unseren Antrag wahrscheihheh,überhaupt nicht ge­
lesen hat. Eine kleine Hoffnung: Die Europäische 
Union beschäftigt sich öiit der Frage. ES gibt bereits 
seit einiger Zeit ein Grünbueh. Es gibt auch einen Vor­
schlag, leider erst einen Vorschlag, für eine Finanz-
diehstriclffltteyÄört ist eihe:Schhelrtüngsstelle vorge-
Sfehehv^äS ist etwas mehrJals ein Versictmrunigs-
ombudsmanri. Ei ist auch Üle Harmonisierung der 
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Versicherungsbedingungen vorgesehen. Ich hoffe, 
daß das nicht zu lange dauern wird, und ich hoffe, daß 
man auch in Österreich erkennt, daß bei diesem 
Dschungel ah gesetzlichen Bestimmungen und Bedin­
gungen in den Versicherungsverträgen die Konsu­
menten etwas mehr Licht und Transparenz brauchen. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!' (Beifall bei der 
ÖVP und FPÖ. - 13.38 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Keshmiri. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Keshmiri (13.39 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! 

Seit dem EU-Beitritt hat sich ja einiges auf dem 
Versicherungsmarkt getan, und deswegen haben wir 
einen Bereich aufgegriffen, wo wir der Meinung 
sind, daß hier ein gewisses Einsparungspotential für 
das Land Steiermark herauszuholen wäre. Und zwar 
betrifft das die Neuausschreibungen der Versicherun­
gen. Wir sind der Meinung, daß es sinnvoll wäre, Ver­
sicherungen, die vor dem EU-Beitritt ausgeschrieben 
worden sind und abgeschlossen worden sind, noch 
einmal neu zu überprüfen, zu schauen, wie das Preis-
Leistungs-Verhältnis ausschaut, weil es nicht immer 
so sein muß, daß das Billigstangebot auch das beste 
sein muß, um eben hier ein Einsparungspotential 
herauszuholen. Uns erscheint es jedoch in diesem 
Zusammenhang sinnvoll, daß diese Ausschreibungen 
von einem unabhängigen Versicherungsexperten vor­
genommen werden sollten, weil er eben gerade, 
was Klauseln und einige andere Dinge im Versiche­
rungswesen betrifft, hier Erfahrungen einbringen 
kann. Ich will jetzt nicht sagen, daß die Beamten 
das nicht sehr gewissenhaft machen. Aber unserer 
Meinung nach wäre natürlich ein Versicherangs -
experte da wesentlich kompetenter. (Abg. Dr. Flecker: 
„Von einer Versicherung?") Ich verstehe nicht die 
Frage. (Abg. Dr. Flecker: „Ein Experte von einer Ver­
sicherung?") Nein, ein unabhängiger Experte. (Abg. 
Dr. Flecker; „Von einer Versicherungsberatung?") 
Genau! 

In Leoben konnte sich durch Neuausschreibungen 
der Versicherungen die Gemeinde ein Einsparungs­
potential von 70 Prozent erarbeiten, und das wäre auch 
- denke ich - nachdem wir ja immer vom Sparen 
reden, für das Land sinnvoll. Schließlich handelt es 
sich beim Land um eine Versicherungssumme von 
8 Millionen Schilling. Also, wenn es nur eine Million 
wäre, wäre mir das auch schon recht und würde sich 
das auch schon diesbezüglich auszählen. 

Deshalb möchte ich jetzt einen Entschließungs-
antrag einbringen der Abgeordneten Keshmiri, 
Dr. Brünnen Der Landtag wolle beschließen: Die 
Landesregierung wird aufgefordert, erstens die Ver­
sicherungen des Landes,, die vor dem EU-Beitritt 
Österreichs abgeschlossen worden sind, zu überprüfen 
und gegebenenfalls neu öffentlich auszuschreiben, 
zweitens neue Versicherungen zu überprüfen, ob nicht 
ebenfalls Einsparungspotentiale vorhanden sind, drit­
tens die Überprüfung und die. Ausschreibung der Ver­
sicherungen und die Bewertung der Anbote durch 
einen unabhängigen Versicherungsexperten vor­
nehmen beziehungsweise überprüfen zu lassen und 
viertens über die erfolgten Ausschreibungen und er­

zielten Einsparungen dem Landtag binnen sechs 
Monaten Bericht zu erstatten. Ich ersuche um An­
nahme. Danke! (13.42 Uhr.) 

Präsident: Danke! Eine weitere Wortmeldung hegt 
nicht vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag 
der Frau Berichterstatterin zustimmen, dies durch ein 
Handzeichen zu bekunden. Danke! Gegenprobe, 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Den Entschließungsantrag, den die Frau Kollegin 
Keshmiri soeben eingebracht hat, betreffend Einspa­
rungspotentiale durch Neuausschreibung alter Ver­
sicherungsverträge, stelle ich ebenfalls zur Abstim­
mung. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um 
ein Handzeichen. Danke. Gegenprobe. 

Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen. 
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

7. Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits- und 
Immunitäts-Ausschusses, Einl.-Zahl 849/3, Beilage 
Nr. 117, über den Antrag, Einl.-Zahl 849/1, der Abge­
ordneten Alfred Prutsch und Dr. Flecker, betref­
fend Novellierung des Steiermärkischen Gemeinde-
Bezügegesetzes (Stmk. GBezG.). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Lo-
patka. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg.Dr.Lopatka (13.43Uhr):HerrPräsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Ihnen den Bericht des Verfassungs-, Unver­
einbarkeits- und Immunitäts-Ausschusses zur Kennt­
nis bringen. In diesem Ausschuß ist der Antrag der 
Abgeordneten Alfred Prutsch und Dr. Elecker, be­
treffend eine Novellierung des Steiermärkischen 
Gemeindebezügegesetzes, ausführlich diskutiert wor­
den, und der Verfassungs-, Unvereinbarkeits- und 
Immunitäts-Ausschuß stellt daher den Antrag, daß 
der Landtag beschließen wolle, das Gesetz über die 
Bezüge der Organe in den Gemeinden des Landes 
Steiermark (Steiermärkisches Gemeinde-Bezüge­
gesetz) und das Steiermärkische Gemeindeverbands-
organisationsgesetz in der Form abzuändern, daß es zu 
einer Erhöhung der Bezüge der Bürgermeister in der 
vorliegenden Form kommt und daß im Gemeinde-
Verbandsorganisationsgesetz auch die Möglichkeit 
eingeräumt wird, daß Obmänner der Verbandsvor­
stände und deren Stellvertreter sowie jene Mitglieder 
der Verbandsversammlung, die mit besonderen Auf­
gaben betraut sind, hier auch ihren Aufwand ersetzt 
bekommen können. 

Ich bitte um Annahme dieses Berichtes und die vor­
liegenden Novellen zu beschließen. (13.44 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Mag. Bleckmann, der ich es erteile. 

Abg. Mag. Bleckmann (13.44 Uhr): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! 

Die Haltungen zu diesem Thema sind ja hinlänglich 
bekannt, aber ich möchte Ihnen trotzdem in Erinne­
rung rufen, wie sich vor allem die Bürgermeister­
gehälter entwickelt haben. 1994 ist es zu einer Er-
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höhung gekommen, vor allem in den Gemeinden in 
den kleineren Bereichen, der auch wir zugestimmt 
haben,! 1997 kam es dann auf Grund der Bezüge-
pyramide zur Bezügereform, die ja vom Bund vorgege­
ben wurde, Da ha t noch niemand davon gesprochen, 
daß es hier zu einer Änderung der Bezüge in den 
Gemeinden kommen soll. Und jetzt auf einmal im Juni 
1998 der Antrag von SPÖ und ÖVP, daß vor allem die 
Bürgermeister hier um vieles besser ausgestattet wer­
den sollen, als sie es jetzt sind. Wir können das nur als 
Motivation für ihre Funktionäre sehen, damit sie sich 
für die zukünftigen Wahlen vielleicht doch etwas mehr 
wieder für ihre Parteien engagieren, denn sonst ent­
behrt das jeglicher Grundlage. Und hoch mehr kommt 
dann hinzu für die, die dieses Gesetz vielleicht noch 
nicht gelesen haben, der Paragraph 6, welcher bein­
haltet, daß eine 25prozentige Erhöhung auch noch 
ermöglicht wird, wenn der Gemeinderat diese auf 
Grund von irgendwelchen schwammigen Erklärungen 
beschließt. Das heißt, in der Gemeinde, wo sich der 
Gemeinderat einig ist, daß es noch zu einer Erhöhung 
von 25 Prozent kommen soll, dort wird das auch pas­
sieren. Und in sehr vielen Gemeinden gibt es ja eine 
absolute Mehrheit. Und es steht sehr wohl für die, die 
sich sowieso schon nicht gegen diese Erhöhung ihrer 
Gehälter ausgesprochen haben, außer Frage und wird 
dann noch e ine Kleinigkeit seih, sich auch noch zu­
sätzlich diese 25 Prozent herauszuholen. Von 543 Ge­
meinden ist das in fast 400 Gemeinden möglich, weil 
es dort absolute Mehrheiten gibt. Wir werden uns das 
sehr genau anschauen, wo Sie diese 2-5 Prozent dann 
auch noch für Ihre Bürgermeister in Anspruch neh­
men, denn die Mehrheit im Gemeinderat wird ja dort 
vorhanden sein. Von den Kosten, was da auch auf die 
Gemeinden zukommt, spricht jetzt n iemand mehr. 
Wer sich an die Diskussion um die Änderung des 
Pflegegeldschlüssels erinnert, der weiß, daß das die 
Gemeinden 100 Millionen gekostet hat. Es hat einen 
Aufschrei durch die Lande gegeben, daß das nicht 
bezahlbar ist, das können wir nicht finanzieren, der 
Gemeindespckel ist sowieso schon angespannt. Diese 
Erhöhung und nur die Erhöhung allein, ohne 25 Pro­
zent dieser Zusatzermächtigung, kostet 70 Millionen. 
Und da hat es keinen Aufschrei gegeben. Das war jetzt 
auf einmal finanzierbar und war möglich, daß.man das 
jetzt doch alles bezahlen kann. Diese 70 Millionen sind 
eine Erhöhung um 22 Prozent. Jetzt kosten die Bezüge 
315 Millionen/ und diese 70 Millionen sind eine 22pro-
zentige Erhöhung. Das finden Sie nirgendwo in der 
Privatwirtschaft, daß es auf einmal zu so einem Schub 
kommt, zu so einer Erhöhung. Dieses Anheben eines 
Gehaltes gibt es sonst nirgends. Das ist nur hier mög­
lich, wenn sich diese Koalition einig ist, daß es zu 
einem sehr s tarken Anstieg kommt. Wir werden uns 
das sehr genau anschauen, wenn es dann in den 
Gemeinden zu Gebührenerhöhungen kommt. Eben­
falls werden wir uns sehr genau anschauen, in 
welchen Gemeinden das gemacht wird, weil das ist 
dann die Bürgermeistersolidaritätsabgabe, die dann 
für die Bürger gemacht wird, damit das in den Ge­
meinden finanzierbar gemacht wird, was Sie jetzt 
dann beschließen werden, damit die Bürgermeister 
und Gemeindevorstände meh r Geld bekommen, 
Aber dann werden die Burger wahrscheinlich wieder 
belastet werden, weil i rgendwoher das Geld ja 
kommen und irgendwer es ja bezahlen muß. (Abg. 

Dr. Flecker: „Genau!") Richtig. Da heißt es, genau, 
wunderbar. Wir werden das an die Bürger weiter­
leiten. Ich danke für dieses ehrliche Zugeständnis, daß 
es soweit kommen wird und daß dadurch auch noch 
die Bürger belastet werden. Wahrscheinlich aber nicht 
bis zum Jahr 2000, denn bis dahin werdet ihr euch 
schon zurückhalten. Ihr wißt ja, wie wir es heute schon 
in der Aktuellen Stunde vernommen haben, sehr 
genau, wie man die Wahlzuckerl verteilen kann. Aber 
nachher wird es dann dazu kommen, und das werden 
wir - und darauf können Sie sich gefaßt machen - uns 
sehr genau anschauen. Wenn ich mir die Argumente ' 
so anhöre, die es jetzt in der letzten Zeit gegeben hat, 
dann kommt mir vor, daß die armen Bürgermeister am 
Hungertuch nagen. Was ich für Briefe bekommen 
habe. So kriegen die Bürgermeister im Monat nur 
5000 Schilling im Endeffekt aus ihrem Bürgermeister­
gehalt heraus. Die Bürgermeister sind ja wirklich arm. 
(Abg. Mag. Erlitz: „Weniger als du auf alle Fälle; 
Arbeit haben wir mehr!") Schau es dir einmal an. Ich 
komme noch zu eurem Bürgermeister Prieschl. (Abg. 
Mag. Erlitz: ,/Wir reden weniger und bringen mehr 
zusammen!"') Dann ist das immer noch zu wenig, was 
ihr ihnen gebt. Es geht hier um eine ganz andere 
Sache. Es geht hier darum, wie man Politik machen 
will. (Abg. Ing. Mag. Hochegger: „Wieviel verdienen 
Sie?") Wie bitte? Ich verdiene um vieles weniger als 
Klubobmann Schützenhöfer und Klubobmann Flecker. 
Ich mache die Politik hauptberuflich (Abg. Dr. Flecker: 
„Frau Kollegin, bitte einen Zwischenruf!"), nehme 
aber nicht das erhöhte Gehalt, wie Klubobmann 
Flecker, Und nicht ein zusätzliches Gehalt, wie Klub­
ohmann Schützenhöfer. (Abg. Dr. Flecker: „Wir haben 
ein leistungsbezogenes Bezügesystem!" - Beifall bei 
der FPÖ.) Denn wir haben immer gesagt, und das ist 
halt der Unterschied, bei einer Bezügereform darf 
nicht mehr herauskommen als vorher. Und genau das 
haben Sie erreicht, daß jetzt mehr da ist als vorher. Sie 
bekommen mehr, der Kollege Schützenhöfer bekommt 
mehr, Und das ist halt der Unterschied. Ich nehme das 
nicht, weil ihr mir dazu die Möglichkeit gegeben habt. 
Ich danke dafür. (Abg. Dr. Flecker: „Das ist genau jene 
Bescheidenheit, die Sie ehrt!") Danke schön. Das ist 
die unterschiedliche Einstellung, wie wir Politik 
machen. Wir sagen, man muß die Politik nicht wegen 
dem Geld machen, und scheinbar machen es eure 
Bürgermeister nur wegen dem Geld. Wenn sie euch so 
unter Druck setzen können, daß ihr jetzt" dann sagt, 
dann müssen wir euch halt, mehr geben, wenn ihr euch 
dadurch von euren Bürgermeistern so unter Druck 
setzen läßt, daß sie nur dann Bürgermeister sind, wenn 
sie mehr Geld bekommen, dann sage ich, daß es 
traurig um die Gemeindepolitik ist, wenn die ihre 
Arbeit nur machen, wenn sie mehr Geld bekommen -
sehr traurig. (Beifall bei der FPÖ.) Es wird n iemand zur 
Politik gezwungen, sehr geehrte Damen und Herren. 
Von uns wird n iemand dazu gezwühgen,und auch von 
den Bürgermeistern wird niemand dazu gezwungen, 
daß'-er-.Politik macht. Das ist ja wohl auch hier einmal 
festzustellen. Das geschieht alles freiwillig. Und auch 
Bürgermeister haben mit dem Bezug, den sie bis jetzt 
bekommen haben, begonnen, freiwillig Politik zu 
machen, und jetzt ist es auf einmal zu wenig. Da frage 
ich schon, wo jetzt hier die- Relativitäten sind, die 
Relationen. Einerseits werden vom Bund Sparpakete 
gemacht, welche die Bürger belasten, und anderer-
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seits macht man hier eine Erhöhung der Bezüge, einer­
seits durch die Bezügereform im Bund und jetzt ande­
rerseits in den Gemeindebereicheri. Das ist halt etwas, 
was nicht angeht. (Abg. Ing. Locker: „Aber daß die 
Bürgermeister keine Pension bekommen, ist schon be­
kannt!") Nur die Erhöhung, lieber Kollege, gilt auch 
für die, die die Pensionen sehr wohl erhalten..Auch die 
bekommen die Erhöhungen. Wenn das das Argument 
sein kann, dann hätte diese Erhöhung nur für die sein 
dürfen, die eben nicht in den Genuß der Pensionen 
kommen. Das ist der Unterschied. Dieses Argument ist 
ja nicht richtig, weil es genauso auch für die gilt, die 
hier die Pensionen erhalten. (Abg. Ing. Locker: „Sagen 
die zwei freiheitlichen Bürgermeister nie, was sie 
tun?") Die zwei freiheitlichen Bürgermeister werden . 
dieses Geld nicht nehmen, sondern sie werden das in 
ihren Bereichen in der Gemeinde ihren Bürgern zu­
gute kommen lassen, weil sie die Meinung vertreten, 
daß Politik nicht eine Sache des Geldes ist, sondern 
Politik eine Sache dessen ist, daß man sich für die 
Bürger einsetzt und sich bemüht, für die Bürger etwas 
zu erreichen. Das ist der Unterschied. (Abg. Schleich: 
„Frau Kollegin, wieviel geben Sie von Ihrem Gehalt 
zurück an die Bürger?") Bitte, Herr Bürgermeister. 
Herr Bürgermeister, nimmst du deine 4000 Schilling, 
die du mehr, bekommst? Nimmst du sie? Das würde 
mich jetzt interessieren, Herr Bürgermeister Schleich. 
Es werden 4000 Schilling mehr herauskommen. Wirst 
du sie nehmen? (Abg. Schleich: „Wieviel gebfen Sie 
zurück an die Bürger?") Ich gebe an die Bürger über 
einen Sozialfonds genug zurück, in den ich auch 
freiwillig einzahle. Lieber Kollege Schleich, nimmst 
du die 4000 Schilling, die du als Bürgermeister mehr 
bekommst? Nimmst du die 4000 Schilling, die du jetzt 
mehr bekommst? (Abg. Schleich: „Wenn die Leistung 
stimmt!") Wenn die Leistung stimmt. Das werden die 
Bürger dann zu beurteilen haben, ob die Leistung 
stimmt. (Abg. Dr. Flecker: „Eine höhere Tochter redet 
über das Gehalt. Das ist typisch, sie sagt großartig, 
sie braucht keinen Job, weil die Eltern alles finan­
zieren!") Herr Hofrat, ich rede nicht über Ihr Gehalt, 
denn über das herrscht ja das große Schweigen, 
wieviel Herr Hofrat abkassiert, Wieviel Herr Hofrat 
bekommt. Darüber redet niemand. Wir reden heute 
über die Bürgermeister. Sie wissen vielleicht nicht, daß 
von den 543 Gemeinden 170 Bürgermeister zusätzlich 
noch, denn das Bürgermeistergehalt ist ja nicht das 
einzige Einkommen, das die Herren Bürgermeister be­
ziehen, im öffentlichen und halböffentlichen Bereich 
tätig sind. (Abg. Dr. Flecker: „Das ist kabarettreif!") Ja, 
aber das ist schon einmal relativ viel. Diese bekommen 
somit alle ihre Gehälter, so wie Kollege Flecker und 
ich, nur aus dem öffentlichen Bereich, nur aus Steuer­
geldern. Und das muß man sich halt auch anschauen, 
wie damit umgegangen wird, wie hier in diesem Be­
reich Ihre Mandatare das handhaben, wo es eben 
einen Bürgermeister Prieschl gibt, um hier Ihren 
Kollegen herauszunehmen, neben vielen anderen bei 
den 170, der gleichzeitig Bürgermeister von Kapfen-
berg und Leiter des Büros des Bürgermeisters als 
Oberamtsrat ist. Er ist sein eigener Chef. Ist das d enn 
vereinbar, und das auch noch aus Steuergeldern? In 
der Früh sitzt er dort und macht seine Arbeit als Leiter 
des Büros des Bürgermeisters, am Nachmittag setzt er 
sich hin und sagt sich selbst, was soll ich mir morgen 
denn für Arbeiten geben. Das ist doch nicht vereinbar. 

Das kann man doch in einer Politik, wie sie sein sollte,. 
nicht machen, daß man sein eigener Chef ist, sich 
politisch die Aufträge gibt und die dann am gleichen 
Tag auch - noch als Arbeitnehmerempfänger erfüllt 
werden, und dann auch noch um vieles mehr als Kol­
lege Flecker kassiert. Das wird ihn wahrscheinlich 
treffen, daß er mehr bekommt, indem er sich eben in 
diesen Bereichen sich nicht karenzieren läßt, sondern 
in beiden Bereichen tätig ist, weil ihm das nicht reicht, 
weil er meint, das ist Leistung, die er bringt, und diese 
Leistung muß auch ordentlich bezahlt werden. Das 
sagt der Genosse Prieschl: Leistung muß bezahlt 
werden. Nun denn, es ist schön, daß der Herr Genosse 
diese Einstellung hat. Nur dann soll er sich das nicht 
aus Steuergeldern bezahlen lassen, sondern sollte das 
sehr wohl reduzieren. (Beifall bei der FPÖ.) Und wir 
haben probiert, das Ganze noch zu verhindern und 
haben ja eine Resolution eingebracht, und da ist in den 
Gemeinden schon sehr interessant, wie das behandelt 
wird, daß nicht einmal diese Tagesordnungspunkte 
auf die Tagesordnung genommen wurden, daß nicht 
einmal darüber geredet, wurde und daß nicht einmal 
abgestimmt wurde. Aber in drei Gemeinden, in 
Kleinsölk, in Obdach und in Haselsdorf-Tobelbad, 
wurde unsere Resolution einstimmig angenommen, 
wo Sie aufgefordert werden, von einer Beschluß­
fassung, die Sie ja heute treffen werden, Abstand zu 
nehmen. In drei Gemeinden ist uns das wenigstens 
gelungen. (Beifall bei der FPÖ.) Von euren Freunden, 
von euren Kollegen in den Gemeinden, die gesagt 
haben, das wollen wir nicht. Die haben das einstimmig 
angenommen, nobel, nobel. Aber das werden wir 
uns anschauen, wie das dann im Endeffekt in den 
Bereichen ausschaut. (Abg. Ing. Locker: „Bei uns kann 
man eine andere Meinung haben!") Ja, es ist schön, 
wir werden sehen. Es freut uns ja, daß es bei euch 
welche gibt, die doch eine andere Meinung haben. Die 
sich trauen, das zu sagen, weil sonst hat es immer in 
den Gemeinden das Argument gegeben: „Ja, das 
beschließen ja die Kollegen im Landtag, da können wir 
ja nichts dafür, wenn unsere Gehälter angehoben wer­
den. Tut uns ja so leid, das beschließen die anderen." 
Wir haben ihnen die Möglichkeit gegeben, hier in 
einer Resolution sich dagegen zu bekennen. Es haben 
leider nur drei diesem zugestimmt. Aber Hut ab vor 
diesen dreien. Die anderen, denen es wahrscheinlich 
recht war, daß sie mehr Geld bekommen, haben das 
dann auch zugestanden und haben gesagt, jawohl, ich 
will mehr Geld haben. Und das ist die andere Art von 
Politik, wie sie eben von Genossen und Freunden 
gemacht werden. Das ist nicht die Art, wie wir uns die 
Politik vorstellen. Und es gibt nicht nur den Kollegen. 
Prieschl, sondern auch den Hartberger Bürgermeister, 
der gleichzeitig AHS-Direktor ist. Auch er wird 
4500 Schilling mehr bekommen und ist gleichzeitig in 
beiden Bereichen sozusagen vollberuflich tätig. Ein 
weiteres Beispiel ist Leoben. Gleichzeitig mit dem 
Bürgermeister in einer 28.000-Einwohner-Gemeinde, 
die jetzt 79.000 Schilling bekommen, bekoriunt er 
6000 Schilling mehr und ist zugleich Finanzamts­
direktor. Und ich frage mich, wie er es schafft i n e iner 
so großen Gemeinde, hier beide Bereiche zu verein­
baren und beide Arbeiten wirklich ordentlich zu 
machen. Das frage ich mich halt schon, wie das so 
einer schafft, indem er gleichzeitig auch noch Finanz -
amtsdirektor ist. Das ist ja nicht so ein kleines Amt, 
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aber es gibt ja bei euch nur lauter Wunderwuzis, die 
Tag und Nacht 36 Stunden arbeiten; indem sie beide 
Arbeiten erledigen können. (Abg. Gennaro: „Der Tag 
hat ja nur 24 Stunden!") Ach so, wie kann er dann 
beide Jobs machen, wenn der Tag nur 24 Stunden hat, 
lieber Kollege Gennaro? Vielleicht kannst du mir dann 
das erklären, wie die das machen, diese Kollegen 
Prieschl und alle. Das würde mich schon, interessieren. 
Es gibt ja viele Beispiele mehr (Abg. Gennaro: 
„Magda, das kannst du nicht wissen, du hast sowieso 
noch nie gearbeitet, nur in der Politik!") Das meinst 
du! Du weißt ja gar nicht einmal, was ich gemacht 
habe. Es geht schon darum, wir haben zwei Bürger­
meister, und diese beiden Bürgermeister werden das 
Geld zur Verfügung stellen in ihren Gemeinden für so­
ziale Einrichtungen. Das entscheiden sie dann selber, 
aber die werden das nicht nehmen, Weil die - und das 
ist der Unterschied - machen hier seriöse Politik für die 
Bürger. Unseren Bürgermeistern geht es nicht darum, 
wieviel Geld sie bekommen. Denen geht es nicht 
darum, wieviel Geld sie bekommen, sie sagen, wir 
wollen für unsere Bürger etwas Gutes tun, (Abg. 
Dr. Flecker: „Genau so transparent wie euer Soziäl-
fonds. Groß reden und nichts tun. Nehmen, aber groß 
maulen!") Lieber Herr Hofrat Flecker! Wer nimmt? Sie 
nehmen um vieles mehr als andere Klubobmänner. 
Das ist der Unterschied, wer hier was nimmt. (Abg. 
Dr. Flecker: „Was soll denn das?") Was soll.denn was? 
Sehen Sie, das ist Ihr Problem. Wir haben einen Sozial­
fonds, wo wir eben sagen, es gibt eine absolute 
Grenze. Es gibt eine Grenze, und das ist das, was halt 
furchtbar weh tut, wenn es hier welche gibt, die hier 
ordentliche und ehrliche Politik machen im Gegensatz 
zu anderen, die ja mehr nehmen und sich extra 
Bezügereformen machen, damit sie im Endeffekt dann 
mehr bekommen wie der Kollege. Und das tut ihm halt 
weh, wenn das so ausschaut. (Abg. Dr. Flecker: „Ihr 
ward immer groß, Herr Rosenstingl zum Beispiel. Der 
Michael Schmid kriegt auch was, steht alles im,News'. 
Was soll denn das!") Und damit es auch einmal den 
Bürgern gesagt und erklärt wird, wieviel denn ihre 
Bürgermeister aus den öffentlichen und halböffent­
lichen Bereichen kassieren, wäre es wichtig, daß man 
eine Offenlegung der Bezüge, der Gehälter macht, 
damit es die Leute auch einmal wirklich wissen, wie es 
aussieht, so wie wir es bei uns in unseren Bereichen 
ebenfalls gemacht haben. 

Und deshalb fordern wir einen Unselbständigen 
Entschließungsantrag, . betreffend Offenlegung der 
Bezüge der Gemeindeorgane, und stellen wir folgen­
den Antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 
Die Steiermärkische Landesregierung wird aufge-

fordert, Maßnahmen zu setzen, die eine Offenlegung 
jener Bezüge,, deren Empfänger neben dem Bezug 
nach dem Steiermärkischen; Gemeihdebezügegesetz 
noch ein zusätzliches Einkommen aus einem offene 
liehen oder halböffentlichen Bereich beziehen, sicher­
stellen. 

Und das ist notwendig, damit wir den Bürgern 
auch einmal ehrlich sagen, wieviel bekommen wir aus 
den öffentlichen Bereichen. Bei uhs als Abgeordnete 
ist es ja schön klär, weil das; ist ja Inzwischen schön 
transparent.; Nur wasdann hoch zusätzfefcaus ande-

.. real iBereichen zur Verfügung ^eslellt wird,' ist %ält 

hoch nicht so klar. Ich bin jetzt gespannt, was der, 
Kollege Schleich sagen wird, ober seine 4000 Schilling 
nimmt, was der Kollege Huber sagen wird, ob er die 
5500 Schilling nehmen wird, was der Kollege Herr­
mann, der ja gleichzeitig ÖGB-Sekretär ist, sagen 
wird, ob er seine 5500 Schilling nehmen wird, und wie 
es die Kollegen von der ÖVP handhaben, ob sie hier 
das, was es gegeben hat, auch einhalten werden, daß 
es eben - so wie ich gehört habe - nicht genommen 
wird, denn auch hier stehen Erhöhungen an. Der 
Kollege Dirnberger bekommt 5500 Schilling mehr, der 
Kollege Tasch, von dem habe ich heute noch gär nichts 
gehört (Abg. Tasch: „Du kannst aber von mir noch 
einiges hören!"), bekommt auch 5500 Schilling mehr. 
Der Kollege Tschernko bekommt 4500 Schilling mehr, 
und der Kollege Rieser ist neu, bekommt auch 
5500 Schilling mehr. Liebe Freunde, ich bin gespannt, 
ob Sie das nehmen werden oder vielleicht doch Ihrem 
Soziaifönds zufügen. Denn das, was Sie hier be­
schließen, dem können wir die Zustimmung, nicht 
geben. (Beifall bei der FPÖ. - 14.04 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Alfred Prutsch. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Alfred Prutsch (14.05 Uhr): Herr Präsident!, 
Geschätzte Frau Landeshauptmann! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! 

Dieser heutigen Beschlußfassung der Novelle zum 
Steiermärkischen Gemeindebezügegesetz ist ein 
schon früh einsetzendes parteipolitisches Geplänkel 
vorausgegangen. Wir haben es ja jetzt auch wieder 
gehört. (Abg. Mag. Bleckmann: „Das ist ernst,- nicht 
Geplänkel!") Gerade die Freiheitlichen als immer wie­
der auftretende Oppositionspartei, obwohl sie in der 
Regierung sitzen, mit ihrer Klubobfrau, haben keine 
Mühe gescheut, in dieser Angelegenheit medial prä­
sent zu sein. Das möchte ich einmal festhalfen. Meine 
Damen und Herren von der Freiheitlichen Fraktion, 
anscheinend können Sie nicht verkraften, daß es Ihnen 
gerade in der Kommunalpolitik nicht gelingt, die not­
wendigen Gewinne zu erzielen. Wenn man die Ergeb­
nisse der letzten Gemeinderatswahlen ansieht, war es 
ja so, das zeigen ja die Zahlen, und wenn Sie, Frau 
Klubobfrau, sagen, daß nur drei Gemeinden von 
540. Gemeinden in der Steiermark Ihre Resolution 
unterschrieben haben, dann glaube ich, müssen Sie 
sich selbst ein Bild machen, wie es draußen in den 
Kommunen mit den Freiheitlichen steht. (Beifall bei 
der ÖVP,) Meine Damen und Herren! Ich glaube auch,, 
daß es nichts nützt, und ich nehme an, daß der 
„Gemeindekurier" in allen Bezirken erschienen ist, 
wenn Sie von Freunderlwirtschaft schreiben, und ich 
ziehe hier meinen Bezirk mit heran. Bei uns im Bezirk 
Radkersburg sind 19. ÖVP-Bürgermeister am Werk, 
Daher firide ich, daß; es keiner Freunderlwirtschaft 
bedarf, um die notwendigen Beschlüsse Hier im Land­
tag zu fassen.. 

Ich bin überzeugt, daß diese pärteipopuUstisphe 
Kampagne Ihrer Fraktion im Vorfeld dieser Bezüge-
gesetznoyelle keine Früchte trägen wird, weil die 
Bürger draußen -wissen, was in -deri Gemeinden ge­
l e i t e t wird und welche grölte Anstrengungentiinterr, 
nömrhen'werden, ürri dem Bürger em Wöhlge^ühl zu 
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vermitteln. Die Gemeinden sind auch die größten Auf­
traggeber für die Bauwirtschaft, und das muß auch 
einmal zur Kenntnis genommen werden, weil von den 
Gemeinden und deren Kommunalpolitik sehr vieles 
hervorgeht. Dieser Antrag wurde von mir und Klub­
obmann Flecker nicht als Willkür in den Steier­
märkischen Landtag eingebracht, sondern er wurde 
von den beiden großen Interessenverbänden hier in 
der Steiermark erwünscht. (Abg. Mag. Bleckmann: 
„Ihr habt euch über den Tisch ziehen lassen!") Die 
Verantwortlichen des Städte- und Gemeindebundes 
haben in monatelangen Verhandlungen, Frau Klub-
obfrau (Abg. Mag. Bleckmann: „Der Gemeindebünd 
ha sich vom Städtebund über den Tisch ziehen 
lassen!"), diese Novelle vorbereitet, weil sie wissen, 
welche Leistungen im Amt eines Bürgermeisters und 
eines Gemeindefunktionärs dahinterstecken. Fast alle 
Bundesländer in Österreich, haben die Einkommen 
der Gemeindeorgane im Zuge der Bezügereform 
angehoben, so daß die Steiermark mit der derzeit 
gel tenden Regelung, Frau Klubobfrau, vor dem 
Burgenland an vorletzter Stelle liegt. Ich glaube, das 
wissen Sie selbst auch. (Abg. Mag. Bleckmann: 
„Damals bei der Bezügereform war es nicht not­
wendig!") Auch nach dieser heutigen Änderung des 
Steiermärkischen Bezügegesetzes kommt die Steier­
mark im Bundesländervergleich bei den Bezügen im 
unteren Mittelfeld zu liegen. Ich glaube, daher braucht 
n iemand ein schlechtes Gewissen haben. (Abg. Mag. 
Bleckmann: „Nur weil das andere machen, heißt das 
noch lange nicht, daß das gut ist!") Bei diesen Ver­
handlungen wurde großes Augenmerk auf den Bericht 
der Unabhängigen Salzburger Expertenkommission 
gelegt, welche die Reform der Salzburger Politiker-
bezüge vorbereitet hat. Ich schicke voraus, daß diese . 
Kommission weit höhere Bezüge für ihre Gemeinde-
mandatare erarbeitet hat und diese Sätze dann auch 
im Landtag beschlossen worden sind, die dort im Vor­
schlag enthalten waren. Es waren weit höhere Sätze, 
als wir diese mit unserer Novelle heute beschließen 
werden. Im Bericht wird auch auf die vielfältigen 
Tätigkeiten und die große Aufgabenstellung des 
Bürgermeisters h ingewiesen/Als Bürgermeister außer 
Dienst weiß ich auf Grund meiner 15jährigen Tätigkeit 
natürlich aus der Praxis, daß in allen Nöten, Sorgen, 
Problemen der Bürgermeister vom Bürger zuerst 
kontaktiert wird und der Bürgermeister der erste 
Ansprechpartner ist. Die Entwicklung einer Gemeinde 
im positiven Sinn liegt sehr oft in der Hand des 

. Bürgermeisters. Die Einhaltung und Vollziehung von 
Gesetzen, und diese gerade in den kleineren Gemein­
den, ohne Juristen ist Aufgabe eines Bürgermeisters -
das habe ich auch miterleben können. Er hat auch oft 
sehr zeitaufwendige Auseinandersetzungen mit dem 
Bürger zu führen, um dann als Vermittler aufzutreten, 
und das ist auch nicht immer leicht. Diese Liste ist si­
cher nicht vollständig, könnte aber auch einige meiner 
Eindrücke noch zum besten geben, was ein Bürger­
meisteramt noch ausfüllt, aber ich tue das aus Zeit­
gründen nicht. Die Expertenkommission aus Salzburg 
kommt auch zum Schluß und meint, und hier zitiere 
ich jetzt wörtlich, daß die Tätigkeiten eines Bürger­
meisters in der heutigen Zeit vergleichbar mit den 
Tätigkeiten im mittleren Privatmanägement sind und 
danach auch entlohnt werden sollen. Ich glaube, das 
ist ein wichtiger Satz. (Abg. Mag. Bleckmann: „Dann 

können sie zwei Jobs parallel machen, wie machen die 
das?") Es gibt natürlich auch Bürgermeister, die dann 
vom Beruf her eingeschränkt sind und auch auf einen 
Teil des Berufsgehaltes verzichten. (Abg. Mag. Bleck­
mann: „Wie viele sind das?") Es kommt beim Bürger­
meister auch noch dazu, daß er auch außerhalb der 
Arbeitszeit zu vielen Veranstaltungen muß und 
politische Tätigkeiten ausführen muß. Ich sage daher, 
Bürgermeister zu sein ist sicherlich kein Beruf, das ist 
mir klar, aber es ist Berufung. Ich könnte mir deshalb 
einen hauptberuflichen Bürgermeister nicht vor­
stellen, weil nach Ablauf des Mandats ein Einstieg ins 
Berufsleben sicherlich schwierig sein würde. Auch der 
Wegfall der Politikerpension erschwert die Absiche­
rung für den Ruhegenuß. Berufung und Idealismus soll 
meiner Meinung nach für e inen Bürgermeister auch 
heute noch den nötigen Stellenwert haben, aber der 
zeitliche Aufwand, welcher für dieses Amt notwen­
dig ist, muß dementsprechend finanziell abgegolten 
werden. Daher meine ich zusammenfassend, daß die 
Erhöhung der Bezüge der Gemeindefunktionäre sehr 
wohl berechtigt ist und dadurch für die Zukunft auch 
weiter gute kreative Menschen in den Gemeinde­
stuben wirken werden. Im Sinne einer guten und 
gedeihlichen Kommunalpolitik zum Wohle unserer 
Bürger in den steirischen Gemeinden ersuche ich, die­
ser Novelle die Zustimmung zu erteilen. Und dieser 
Schlußsatz gilt natürlich für die Freiheitliche Fraktion, 
weil Sachpolitik vor Parteipolitik zu stehen hat. Danke 
für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP und 
SPÖ. - 14.14 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Vollmann. Er hat das Wort. 

Abg. Vollmann (14.14 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Im Vorfeld der Beschlußfassung des Gemeinde-
mandatarebezügegesetzes hat es ja schon Presse­
meldungen und Presseaussendungen genug gegeben, 
die leider alle den Kern des Gesetzes verfehlt haben, 
nämlich die Würdigung jener, die Tag für Tag für ihre 
Menschen in ihrem Ort, in ihrem Bereich eintreten und 
rund um die Uhr da sind. Das ist ein Bürgermeister, ein 
steirischer Bürgermeister, meine Damen und Herren, 
der im Endeffekt das zu tun hat, was die Bürger von 
ihm wünschen. Es mag der eine oder andere schon 
lachen darüber, meine Damen und Herren. Mein 
Vorredner, Kollege Prutsch, hat gerade gesagt (Abg. 
Mag. Bleckmann: „Wie schaffen die das, daß sie einen 
zweiten Job machen!"), was er als Bürgermeister zu 
leisten hatte, aus der langjährigen Erfahrung dessen. 
Wissen Sie, meine Damen und Herren, die, die Sie 
heute über die Bürgermeister so reden, sollten einmal 
die Erfahrung dieser Funktionäre sammeln und nicht 
in kurzfristiger Euphorie, in die sie in den letzten 
Jahren gekommen sind, solche Urteile fällen. Meine 
Damen und Herren! Kommunales Management heute 
ist eine Frage, die ganz andere Anforderungen-an die 
Menschen stellt, an den Bürgermeister selber, und 
die vernünftigen Subsidiaritätsprinzipien der Euro­
päischen Union verteilen das Verantwortungsbewußt­
sein ein bißchen anders. Im Selbstverständnis der 
Bürger, ich habe es bereits einmal gesagt, liegt es 
eben, daß der Bürgermeister für sie jederzeit dazusein 
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hat. Ich kenne/keinen, der, wie man in einer Zeitung 
geschrieben hat, noch eine Geheimnummer hätte. 
Meine Damen und Herren^ rund um die Uhr, wenn es 
irgendwo Probleme gibt, lautet bei einem Bürger­
meister das Telefon, und er hat immer dazusein. (Abg. 
Schinnerl: „Der hat das Telefon eh abgestellt!") Er hat 
es nicht abgestellt. Das kann höchstens ein Freiheit­
licher sein. Aber da gibt es so wenige in der Steier- i 
mark, daß er das Telefon gar nicht abschalten braucht. 
Meine Damen und Herren, ich habe von der fach­
lichen Qualifikation gesprochen. Ein Manager in der 
gleichen Position eines Bürgermeisters, der beispiels­
weise so viel Geld zu verwalten hat, der'würde ganz 
anders verdienen. Wir kennen und wissen das! Wenn 
Sie sich die Mühe nehmen, „Gewinn" oder „Trend" in 
der letzten Zeit zu lesen, dort sind die Vergleiche 
enthalten, die Manager verdienen. Meine Damen und 
Herren, die persönlichen Fähigkeiten, die ein Bürger­
meister mitbringen muß, liegen nicht nur daran, daß er 
Verwalter der Gelder seiner Gemeinde ist, sondern sie 
liegen auch darin, daß er nicht nur für.seine Bürger 
jederzeit dazusein hat, sondern für diese Gemeinde 
natürlich auch Visionen zu haben hat. Ich weiß schon, 
daß nicht alle Visionen haben wollen und daß Visionen 
für manche natürlich nicht erwünscht sind. 

Aber, meine Damen und Herren, Kommunikation 
und Information sind auch ein Bereich, den eine 
Gemeinde, ein Bürgermeister zu erfüllen hat, und es 
geht darum, daß der ein Mensch sein muß, der mit 
allen Menschen seiner Gemeinde zu reden hat, mit 
Herrn Professor, Doktor, Diplomingenieur genauso, 
wie mit dem Arbeitslosen, der ihn jede Woche einmal 
besucht und ihn um Geld anjammert, weil er welches 
braucht. Traurig, daß es das geben muß, aber wir 
haben auch diese Voraussetzungen Zu schaffen. Und 
denken wir auch einmal, daß der Bürgermeister heute 
und in dieser Zeit ••- und das Beispiel der Klagen an 
viele Bürgermeister zeigt das - mit einem Fuß in der 
Strafrechtlichen Verantwortlichkeit steht. Was hat 
denn ein Bürgermeister daneben noch alles zu verant­
worten? Meine Damen und Herren, es ist so, daß in 
einer kleinen oder kleinsten Gemeinde ein Bürger­
meister fast' für alles dazusein hat. Er ist der Bau­
referent, er macht in vielen kleinen Gemeinden sogar 
noch die Trauungen, und er muß alle Bereiche, die es 
irgendwo gibt, abdecken, ist in vielen Kommissionen 
noch drinnen; ist bei einem Verband, bei zwei, bei drei 
Verbänden, im Sozialhilfeverband, im Wasserwirt-
schaftsvefband und in vielen anderen Bereichen und 
hat ein umfassendes Feld zu erfüllen von Aufgaben. 
Und, meine Damen und Herren, die Fiedler-Kommis­
sion, mein Vorredner hat sie auch schon zitiert, hat 
bestätigt am Salzburger , Modell, daß" die Fiedler-
Kommission, und Fiedler, Sie werden ja wohl nicht 
bestreiten, daß er Ihrer Fraktion angehört, hat in die­
sen Bereichen viel bewirkt und vor allem den Bereich 
der politischen Mandatare auch mit ihrer Verantwort­
lichkeit aufgezeichnet. Und vergessen Sie noch eines 
nicht, meine Damen und Herren, mit diesem Bezüge­
gesetz, das wir beschlossen haben, haben wir auch 
den Bürgermeistern wie uns selber die Möglichkeit 
genommen, zukünftig eine Pension vom Land zu be­
kommen oder vom Nationalrat. (Abg. Mag-.'•-Bleck-' 
manri; „Das ist das einzig Gute an dem Gesetz!"} 
Meine Damen und Herren! Und die Bürgermeister 
müssen nun selber dafür sorgen; sich selbef zu ver­

sichern, Beiträge einzuzahlen, Vorsorge zu treffen. 
(Abg. Mag, Bleckmann: „Die haben doch einen Beruf, 
Das muß jeder andere auch tun!") Und diese Möglich­
keit wollen wir ihnen schaffen. Meine Damen und 
Herren, ich säge ganz trocken dazu, wir stehen dazu, 
daß das vielschichtige Anforderungspröfil, das es an 
die Bürgermeister gibt, im Interesse der Bevölkerung 
und der Gemeinden und unserer staatlichen Systeme 
erfüllt wird, das - und das sage ich ganz bewußt - in 
den Gemeinden nach den besten Köpfen verlangt,. 
Und meine Damen und Herren, wenn keiner mehr 
bereit ist, dieses Amt als Bürgermeister anzutreten, 
weil er dabei noch Was hineinzahlen muß Und nicht 
einmal was herausbekommt, den zeigen Sie mir, der 
dort hineingeht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, Sie reden heute so leicht 
darüber, weil Sie einen oder zwei Bürgermeister 
haben. Aber sollte sich das einmal ändern,: meine 
Damen und Herren, dann wird es ganz anders aus­
schauen. Dann werden Sie zu Systemverteidigern, wie 
es Ihr Parteiobmann in den Bereichen des Kärntner 
Landtages bereits schon einmal gezeigt hat. (Abg. 
Mag. Bleckmann: „Was hat er denn gemacht, bitte?") 
Meine Damen und Herren! (Abg. Mag. Bleckmann: 
„Eine Verwaltungsreform hat er gemacht!") 

Meine Damen und Herren! Zur besseren Orien­
tierung hat dir, liebe Frau Kollegin Bleckmann, der 
Bürgermeister Kaltenböck aus Liezen etwas geschickt. 
Er hat eine genaue Aufstellung seines Bezuges ge­
schickt,, und er ist entgegen dem, was ihr nicht habt, 
denn in euren FP-Fonds, den ihr habt und so groß 
redet, in den ihr hineinzahlt, laßt ihr niemanden hin­
einschauen. Ich bezweifle auch, daß es ihn gibt. Und 
wenn es ihn gibt, meine Damen und Herren (Abg. 
Mag. Bleckmann: „Er kriegt auch 12.500 Schilling 
und mehr, und er ist auch noch in der Arbeiter­
kammer!"), dann vielleicht im Endeffekt nur vielleicht 
dazu, um jene zu befriedigen, die zu wenig Geld 
haben. Wie euer KoUege Schimanek, der sich das 
wenigstens zu sagen traute. Der Herr Schimanek hat 
gesagt, mit den von der Partei erlaubten 60.000 Schill 
ling im Monat bin ich nicht ausgekommen und hätte 
weniger gehabt als früher beim ORF. Und daher 
müßte der Herr FP-Landesrat Schimanek in Nieder­
österreich von seiner Partei eine 20.000-Schilling-
Zulage erhalten, meine Damen und Herren. (Abg. 
Mag; Bleckmann: „Wo ist das gestanden, im 
,News'?") Liebe Frau Kollegin Bleckmann, ich muß 
dir noch etwas sagen (Abg. Mag. Bleckmann:.„Fakten, 
eine Klage läuft schon!"): Keine Fakten, sondern 
Beweisel 

Beim Beschluß des Bezügegesetzes hast du gesagt, 
haben wir davon nicht geredet, das ist ein Irrtum, Beim 
Beschluß 'des Bezügegesetzes wurde der Bereich der 
Bürgermeister sogar zurückgestellt, um eine neue Be­
ratung durchzuführen, um eine solche neue Beratung 
durchzuführen und im Endeffekt gesetzeskönform 
herzustellen. Meine Darrten und Herren! Bei den 
Verhandlungen- das traue ich mir auch zu behaupten, 
obwohlich selber nicht dabei war, aber von allen, die 
dabei waren, gehört habe - zum Bezügegesetz haben 
Sie gezittert, und gehofft, daß ja die zwei Großen 
steif bleiben, daß Ihre Bezüge in der Höhe gesichert 
werden] Das sage ich Ihnen auch. (Abg. Mag. Bleck­
mann: „Wer sagt denn das, bitte?") Das säge ich Ihnen 
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auch einmal ganz offen und ganz bewußt. Und 
nehmen Sie das zur Kenntnis, und sonst zahlen Sie 
von Ihren Bezügen das zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wasser predigen und 
Wein trinken (Abg. Mag. Bleckmann: „Das macht der 
Flecker! "),.hat ein Großer vor mir schon einmal gesagt, 
ist zwar schön, aber der Wein, den Sie verteilen an die 
anderen, die ihn t r inken sollen, der ist sauer. Das kann 
kein 96er gewesen sein. (Beifall bei der SPÖ.) Und 
noch etwas sage ich Ihnen, meine Damen und Herren, 
ganz bewußt. Bei den Gemeinderatswahlen vor Ort 
draußen bei Ihren Funktionären schaut das anders aus, 
denn die kenne ich auch, mit denen rede ich auch und 
mit denen unterhalte ich mich auch. Und Ihre kleinen 
Funktionäre denken anders draußen als Sie. Die 
wollen für ihre ordentliche Arbeit, wenn sie eine 
machen, auch etwas bezahlt bekommen und nicht nur 
Populisten auf ihrer Seite haben , wie Sie oder wie ihr 
seid. Liebe Freunde! Noch eimal, Frau Kollegin Bleck­
mann! Legt euern Fonds offen, dann sehen wir, wo das 
Geld bleibt, das ihr einzahlt. Ich behaupte noch immer, 
bei euch erhält ein Teil der Funktionäre aus diesem 
Fonds Zuzahlungen, damit sie mit ihrem Geld aus­
kommen wie der Herr Schimanek. (Beifall bei der 
SPÖ.) _ " ' ' 

Meine Damen und Herren! Ich weiß es nicht, ob Sie 
im Vorfeld des Kärntner Parteitages das gesehen 
haben, was man dort im Endeffekt ganz unter, der 
Oberfläche versteckt hat und über das man gar nicht 
geredet hat. Und noch etwas, meine Damen und 
Herren! (Abg. Schinnerl: „Hast du das gesehen?" -
Abg. Mag. Bieckmann: „Warst du auch am Partei­
tag?") Lieber Kollege Schinnerl! Du anscheinend hast 
es nicht gehört, aber wenn du mich schon fragst, sage 
ich es dir, daß beispielsweise der Herr Freunschlag 
1,186.480 Schilling aus politischen Einkünften bezieht, 
83.500 Schilling als Lehrer und 19.380 Schilling als 
Gemeinderat in Bodensdorf. Meine Damen und 
Herren, und Sie wollen dann darüber reden, wie 
sauber Sie sind. Es ist eine Frechheit; Das sage ich 
Ihnen! (Beifall bei der SPÖ.) Und noch etwas sage ich 
Ihnen, meine Damen und Herren! Wer einen Rosen-
stingl, e inen Krasser, einen Pfeifenberger, einen 
Freunschlag und andere unter sich hat, der - meine 
Damen und Hefren - sollte nicht über andere reden, 
sondern im „mea culpa" sitzen und daran denken, 
seine Schande zu beseitigen. Glück auf! (Beifall bei 
der SPÖ. - 14.26 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Wabl. 

Abg. Dr. Wabl (14.27 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Lieber Karlheinz, deine Lautstärke und deine mit 
großer Begeisterung vorgetragenen Attacken, vor 
allem gegen die FPÖ, können nicht darüber hinweg­
täuschen, daß deine Darstellung der Dinge und Pro­
blematik nur die halbe Wahrheit beinhaltet. (Abg. 
Dr. Flecker: „Tut dir.die FPÖ plötzlich leid?") Die FPÖ 
kann sich selbst verteidigen. (Abg. Dr. Flecker: „Kan­
didierst du das nächste Mal bei der FPÖ?") Kurtl, wenn 
ich, so wie du, bei einer Partei bin, wo ein Landes­
obmann und Bürgermeister Häupl sich Sorgen macht, 
daß durch eine Steuerreform endlich Entlastung für 

jene eintritt, die mehr als 700.000 Schilling im Jahr 
haben, weil die offensichtlich zu wenig haben, und 
wenn du mit großer Begeisterung bei dieser Partei 
weiter dabei bist, dann tust du mir leid. Du weißt, wie 
oft ich hier darüber gesprochen habe, daß wir ein 
Pensionssystem haben, wo vor allem die Frauen unter 
die Räder kommen. Das waren die Ursachen, warum 
ich die Sozialdemokratie verlassen habe, weil genau 
das dort gewesen ist, was du gesagt hast, Karlheinz: 
Wasser predigen und Wein trinken. Ich will hier 
keinen Rechberger und andere zitieren, weil das der 
Sache nicht dient und bei den Menschen Verdruß 
herbeiführt. (Abg. Herrmann: „Immer vor der e igenen 
Tür kehren!") Herrmann, du brauchst dich nicht auf­
regen, weil du hast ein Abgeordnetengehalt und ein 
Bürgermeistergehalt. (Abg. Dr. Flecker: „Hast du 
deine Abfertigung als Bundesrichter schon zurück­
gegeben?") Bei Parteitagen war eine große Angst, 
daß ich die Offenlegung gefordert habe. Niemand war 
dort bereit, das zumachen . (Abg. Dr. Flecker: „Martin, 
hast du schon?") Ich habe 170.000 Schilling bekom­
men. (Abg. Dr. Flecker: „Wasser predigen und Weih 
trinken!") Weißt du, wieviel andere bekommen 
haben? (Abg. Dr. Flecker: „Hast du schon?") Kurtl, 
wenn ich an deinen Eiertanz denke, als du Klub­
obmann geworden bist und wo du dreimal in drei 
Wochen deine Meinung geändert hast, am Schluß 
dann gesagt hast, du mußt dir eine Arbeit im Landes­
dienst suchen, wo du mehr bekommst als bisher, dann 
würde ich schön den Mund halten. Du hast dem An­
sehen der Politik in dem Land damals sehr geschadet 
mit deinen vergeblichen Versuchen, dein Hofrats­
gehalt und dein Abgeoränetengehalt zu behalten. Das 
möchte ich dir nur auf deinen Weg hinaus mitgeben. 
Um jetzt auf die Sache selbst zu kommen, Kollege 
Vollmann: 

Wenn deine Argumentation richtig ist, daß man 
keine Bürgermeisterkandidaten, vor allem in den 
größeren Städten, mehr findet, und ich war damals der 
erste, der dafür eingetreten ist, daß man die Bezüge 
der kleinen Bürgermeister erhöht, weil sie im Ver­
hältnis zu den großen Bürgermeistern wirklich zu 
wenig verdient haben und es das Problem war, daß 
manche sich gesagt haben, um das Geld kann man 
sich das nicht mehr antun, wozu noch kommt, daß ein 
kleiner Bürgermeister oft selbst alles machen muß, 
Bürgermeister einer großen Stadt jedoch einen großen 
Apparat zur Verfügung haben, hat vor allem einen 
Apparat, der ihn sehr oft von den Anliegen, Sorgen 
und den Attacken der kleinen Leuten abschirmt. Ein 
Bürgermeister Stingl in Graz oder ein Bürgermeister in 
Leoben ist nicht jedem Alltagsproblem ausgesetzt wie 
ein Bürgermeister einer kleinen Gemeinde, von mir-
aus in Bairisch Kölldorf. Da wirst du mir recht geben. 
Ein kleiner Bürgermeister steht auch oft mit einem Fuß 
im Kriminellen,, weil er keinen Baumeister hat,' keinen 
Bausachverständigen hat, keinen Diplomingenieur 
oder keinen Juristen hat. Das soll hier auch einmal 
gesagt sein. (Beifall bei den Grünen und der FPÖ.) 
Daher war ich damals sehr wohl dafür, daß die Ein­
kommen der kleinen Bürgermeister entsprechend 
angehoben werden. Kollege Vollmann, mich wundert, 
daß du dich einfach herstellst und jetzt diese saftige 
Gehaltserhöhung für die Bürgermeister auch großer 
Städte, die meistens von den Sozialdemokraten regiert 
werden, ohne Umschweife verteidigst. Ich könnte dir 
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viele aufzahlen, zum Beispiel in Kapfenberg. Fraui 
Kollegin Bleckmann, Sie werden mir verzeihen, daß 
ich Kollegin sage, die ELubobfrau Bleckmann hat 
das nachfolglich geschildert. Darin liegt ja auch das 
Problem. Ich bin der Meinung, daß heute Bürger­
meister ab einer gewissen Größe vollberuflich tätig 
seih sollen. Was hat das für einen Sinn, wenn in 
Kapfenberg der Herr Bürgermeister Prieschl - ich will 
ihm aber persönlich nicht nahetreten - als Oberamts­
rat, früher war er Gemeindesekretär, und als Bürger­
meister tätig ist. Er ist ja nur eine Arbeitskraft. Er soll 
daher ein ehrliches, sauberes Gehalt haben, eines, das 
die meisten haben und wie heute wünschenswert 
wäre, Du verteidigst jetzt in dem Fall eine Gehaltser­
höhung des Bürgermeisters Prieschl - ich weiß nicht-
um wieviel im Monat ^ jedenfalls um einen saftigen 
Betrag. Und da wollen wir als Opposition nicht mit­
machen. Das hat nichts damit zu tun', wie viele Bürger­
meister die FPÖ hat oder wie viele Bürgermeister die 
anderen haben. Wir Grünen, du hast uns Gott sei Dank 
verschont, haben keinen Bürgermeister, richtig. Das 
Argument von dir wird nicht richtig und nicht besser, 
wenn man andere Dinge oder andere Beispiele auf­
zeigt. Ich stelle fest, daß die jetzige Gehaltserhöhung 
für aktive Bürgermeister in der Obersteiermark dazu 
führt, daß sie sich in die Nähe des Bundeskanzlers 
hin bewegen. Und da muß ich dir schon sagen, das 
Ziel der Gehaltspyramide, dieses Fiedler-Planes, und 
Fiedler ist kein Blauer, sondern - so weit ich weiß - ist 
ein Schwarzer immer gewesen, das sollte dir vielleicht 
entgangen sein, das Ziel des Fiedler-Planes war, und 
darauf sind wir in der Steiermark stolz, und die Damen 
und Herren aus Baden-Württemberg haben uns sogar, 
darum beneidet, die gesagt haben, das gibt es in 
Deutschland noch nicht, es gibt Ministerpensionen 
plus Abgeordnetenpensionen, sie haben jedenfalls 
gesagt, das ist ein Schritt nach vorne, Aber mit diesen 
Doppelbezügen erreichen wir jetzt, daß dein Bürger­
meister von Kapfehberg annähernd so viel verdient 
wie der Herr Bundeskanzler. Das wollten wir einmal 
verhindern und war unser gemeinsames Ziel in den 
Beratungen, und jetzt wird das über Bord geworfen. 
Kollege Vollmann, du hast es ausgesprochen, letztlich 
dient diese unzumutbare Gehaltserhöhung vor allem 
für die Höheren, die alle eine Pension haben.: Der 
Prieschl braucht sich keine Sorgen um seine Pensipn 
zu machen, Hofrat Konrad in Leoben auch nicht, weil 
er ist Finanzhöfrat und hat eine Pension in der Tasche. 
Alle diese Bürgermeister bekommen offensichtlich 
diese Gehaltserhöhung deshalb, damit sie sich eine 
zweite Zusatzpension anschaffen können. Das wollten 
vor allem wir Grüne immer verhindern. Wir haben 
gesagt, machen wir endlich reinen Tisch..Die Politiker 
sollen, wie die. einfachen Bürger, eine Pension be­
kommen, (Abg. Vollmann: „Warte ein bißchen!") Ich 
warte auf dich, gerne. Ich säge dir, daß, Gott sei Dank, 
diese Regelung, daß Abgeordnete eine eigene Pension 
haben, abgeschafft worden ist. Du' willst sie auf 
Umwegen wieder einführen. (Abg. Volhnann: „Du 
wirst als Richterbeamter eine; Pension bekommen und 
dazu auch als Abgeordneter, weil du die Voraus­
setzungen erfüllst! - Abg. Tasch: „Du bist der größte 
Obinehmer! "j Ich verwahre, mich gegen den Aus-

dniek, der gröiföev©^ 
ich. persönlich überhaupt:.niemanden beleidigt,sund,! 

zweitens habeich Ms -heute die Pension, äie rnir: auf 

Grund .der Gesetze, die die Mehrheit in dem Land 
beschlossen hat, zustehen, nicht bekommen. Ich 
habe das nicht beschlossen, als ich im Jahr 1979 in die 
Politik gegangen bin, daß es eine eigene Politiker­
pension gibt, wo andere heute 60.000 bis 70.000 Schil­
ling haben. (Abg. Tasch: „Du hast eine Abfertigung 
bekommen!") Ich habe sie bis heute noch gar nicht 
beantragt, Kollege Tasch. Ihr habt diese Systeme 
geschaffen. Ihr habt alle Hände vollzu tun gehabt. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Zweites, Kollege Vollmann, und was euch 
Mächtigen ins Stammbuch geschrieben sein soll: Mit 
dieser Gehaltserhöhung wird bewirkt, daß letzten 
Endes die anderen Vorstandsmitglieder von Gemein­
den, die oft gar nicht arbeiten dürfen, weil ihr, wo ihr 
die Mehrheit habt, die gar nicht arbeiten läßt. Das 
ist ja das Paradoxe an diesem System der Gemeinden, 
daß es Bürgermeister, Vizebürgermeister oder Finanz­
referenten gibt, die nur unterschreiben dürfen, und 
der Vizebürgermeister darf einmal im Monat bei der 
Vorstandssitzüng sein. Sie sollen gar nicht arbeiten, 
weil das den Mächtigen in dem Lande gar nicht Ins 
Konzept paßt. (Abg. Vollmann: „Also das glaube ich 
nicht!") Du kennst das nicht? Es gibt Vizebürger-
meister, die nicht einmai ein eigenes Büro in der 
Gemeinde haben. Sie dürfen nur hinaufgehen und 
Grüß Gott sagen. Ich war fünf Jahre Vizebürger­
meister. Wenn ich hinaufgekommen bin, bin ich be­
handelt worden, als ob ich auf Besuch wäre. (Abg. 
Vollmann: „Aber du bist trotzdem überall hinge­
gangen und hast dein Geld ausgegeben!") Um. das 
geht es nicht, ob ich mein Geld ausgebe öder nicht. Ich 
habe ja etwas arbeiten wollen als Vizebürgermeister. 
(Abg. Vollmann: „Aber wenn du nichts getan hast!") 
Ihr läßt die Leute ja gar nicht arbeiten, die in der 
Minderheit sind. Das ist die Demokratie von euch, 
(Beifall bei der FPÖ.) Du bist genau so ein Diktator und 
Oberbonze wie die anderen. Das sage ich dir auch in 
dem Fall. (Abg. Tasch: „Über 90 Prozent der Be­
schlüsse sind vorher bekannt und einstimmig!") Ja, 
weil vielleicht den anderen. Leuten nichts übrigbleibt. 
Aber das ist kein Kriterium der Einstimmigkeit, ob er 
drüberfährt oder nicht. (Abg. Tasch: „Du hast ja keine 
Ahnung von der Tätigkeit eines Bürgermeisters!") 
Ich bedanke mich, Tasch, für deine „Obinehmer-
Titulierung", ich werde mir das merken, aber ich halte 
es leicht aus, weil ich habe ein reines Gewissen. Ich 
weiß nicht, ob du so ein reineS Gewissen hast. Aber 
eines steht fest, daß wir leider Gottes auch in den 
größeren Stellen keine Ressörtzuständigkeit haben. 
Das heißt also, die Vizebürgermeister der Minderheit, 
die dürfen nicht einmal vertreten, weil der Bürger­
meister Angst hat, wenn der einmal dort auftritt, daß er 
vielleicht ein ganz gutes Bild macht. Und ein Letztes, 
wo für mich der springende Punkt heute ist und einer 
der Angelpunkte, das paßt überhaupt nicht in das 
System, Kollege Schützehhöfer. Wir haben damals 
diskutiert, der Kollege Lopatka, und die Idee war 
immer, eine feste Pyreunide, gesetzlich festgeschrie­
ben, die den Versuch unternimmt, die Wertigkeit, die 
Qualität der Arbeit der einzelnen Posten gegen­
überzustellen, da ist der Kanzler, die Nationalrate und 
so weiter. Und wir haben immer gesagt, es ist dringend 
hotwendig ufid'sinnyolL diese Eihkönunen zu fixieren, 
daßvdas zusammenpaßt. Weil bis dato, bis zur Bezüge^ 

• pyrämide war es-ja so, daß äerBürgerinelstervpn Graz 
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mehr bekam als der Bundeskanzler, also ein Wild­
wuchs, den wir abschaffen wollten. Und jetzt habt ihr 
beschlossen, Kollege Vollmann, das verstehe ich wirk­
lich nicht. In einer Gemeinde, wo eine satte Mehrheit 
ist zum Beispiel, und die gleiche Gemeinde ist die 
Nachbargemeinde. Im einen Fall findet sich eine 
Mehrheit, weil das eine Partei ist, die sagt, unser 
Bürgermeister muß auf Grund der wirtschaftlichen 
und kulturellen Zusammenarbeit, der verdient mehr, 
der bekommt dann bis zu 25 Prozent mehr bis zu den 
10.000 Gemeinden, und in der Nachbargemeinde, wo 
der Bürgermeister die gleiche Arbeit hat, wo fast die 
gleiche Gemeinde ist, nur wo sich keine Mehrheit 
findet oder wo das Budget vielleicht in dem Fall nicht 
so belastbar ist oder, nicht so ausbaufähig, dort be­
kommt er nicht die 25 Prozent. Daher frage ich euch, 
bitte, welche sachlichen Gründe gibt es, daß man hier 
diesen Paragraph 6 Absatz 2 einfügt? Der ist system­
widrig, der ist ungerecht und der ist auch sinnlos. Und 
ich sage euch noch einmal warum, weil er nur Tür 
und Tor öffnet von parteipolitischem Hickhack auf 
Gemeindeebene. (Beifall bei den Grünen.) Dieser 
Paragraph führt dazu, daß die Gemeinderäte draußen, 
daß die Bevölkerung draußen mit Streitigkeiten, mit 
Diskussionen um solche Gehälter befaßt oder belastet 
wird, die man uns ersparen könnte. (Abg. Ing. Locker: 
„Wie da!") Genau so wie da! Und ich sage euch einen 
Punkt, der einzige Punkt, der bisher offen war, das ist 
jetzt auch geändert, war der fünfte und der sechste 
Stadtrat, der Vorstand. Da hat es in der Gemeinde­
ordnung geheißen, dem kann ein Gehalt gegeben 
werden. Was glaubt ihr, in den Gemeinden, wo das ge­
wechselt ist, was da für eine sinnlose, der Politik scha­
dende Diskussion stattgefunden hat. Und jetzt haben 
wir e inen Paragraphen eingeführt, der Tür und Tor 
öffnet bei jeder Gemeinde, oder jede Gemeinde­
mehrheit kann in Versuchung kommen, Kollege 
Prutsch, daß sie von den 25 Prozent Gebrauch macht. 

• Das ist systemwidrig. Das ist gegen die Pyramide, das 
ist auch ungerecht, und es führt dazu, daß die Politik in 
Mißkredit kommt. Ich frage daher, ich habe es nicht, 
Lopatka, ich habe es nicht überrissen, warum ihr das 
da drinnen haben wollt. Ich verstehe es nicht. Du mußt 
doch zugeben, daß es nirgends bisher das gegeben hat 
und nicht geben soll. Ich verstehe es nicht, sagt es mir 
nachher. Ich warte auf eine Antwort, warum zwei 
Gemeinden, nehmen wir den Fall an, die sind gleich 
groß, gleiche Farbe des Bürgermeisters, gleiche Finan­
zen ungefähr, der eine Gemeiriderat beschließt es, der 
andere nicht. Was für einen sachlichen Grund gibt es 
dafür, daß man diese Unterschiede vornimmt? Warum 
habt ihr das gemacht? Ich warte auf eine Antwort, viel­
leicht kann sie mir wer geben. Bisher habe ich keine 
überzeugende Antwort dafür gefunden: Ich sage sogar 
eines dazu. Wir könnten uns unter Umständen, alles 
andere ist diskutabel, ihr habt gemeint, die Bezüge 
gehören erhöht, aber dieser Punkt ist für uns ein Stein 
des Anstoßes, der einfach nicht auszuhalten ist, und 
daher habe ich einen Abänderungsantrag hier einge­
bracht, der lautet zum Steiermärkischen Gemeinde­
bezügegesetz: 

Es wird der Antrag gestellt, der Landtag wolle be­
schließen: -

Ganz einfach auch für Nichtjuristen: 

Der Paragraph 6 Absatz 2 dieses Gesetzes entfällt. 

Das wäre zumindest eine Lösung, die unserem 
Pyramidengedanken, bitte noch einmal, Kollege 
Strenitz, du warst, glaube ich, dabei, oder der Präsi­
dent Hasiba, die Leute aus Baden-Württemberg haben 
uns dafür gelobt. Die haben gesagt, Gott sei Dank in 
der Steiermark, das kennen wir gar nicht, diese ver­
suchte Symmetrie im Sinne des Fiedler-Vorschlages 
vom kleinen Bürgermeister bis rauf zum Bundes­
kanzler. Das hat ja e inen Sinn. (Abg. Schützenhöfer: 
„Aber der Bürgermeister aus Baden-Württemberg hat 
auch gesagt, daß er nach der zweiten Amtsperiode 
eine volle Pension hat!") Da hat er aber dann zu­
gegeben, Kollege Schützenhöfer, daß dieser Tatsache, 
daß er nach zwei Perioden gleich die Pension be­
kommt, auch in der Bevölkerung sehr großen Unmut 
hervorruft. Und du weißt, daß in Deutschland Minister, 
die ausscheiden und Abgeordnete werden, die be­
kommen eine Ministerpension ab 55, die haben ein 
Abgeordnetengehalt , also Privilegien in Reinkultur. 
Das hat er nämlich auch däzugesagt. Ich bin stolz dar­
auf, daß wir eine Pyramide haben. Wir Grünen haben 
im Bund unter Überwindung mancher Widerstände 
mitgewirkt, weil wir geglaubt haben, das hat einen 
Sinn. Wir haben auch mitgewirkt an der Idee, eine 
Pension für alle zu verwirklichen, weil das vor allem 
für die Frauen in dem Land, die keine eigene Pension 
haben, ein Riesenskandal und ein Grund zur Erregung 
und Aufregung ist. Da haben wir endlich einmal in die 
Richtung etwas zusammengebracht. Laßt doch den 
Paragraphen 6 Absatz 2 fallen. Ich verstehe nicht, 
warum der unbedingt sein muß, wer den erfunden hat, 
das ist mir schleierhaft. Ich glaube, Kollege Schützen­
höfer, du bis intelligent genug, daß du das nicht ge­
wesen bist. Ich nehme eher an, daß das andere waren, 
die vielleicht ihre Phantasie verbraucht haben. Aber 
ich weiß, es hilft nichts, in dem Haus zu appellieren, 
weil das ist so gelaufen. Aber vielleicht wird euch 
noch, wenn ihr von den Gemeinderatszeitungen lesen 
könnt, was für Streit entstanden ist wegen dem Para­
graphen, ihr werdet vielleicht noch an das denken, 
was ich hier gesagt habe. Danke schön! (Beifall bei 
den Grünen und der FPÖ. - 14.44 Uhr.) 

Abg. Mag. Bleckmann: Herr Präsident! Darf ich eine 
tatsächliche Berichtigung machen, bitte? 

Präsident Dr. Strenitz: Ja, aber am Schluß der 
Diskussion! 

Präsident Dr. Strenitz: Jetzt erteile ich dem 
nächsten Hauptredner das Wort. Das ist der Herr 
Abgeordnete Dr, Brünner. 

Abg. Dr. Brünner (14.44 Uhr): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist eben fast für mich zum Weinen, wenn ich 
diesen Debatten lausche. Ich frage mich bei solchen 
Debatten, warum es in unsere Köpfe nicht hineinzu­
bringen ist, daß wir durch diese Art von Diskussion die 
größten Förderer dafür sind, daß sich die Bevölkerung 
mit Grauen von der Politik abwendet. Wir sind, die 
größten Förderer dieser Politikverdrossenheit! (Bei­
fall beim LIF, der ÖVP und SPÖ.j Ich würde mir 
wünschen, daß wir anläßlich einer solchen Debatte 
auch einmal darüber diskutieren, und zwar intensiver 


